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Österreichisches
A N W A L T S B L A T T

6 0 . J a h r g a n g ,  M a i  1 9 9 8 ,  H e f t 5

D e r  a k t u e l l e  B e i t r a g

Präsident Dr. Klaus Hoffmann

Recht wird Unrecht,
auch in Österreich, wenn die Mächtigen es wollen – und dies scheint der Fall.

Beschäftigungsplanes unter Konzessions-
gremien, die nach der ersten Fassung aus-
schließlich von Standesvertretern besetzt
sind, die Kammern der freien Berufe mei-
nen und daher in Wahrheit die Selbstver-
waltung (Autonomie) beseitigt wollen. An-
ders kann die Forderung nach Zulassung
von staatlicher Seite und die Einbringung
auch von Konsumenteninteressen nicht ge-
deutet werden. Daß in der letzten Fassung
das Wort „StandesvertreterInnen“ durch
das Wort „BerufsvertreterInnen“ ersetzt
wurde, mag ein Signal für Wohlmeinende
sein, wird aber die Absicht der Verfasser
nicht nachhaltig beeinflussen. Höchste
Vorsicht ist daher bei der Umsetzung des
Beschäftigungsplanes geboten.

Aus Sorge vor einer schädlichen Entwick-
lung rufe ich daher alle, denen Rechtsstaat-
lichkeit, Selbstverwaltung und Autonomie
etwas bedeutet, zur Wachsamkeit auf.
„Deregulierung“ bedeutet Verlassen des
Ordnungssystems, gelebt durch das ge-
satzte Recht und daher in Wahrheit die
Gefährdung der Freiheit, die ohne Ord-
nungsprinzip zur Freiheit weniger Starker
würde. Im demokratischen Rechtsstaat
wird die Freiheit des Einzelnen durch
Rechtsnormen abgesichert, die nach dem
Mehrheitsprinzip zustande kommen als
Freiheitssicherung einer möglichst großen
Zahl von Bürgern. Zerstören der Ordnung
durch Deregulierung, also Beseitigung von
Normen, muß daher konsequent zu der
Beseitigung der Freiheit für viele führen.

Immer häufiger wird unbedacht von „EU-
Konformität“ und „Notwendigkeiten des
europäischen Wirtschaftsraumes“ gespro-
chen, um Einzelinteressen zum Durchbruch
zu verhelfen. Ungezügelter Wirtschafts-

liberalismus auf der einen Seite und
Wunsch der Konsumenten auf der ande-
ren nach möglichst billiger Ware und
Dienstleistung, beides ein Argument für
Deregulierung, zerstört ausgewogeneWirt-
schaftsstrukturen und damit das geordnete
Zusammenleben zwischen großen, mittle-
ren und kleinen Unternehmungen und ihren
Kunden. Will man diese Entwicklung ver-
meiden, ist maßvolle Ordnung vonnöten.
Damit nicht der Eindruck entsteht, ich
redete etwas herbei, das nur auf dem Bo-
den der Furchtsamkeit entstanden sein
kann, verweise ich auf einen Beitrag in der
Kronen Zeitung vom 4. 4. 1998 unter der
Überschrift „Da muß man reinstechen“ –
Worte, die aus dem Mund des Vizepräsi-
denten der Arbeiterkammer Wien, Werner
Muhm, stammen, der wohl an der Formu-
lierung der oben zitierten Passagen aus
dem Beschäftigungsplan beteiligt war.
Selbstverwaltung, Standesregeln und Qua-
litätsmaßstäbe sowie Beschränkung wett-
bewerbswidriger Werbung passen wohl
nicht in das Weltbild jener, die von unge-
zügeltem Wettbewerb und der Zerstörung
vermeintlicher Reservate träumen und
glauben, dadurch immer wohlfeiler zu Lei-
stungen und Waren zu kommen. Gerechte
Entlohnung für gute Leistung wird verteufelt
und den Unternehmen damit der Lebens-
nerv gezogen. Am Ende wird es nichts
mehr umzuverteilen geben.
Auf die Rechtsanwaltschaft bezogen be-
deutete die Umsetzung des Beschäfti-
gungsplanes im besprochenen Bereich die
Beseitigung rechtlicher und wirtschaftlicher
Unabhängigkeit und damit offene Konfron-
tation.
Wir werden uns zu wehren wissen.

„Die hochpreisigen freien Berufe sind zu
deregulieren“: so Bundesminister Farnleit-
ner.
Oder der nationale Beschäftigungsplan:
„Prüfung von Erleichterungen beim Zugang
zu bestimmten freien Berufen (Öffnung für
FachhochschulabsolventInnen) . . .“;
Besetzung der Konzessionsgremien nicht
ausschließlich von StandesvertreterInnen
bzw Zulassung von staatlicher Seite unter
Einbringung nicht nur des Sachverstandes
der StandesvertreterInnen, sondern auch
von Konsumenteninteressen“
(2. Fassung)
„Prüfung von Erleichterungen beim Zu-
gang zu bestimmten freien Berufen unter
Wahrung der beruflichen Selbstverwal-
tung (Öffnung für Fachhochschulabsolven-
tInnen) . . .“;
Besetzung der Konzessionsgremien nicht
ausschließlich mit BerufsvertreterInnen bzw
Zulassung von staatlicher Seite unter Ein-
bringung nicht nur des Sachverstandes der
BerufsvertreterInnen, sondern auch von
Konsumenteninteressen“
(scheinbar verbesserte letzte Fassung).
Abgesehen davon, daß derartige Maßnah-
men in einem Beschäftigungsplan nichts zu
suchen haben, entsteht bei nur oberflächli-
chem Lesen wegen der geschickten Wort-
wahl nicht einmal das Gefühl, Kritik sei
angebracht, paßt das Geplante doch
durchaus in den Zeitgeist, der Öffnung
und Bürgernähe fordert und dabei über-
sieht, daß das ausgewogene Ordnungssy-
stem unserer Rechtsordnung beschädigt
und die Rechtsstaatlichkeit in Frage gestellt
wird.
Jedenfalls für mich ist offensichtlich, daß
die Verfasser der zitierten Passagen des
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Bekämpfung von Zahlungs-
verzug im Handelsverkehr –
Inkassobüros

Die Mitteilung der Europäischen Kommission in ihrem „Bericht
über Zahlungsverzug im Handelsverkehr“ vom 9. 7. 1997, daß
sie als eine mögliche Maßnahme zur Verringerung des Zahlungs-
verzuges in Europa vorschlagen werde, im Rahmen einer Richtlinie
auch den Inkassobüros die gemeinschaftsweite gerichtliche Gel-
tendmachung von Forderungen zu ermöglichen, löste eine heftige
Reaktion des ÖRAK, aber auch des BMJ und verschiedener euro-
päischer Anwaltsorganisationen aus (siehe Berichte im AnwBl*)).
Am 14. 4. 1998 teilte nun der Generaldirektor der Generaldirek-
tion XXIII der Europäischen Kommission in einem Brief an ÖRAK-
Präsident Dr. Hoffmann mit: „Wie Sie vielleicht wissen, hat die
Kommission kürzlich einen Vorschlag für eine Richtlinie zur
Bekämpfung von Zahlungsverzug im Handelsverkehr vorgelegt, in
dem das Problem der Inkassounternehmen ausgeklammert wurde.“

Der Vorschlag für eine Richtlinie des Europäischen Parlaments und
des Rates zur Bekämpfung von Zahlungsverzug im Handelsverkehr
war bei Redaktionsschluß noch nicht im Amtsblatt veröffentlicht.
Nach der vorliegenden vorläufigen Kopie wird hinsichtlich des
Mahnverfahrens nur grundsätzlich festgestellt, daß die Mitglied-
staaten dafür sorgen, daß es ein beschleunigtes Betreibungsverfah-
ren für unbestrittene Schulden geben soll. Nach Nr 4 des Art 5 soll
der Gläubiger wählen können, ob er von einer dritten Person ver-
treten werden will. Offenbar soll den Inkassobüros die Vertretung
damit innerstaatlich doch noch ermöglicht werden. Das Thema ist
also damit nicht vom Tisch.

Der nunmehr vorliegende Vorschlag stellt aber doch einen Fort-
schritt gegenüber dem Vorentwurf, in dem ausdrücklich von
Beschleunigung der Gerichtsverfahren durch „autorisierte Inkasso-
büros“ die Rede war, dar. Dieses Ergebnis ist einer intensiven,
gezielt an alle beteiligten Institutionen und Persönlichkeiten in der
Kommission und im Europaparlament gerichteten Information zu
verdanken. Vor allem hat Frau Kollegin Dr. Elisabeth Scheuba
(RAK Wien) die Stellungnahme des ÖRAK mit einer überzeugen-
den Argumentation ausgearbeitet und in der Folge eine umfangrei-
che Korrespondenz mit den österreichischen EU-Parlamentariern,
darüber hinaus mit den aus dem Anwaltsstand kommenden EU-Par-
lamentariern (deutsch, englisch und französisch) mit den General-
direktionen XXIII, XXIV und V, sowie mit der Europäischen Konsu-
mentenorganisation (BUC) geführt, die zu erfreulichen positiven
Reaktionen führten. So richtete zum Beispiel der Freiheitliche Abge-
ordnete im Europäischen Parlament, Professor Dr. Hager, am
8. 12. 1997 eine parlamentarische Anfrage an die Kommission.
Auch von den EU-Parlamentariern Dr. Maria Berger (SP), Dkfm. Ilo-
na Graenitz (SP) und Dr. Marilies Flemming (VP) kamen positive

Reaktionen. Das BMJ unterstützte mit seiner Stellungnahme die
Bedenken der Anwaltschaft.

Da bei der Anhörung am 7. 10. 1997 die Argumente der Anwalt-
schaft kaum vorgetragen werden konnten, erfolgte am 29. 10.
1997 eine Vorsprache der Präsidenten der Deutschen Rechtsan-
waltskammer Dr. Haas und des Generalsekretärs Dr. Wrabetz für
den ÖRAK bzw Frau Dr. Lörcher von unserem gemeinsamen Büro
in Brüssel in der GD XXIII.

Nach dieser Vorsprache entstand der Eindruck, daß wegen massi-
ver Interventionen der Inkassobüros wenig Verständnis für die Argu-
mente der Anwaltschaft bestünden. Frau Kollegin Dr. Scheuba
intensivierte daher ihre Informationskampagne. Für diesen erfolg-
reichen Einsatz im Interesse der Kollegenschaft ist aufrichtig zu
danken. Die Sinnhaftigkeit des gemeinsamen Büros in Brüssel
wurde durch die laufende Berichterstattung von Frau Dr. Lörcher
unter Beweis gestellt.

Das bisherige Ergebnis war nach einer verhältnismäßig ungünsti-
gen Ausgangslage kaum zu erwarten. Nun wird gemeinsam mit
dem BMJ zu prüfen sein, welche positiven Aspekte des Richtlinien-
vorschlages aufzugreifen und zu unterstützen sind.

Dr. Peter Wrabetz

Bundespflegegeldgesetz

Der Österreichische Rechtsanwaltskammertag hat zum Entwurf
eines Bundesgesetzes, mit dem das Bundespflegegeldgesetz geän-
dert wird, die nachstehend im Wortlaut abgedruckte Stellung-
nahme abgegeben. Wir gehen davon aus, daß ein besonderes
Interesse der Standesangehörigen an dieser Gesetzesmaterie
besteht, so daß wir ausnahmsweise die ganze Stellungnahme im
Begutachtungsverfahren der Kollegenschaft zur Kenntnis bringen
wollen.

GZ: 13/01 98/1602
Wien, am 2. April 1998

An das
Bundesministerium für Arbeit, Gesundheit und Soziales
Stubenring 1
1010 Wien

Betrifft: Entwurf eines Bundesgesetzes, mit dem das Bundespflege-
geldgesetz (BPGG) geändert wird
Zl. 40.101/2-9/88

*) 1. Klaus Hoffmann: „Flüchtige Gedanken zu einem überflüssigen Vor-
schlag“, AnwBl 1997 11/773;
2. Stellungnahme des ÖRAK zum Richtlinienvorschlag, AnwBl 1997
11/777ff, ebenso Heft 10/694.
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Sehr geehrte Damen und Herren!

Der Österreichische Rechtsanwaltskammertag erstattet zu dem im
Betreff angeführten Gesetzesvorhaben nachstehende

STELLUNGNAHME:

Gegen den vorliegenden Gesetzesentwurf werden seitens des
Österreichischen Rechtsanwaltskammertages nur die in Pkt 2. zum
Ausdruck gebrachten Einwendungen – diese betreffen die Rechts-
anwaltschaft unmittelbar – erhoben.

1. Die Schließung einer Schutzlücke durch Einbeziehung der
emeritierten Universitätsprofessoren (§ 3 Abs 1 Z 4) wird ebenso
begrüßt, wie die Einbeziehung von Personen, die Bezieher einer
Hilfeleistung nach § 2 Z 2 des Verbrechens-Opfer-Gesetzes sind
(§ 3 Abs 1 Z 8).

2. Was die für die freien Berufe und sohin auch für Rechtsanwälte
in § 1 Abs 2 BPGG bedeutsame Änderung angeht, ist festzuhalten:

2.1. Nach der bisherigen Gesetzeslage konnte der Bundesmini-
ster für Arbeit und Soziales mit Zustimmung des Bundesministers
für Finanzen durch Verordnung die Mitglieder der Rechtsanwalts-
kammern (§ 1 Abs 2 Z 2) in den anspruchsberechtigten Personen-
kreis einbeziehen, soferne diese Personen nicht in der gesetzlichen
Pensionsversicherung bereits versichert waren. Diese Regelung
wies das offenbar nicht beabsichtigte Defizit auf, daß letztlich
emeritierte Rechtsanwälte hievon nicht erfaßt waren, weil mit
einem Pensionsübertritt des Rechtsanwaltes seine Mitgliedschaft in
der Rechtsanwaltskammer verloren ging.

2.2. Nunmehr sieht die Neuregelung vor, daß nach Anhörung der
für das Bundesgebiet jeweils in Betracht kommenden gesetzlichen
beruflichen Vertretung mit Verordnung die Bezieher von wieder-
kehrenden Versorgungsleistungen aus der Versorgungseinrichtung
gem § 50 RAO (sollte richtig heißen: § 49 Abs 1 RAO) in den
anspruchsberechtigten Personenkreis einbezogen werden können
(§ 2 Abs 2 Z 2). Da diese Regelung darauf hinausläuft, daß die
von den Kammermitgliedern dotierte Versorgungseinrichtung im
Verordnungsweg mit Leistungen für bereits ausgeschiedene Mit-
glieder belastet werden kann, ist es aus verfassungsrechtlichen
Gründen erforderlich, ein Zustimmungsrecht der Standesvertretung
für eine solche Einbeziehung aufzunehmen.

2.3. Infolge der durch die Einbeziehung unter Umständen auftre-
tenden plötzlichen Belastung der Versorgungseinrichtung, erscheint
nur eine Einschleifregelung verfassungskonform, wie sie etwa dar-
in bestünde, daß für die ab Inkrafttreten des Gesetzes in den Ruhe-
stand tretenden Rechtsanwälte eine Einbeziehung verfügt werden
kann. In diesem Falle könnte sich die Versorgungseinrichtung
durch eine sukzessive Anhebung der von den aktiven Rechtsanwäl-
ten zu leistenden Beiträge im Rahmen des Umlageverfahrens auf
diese geänderten Verhältnisse einstellen.

2.4. Der Österreichische Rechtsanwaltskammertag vertritt daher
die Auffassung, daß die in der geplanten Novelle vorgesehene

Möglichkeit, durch Verordnung die Versorgungseinrichtung für
sämtliche emeritierte Rechtsanwälte mit einer neuen und bisher in
§§ 49ff RAO nicht vorgesehenen Leistung zu belasten, nur mit
Zustimmung der Standesvertretung erfolgen darf, ansonsten ein
unzulässiger Eingriff in gem Art 5 StGG geschützte Grundrechte
erfolgt.

Unbeschadet dessen ist der Österreichische Rechtsanwaltskammer-
tag der Meinung, daß die einzelnen Rechtsanwaltskammern Über-
gangsregelungen schaffen sollen, aufgrund welcher ehemaligen
Standesmitgliedern ein Anspruch auf Pflegegeld eingeräumt wird.

3. Der geplanten Einführung von Mindesteinstufungen für Pflege-
geld (§ 4a) stimmt der Österreichische Rechtsanwaltskammertag
aus Gründen der Rechtssicherheit zu. Da die Einstufungsverord-
nung aufgrund der Rechtsprechung des OGH die Gerichte nicht
bindet, ist es zur Vermeidung unterschiedlicher Einstufungen zu
begrüßen, daß Leiden, die von medizinischer Seite typische Ein-
schränkungen nach sich ziehen, mit bestimmten Mindesteinstufun-
gen versehen werden.

Mit vorzüglicher Hochachtung
 DER ÖSTERREICHISCHE RECHTSANWALTSKAMMERTAG

 Dr. Klaus HOFFMANN
 Präsident
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Wichtige

Rechtsschutz-Versicherung
Versicherungsverband gibt ab Mitte April 1998
Erläuterungen zu den Musterbedingungen heraus

1997 waren über 3,3 Millionen Österreicher Rechtsschutz versi-
chert. Mehr als 2,3 Millionen mal wurde die Rechtsschutz-Versiche-
rung 1997 in Anspruch genommen.

Seit dem Beitritt Österreichs zum EWR und zur Europäischen Union
werden die Angebote der Rechtsschutzversicherer immer vielfälti-
ger, damit aber leider auch immer schwerer vergleichbar. Aus die-
sem Grund hat die Rechtsschutz-Sektion des Versicherungsverban-
des bereits 1994 Musterbedingungen geschaffen, zu denen nun
leicht verständliche Erläuterungen ausgearbeitet worden sind.

Die Erläuterungen kommentieren auf insgesamt 300 Seiten die ein-
zelnen Bedingungsstellen zur Rechtsschutz-Versicherung, machen
auf inhaltliche aufmerksam und erleichtern damit sowie durch prak-
tische Beispiele und ein umfangreiches Stichwortverzeichnis auch
dem Laien den Überblick über die Qualität seiner eigenen Rechts-
schutz-Versicherung.

Ab Mitte April können diese Erläuterungen beim Verband der
Versicherungsunternehmen Österreichs, Schwarzenbergplatz 7,
1030 Wien, gegen einen Kostenbeitrag von öS 250,– bezogen
werden.

Besondere
Ermittlungsmaßnahmen
Das BMJ stellt uns den Einführungserlaß zum Bundesgesetz über „be-
sondere Ermittlungsmaßnahmen“, BGBl I 1997/105, zur Verfügung.
Diese wichtige Information kann im Generalsekretariat angefordert
werden.

RA Dr. Hubert Hasenauer informiert uns wie folgt:

Berichtigung des Hand-Tarifes für Rechtsanwälte
(1/98, Seite 40 zu TP 3, 4. Absatz)

Mit BGBl I 1997/130 wurde im Art I, 4., nachstehende Be-
stimmung aufgenommen: „In Tarifpost 3 entfällt in der Anmer-
kung 2 der dritte Satz“.
Durch diese Bestimmung wurde mit Wirksamkeit 1. 1. 1998
die Rückerstattung der halben Pauschalgebühr im Falle der
Verwerfung (Zurückweisung) einer außerordentlichen Revisi-
on mangels Vorliegens der Voraussetzungen des § 502 Abs 1
ZPO aufgehoben, es findet seit diesem Zeitpunkt keine Rück-
erstattung mehr statt.
Es ist daher auf Seite 40 des Hand-Tarifs für Rechtsanwälte
I/98 der 4. Abs zu TP 3 ersatzlos zu streichen.
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Termine

Inland
3. Juni Wien

MANZ-Seminar: Peter-Erik Czák, Rhetorik-Crash –
Prägnanz, Motivation, Charisma

4. Juni Wien
WU Wien – Abteilung für Unternehmensrecht: Forum
für internationales Wirtschaftsrecht: Prof. Dr. Dr. h.c.
Marcus Lutter, Gesellschaftsrecht und Kapitalmarkt-
recht

5. Juni Linz
Österreichische Juristische Gesellschaft: „IUS 2000“
Aktuelle Rechtsprobleme der Telekommunikation –
Univ.-Prof. Dr. Johannes Hengstschläger, Dipl.-Ing.
Dr. iur. Dr. techn. Walter J. Jaburek, Univ.-Prof. Dr.
Peter Rummel

5. Juni Innsbruck
MANZ-Seminar: HR Dr. Franz M. Adamovic, Gene-
ralanwalt Dr. Kurt Kirchbacher, Erfolgreich im Rechts-
mittelverfahren – Tips aus der Praxis für die Praxis im
Zivil- und Strafverfahren

8. Juni Wien
MANZ-Seminar: Bereichsdirektor Dr. Josef Ponzer,
OMR Dr. Reinhold Moritz, Die neue Bauordnung für
Wien

8. und
9. Juni

Wien
MANZ-Seminar: Prof. Samy Molcho, Erfolgreich mit
Körpersprache – Das Intensiv-Seminar für Verhan-
deln, Verkaufen und Führen

9. Juni Wien
Verlag Österreich – Seminare: Wiener Landesverga-
begesetz und Spruchpraxis des Vergabekontrollsena-
tes – Dr. Thomas Haunold, OAR Walter Taborsky

9. Juni Wien, Gartenhotel Altmannsdorf
Datakom/ÖRAK: EDV-Richtlinie:
ERV-Informationsveranstaltung

15. Juni Graz
MANZ-Seminar: HR Dr. Franz M. Adamovic, Gene-
ralanwalt Dr. Kurt Kirchbacher, Erfolgreich im Rechts-
mittelverfahren – Tips aus der Praxis für die Praxis im
Zivil- und Strafverfahren

15. Juni Dornbirn, Hotel Martinspark
Datakom/ÖRAK: EDV-Richtlinie:
ERV-Informationsveranstaltung

16. Juni Wien
MANZ-Seminar: HR Dr. Franz M. Adamovic, Gene-
ralanwalt Dr. Kurt Kirchbacher, Erfolgreich im Rechts-
mittelverfahren – Tips aus der Praxis für die Praxis im
Zivil- und Strafverfahren

16. Juni Linz
MANZ-Seminar: Dr. Erwin Gitschthaler, Das Unter-
haltsrecht

16. Juni Wien
Verlag Österreich – Seminare: Arbeitsrecht für Ein-
steiger in das Personalwesen – Dr. Gabriela Petrovic

16. Juni Innsbruck, Austrotel
Datakom/ÖRAK: EDV-Richtlinie:
ERV-Informationsveranstaltung

17. Juni Wien
MANZ-Seminar: Dr. Erwin Gitschthaler, Das Unter-
haltsrecht

17. Juni Wien
Verlag Österreich – Seminare: Der aufgewertete Auf-
sichtsrat – Dr. Georg Schima, Mag. Dr. Robert Reiter

17. Juni Salzburg, Hotel Schaffenrath
Datakom/ÖRAK: EDV-Richtlinie:
ERV-Informationsveranstaltung

17. Juni Wien
Wiener Juristische Gesellschaft: Neue Entwicklungen
im Familienrecht – HR Dr. Helmut Pichler

18. Juni Linz, Hotel Nike
Datakom/ÖRAK: EDV-Richtlinie:
ERV-Informationsveranstaltung

22. Juni Innsbruck
MANZ-Seminar: Dr. Erwin Gitschthaler, Das Unter-
haltsrecht

23. Juni Salzburg
MANZ-Seminar: Dr. Erwin Gitschthaler, Das Unter-
haltsrecht

23. Juni Wien
Verlag Österreich – Seminare: Die Beendigung des
Dienstverhältnisses – HR Dr. Franz M. Adamovic,
Dr. Gerhard Kuras

23. Juni Wien
Verlag Österreich – Seminare: Aktuelles zum Woh-
nungseigentumsrecht, insbesondere zur Verwaltung
gemischter Häuser – Dr. Wolfgang Dirnbacher

25. Juni Wien
Verlag Österreich – Seminare: Unlauterer Wett-
bewerb – Dr. Bernhard Huber, Mag. Eva Huber-Stok-
kinger

25. Juni Wien
Verlag Österreich – Seminare: Allgemeine Bestim-
mungen des Versicherungsvertragsrechts – Univ.-
Prof. Dr. Martin Schauer
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Termine

Termine ohne Anwaltsakademie – diesbezüglich s S 312ff

Ausland

30. Juni Wien
Verlag Österreich – Seminare: Verzicht, Widerruf,
Rückforderung, Versetzung . . . – Dr. Bernhard Gruber

13. Juli Wien
ÖRAV-Seminar: ÖRAV-Sommer-Sonder-Seminar (BU-
Kurs)

14. Sept. Innsbruck
MANZ-Seminar: Internationales Referententeam, Me-
diation für Rechtsanwälte

21. bis
25. Sept.

Altmünster/Traunsee
Rechtswissenschaftliche Fakultäten der Universitäten
Linz und Wien: Seminar für absolvierte Juristen

21. bis
25. Okt.

Raum Salzburg
Salzburger Institut für Mediation und Trennungsbera-
tung (SIMT): Beginn einer Interdisziplinären Mediato-
ren-Ausbildung – Maria Marshall, Stefan Mayer

23. und
24. Okt.

Raum Salzburg
Salzburger Institut für Mediation und Trennungsbera-
tung (SIMT): Lösungsorientierte Kurzzeittherapie bei
frauenspezifischen Problemen – Pat Hudson, Ph.D.

19. bis
21. Nov.

Wien
Anwaltliche Vereinigung für Fort- und Ausbildung:
Höchstgerichte

28. bis
30. Mai

Lissabon
International Bar Association (IBA): Brussels/Lugano
Revisited Seminar

29. und
30. Mai

Trier
Europäische Rechtsakademie Trier (ERA): Auslegung,
Umsetzung und Anwendung der Rechtsmittelricht-
linien: Ist der Rechtsschutz benachteiligter Bieter in
allen Mitgliedstaaten wirklich gewährleistet?

4. und
5. Juni

Lyon
Europäische Rechtsakademie Trier (ERA): Piraterie
und Rechtsschutz von entgeltpflichtigen rundfunkähn-
lichen Diensten im Binnenmarkt

6. Juni Rom
AIJA: Tagung über Sicherheiten und Rechtsmittel im
internationalen Warenverkehr

12. und
13. Juni

Zürich
AIJA: Deutschsprachiges Regionalmeeting über das
Internet: Rechtliche und praktische Aspekte

12. und
13. Juni

Stockholm
Europäische Rechtsanwaltsvereinigung (Association
Européenne des Avocats A.E.A.): Neue EU-Nieder-
lassungsrichtlinie für Anwälte

18. Juni Frankfurt am Main
Europäische Rechtsakademie Trier (ERA): Die neue
Richtlinie über das Niederlassungsrecht für Anwälte

18. und
19. Juni

Utrecht/Eindhoven
Europäische Rechtsakademie Trier (ERA): Grenz-
überschreitende Kreditsicherung an Immobilien im
Europäischen Binnenmarkt III: Niederlande, Belgien,
Deutschland

18. und
19. Juni

Luxemburg
Union des Avocats Européens: Séminaire Télécom-
munications, technologies de l’information et multi-
média

25. und
26. Juni

Frankfurt am Main
Europäische Rechtsakademie Trier (ERA): Europäi-
sche Wirtschafts- und Währungsunion

29. Juni bis
1. Juli

Trier/Luxemburg
Europäische Rechtsakademie Trier (ERA): 4. Studien-
seminar: Öffentliche Verwaltung und europäische
Integration

29. Juni bis
12. Juli

Washington
International Law Institute: Introduction to Legal
English

3. bis
5. Juli

Riga/Lettland
Deutscher Anwaltverein/Association Internationale
des Jeunes Avocats: Reorganization of companies/
crises management in preinsolvency

5. bis
8. Juli

Trier
Europäische Rechtsanwaltsvereinigung (Association
Européenne des Avocats A.E.A.): Sommerakademie
Europäisches Wirtschaftsrecht – Deutsche Session

12. bis
15. Juli

Brügge
Europäische Rechtsanwaltsvereinigung (Association
Européenne des Avocats A.E.A.): Sommerakademie
Europäisches Wirtschaftsrecht – Englische und Fran-
zösische Session

13. Juli bis
7. Aug.

Washington
International Law Institute: 28th Annual Orientation in
the US Legal System

21. Juli Paris
International Bar Association (IBA): Current Issues in
Joint Ventures Seminar
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Termine

7. bis
8. Aug.

Ouro Preto/Brasilien
AIJA: Seminar über Privatisierung und Konzession

28. Aug. bis
1. Sept.

Nice
Union Internationale des Avocats (UIA): 42. Kongreß

3. bis
5. Sept.

Berlin
Europäische Rechtsanwaltsvereinigung (Association
Européenne des Avocats A.E.A.): Jahreskongreß

12. Sept. Vancouver
International Bar Association (IBA): The Fundamentals
of International Legal Business Practice

13. bis
18. Sept.

Vancouver
International Bar Association (IBA): IBA 1998 Con-
ference

20. bis
25. Sept.

Sidney
AIJA: 36. Jahreskongreß

24. bis
26. Sept.

Bern
DACH: 19. DACH-Tagung: „Die nationalen Rechts-
ordnungen im Lichte des Europarechts“

4. bis
9. Okt.

London
IFA: 52. Jahreskongreß

7. und
8. Okt.

Marseille
UAE: 12. Jahreskongreß – Transportrecht in Europa

5. und
6. Nov.

Dublin
International Bar Association (IBA): What’s New in
Law Firm Management: People Financing and Tech-
nology Issues Today

13. Nov. Düsseldorf
International Bar Association (IBA): 2nd International
Arbitration Day – Dispute Resolution Methods in Inter-
national Long-Term Construction and Infrastructure
Projects Seminar
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Schon gelesen?

Eine vermögenslose GmbH ist nach Beendigung der Liquidation
ungeachtet anhängiger Passivprozesse im Firmenbuch zu löschen.
Die Löschung einer GmbH wirkt nur deklarativ. Gläubiger der
Gesellschaft haben ein Rekursrecht gegen den Löschungsbeschluß.
OGH 19. 6. 1997, 6 Ob 120/97h, WBl 1997, 485.

■
Bei Verpfändung eines GmbH-Geschäftsanteils erfordert der Er-
werb des Pfandrechts eine symbolische Übergabe. OGH 18. 6.
1997, 3 Ob 2270/96m, JBl 1997, 715.

■
Die Satzungsbestimmung, wonach die Teilung des GmbH-Ge-
schäftsanteils eines verstorbenen Gesellschafters unter den Erben
der Zustimmung eines überlebenden Gesellschafters vorbehalten
ist, kann nur mit seiner Zustimmung aufgehoben oder gelockert
werden. Diese kann formfrei und schlüssig – auch durch Abgabe
der Erbserklärung – erklärt werden. OGH 13. 2. 1997, ecolex
1997, 850.

■
Zustimmungsverpflichtung eines Gesellschafters zur Fortsetzung
einer aufgelösten OHG nur bei Vorliegen eines betraglich bestimm-
ten Abfindungsangebots und Tilgung der Verbindlichkeiten der
Gesellschaft bzw Schuldenentlassungserklärung der betroffenen
Gläubiger. Eine Schad- und Klagloserklärung reicht allein nicht.
OGH 12. 3. 1997, 6 Ob 26/97k, ecolex 1997, 853.

■
Prüfungspflicht des Firmenbuchgerichts bei Anmeldung der „Steu-
erspaltung“ einer GmbH auch in bezug auf eine allfällige Nichtig-
keit wegen Verstoßes gegen das Verbot der Einlagenrückgewähr.
OGH 13. 2. 1997, 6 Ob 2110/96d, ecolex 1997, 850.

■
§ 132 (§ 150) StPO: Psychiatrierung eines Zeugen
Eine psychologische oder psychiatrische Untersuchung setzt vor-
aus, daß objektive Momente deren geistige Gesundheit und damit
ihre Fähigkeit in Frage stellen, Wahrnehmungen zu machen und
diese gedächtnisgetreu wiederzugeben. OGH 20. 3. 1997,
12 Os 21/97.

■
§ 281 Abs 1 Z 3 und 4 StPO (Art 6 MRK): Vorführung des Ange-
klagten zum Sachverständigen zur Abgabe von Schriftproben
Die gesetzlichen Vorschriften, deren Verletzung in der Hauptver-
handlung mit Nichtigkeit bedroht sind, sind in § 281 Abs 1 Z 3
StPO taxativ aufgezählt. Art 6 MRK ist keine der dort aufgezählten

Bestimmungen, sondern – unter den dort angeführten Vorausset-
zungen – Gegenstand des Nichtigkeitsgrundes der Z 4 leg cit.
OGH 20. 3. 1997, 15 Os 22/97.

■
§ 281 Abs 1 Z 4 StPO: Unmündiges Tatopfer
Durch die Ablehnung der zeugenschaftlichen Einvernahme eines
unmündigen Tatopfers werden Verteidigungsrechte nicht verletzt,
wenn durch die Einvernahme psychische Schäden bei dem unmün-
digen Zeugen zu befürchten sind. OGH 20. 3. 1997, 15 Os
21/97.

■
§ 16 FinStrG; § 281 Abs 1 Z 11 StPO:
Dem strafbestimmenden Wertbetrag kommt für das zulässige
Höchstmaß der Geldstrafe und damit für den im Einzelfall anzu-
wendenden gesetzlichen Strafrahmen entscheidende Bedeutung
zu. Das Fehlen einer solchen Berechnungsgrundlage im Urteil
begründet auch dann Nichtigkeit gemäß § 281 Abs 1 Z 11 StPO,
wenn die verhängte Geldstrafe im Ergebnis die durch die Akten-
lage indizierte Grenze des gesetzlichen Strafrahmens nicht über-
schreitet. OGH 30. 1. 1997, 15 Os 16/97, RZ 11/97.

■
Pflicht des Rechtsanwalts bei Übernahme eines Mandates, über
die Deckungssumme der allenfalls vorhandenen Rechtsschutzversi-
cherung aufzuklären. OGH 18. 12. 1996, 6 Ob 2174/96s, JBl
1997, 522.
Abweisung des Klagebegehrens des Rechtsanwalts in erster und

zweiter Instanz. Zulassung der Revision; Aufhebung der Entschei-
dungen der Vorinstanzen durch OGH zur Verfahrensergänzung.

■
Beschlüsse auf Vorlage nach Art 177 EGV eines nicht letztinstanz-
lichen Gerichtes sind immer unanfechtbar. OGH als KOG 9. 12.
1996, 16 Ok 9/96, ecolex 1997, 172 und RdW 1997, 277.

■
Kein Kostenersatz bei erfolgreicher Vertretung eines Rechtsanwal-
tes in eigener Sache vor Verwaltungsgerichtshof; der Beschwerde-
führer muß „tatsächlich durch einen Rechtsanwalt“ vertreten gewe-
sen sein. VwGH 5. 9. 1997, 1997/02/0214, Jus Extra 1997,
2754.

■
Diese Ausgabe von „Schon gelesen?“ entstand unter Mitwirkung
von Dr. Manfred Ainedter, Dr. Harald Bisanz, Dr. Wolfgang Rai-
ner und DDr. Hellwig Torggler.
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Standespolitik

RA Dr. Peter Knirsch, Wien

Standespolitik:
Beruf oder Berufung

1. Die Autonomie des Rechtsanwaltsstandes

Die Rechtsanwaltskammern sind staatliche Organisationen der
Selbstverwaltung der Rechtsanwaltschaft und erfüllen als solche
staatliche Aufgaben1). Sie sind Körperschaften öffentlichen Rechts
und üben als solche öffentlich-rechtliche Funktionen aus.
Insoweit sich der Bund im Rahmen der RAO der Rechtsanwaltskam-
mern zur Erledigung von Angelegenheiten bedient, die nach den
Vorschriften der Bundesverfassung in die Vollziehung des Bundes
fallen (Art 10 Abs 1 Zif 6 B-VG) kommt den Rechtsanwaltskam-
mern Behördencharakter zu2). Sie sind also, soweit sie mit Hoheits-
aufgaben betraut sind, Behörden3).
Die wesentlichen Hoheitsaufgaben, die von den Rechtsanwalts-
kammern im Rahmen ihrer Autonomie wahrgenommen werden,
also Aufgaben, in denen sie zum Teil mit Zwangsbefugnissen aus-
gestattet sind, sind im Rahmen der Rechtsanwaltsordnung insbe-
sonders

• die Eintragung in und die Streichung aus der Liste der Rechts-
anwälte

• die Überwachung der Berufsausübung
• die Disziplinargerichtsbarkeit
• die Benennung von Rechtsanwälten in der Verfahrenshilfe und
• die Bestellung von mittlerweiligen Stellvertretern.

Die Disziplinargerichtsbarkeit fußt auf der RAO, dem Disziplinar-
statut und den Richtlinien für die Berufsausübung, welche vom
Verfassungsgerichtshof als Verordnung beurteilt wurden und wer-
den4).
Das heißt: Berufszulassung, Berufsaufsicht und Disziplinargerichts-
barkeit sind autonom im Rahmen unserer eigenen Selbstverwal-
tung.

2. Begründung unserer Autonomie

Als Selbstverwaltungskörper garantieren die Rechtsanwaltskam-
mern die Freiheit und Unabhängigkeit des gesamten Rechts-
anwaltsstandes und damit jedes einzelnen Rechtsanwaltes; damit
aber auch die Freiheit jedes Staatsbürgers, der sich ja eines freien
und unabhängigen Rechtsanwaltes bedienen kann, der keiner
staatlichen Aufsicht verpflichtet ist, sondern nur seinem Gewissen,
den Gesetzen und den Interessen seines Klienten.
Wie wir uns selbst sehen und als was Rechtsanwälte sich verstehen,
ist in den „Vorbemerkungen“ unserer Standesrichtlinien definiert:

„Der Rechtsanwalt ist der durch seine recht- und wirtschaftswissenschaftliche
Ausbildung, seine soziale Kompetenz und seine Unabhängigkeit, seine Ver-
trauenswürdigkeit und seine Verschwiegenheit sowie die Bindung an sein
Gewissen ausgezeichnete Berater, Beistand oder Vertreter seiner Partei in

allen ihren öffentlichen und privaten Angelegenheiten, im besonderen auch
als Verteidiger in Strafsachen. Darüber hinaus ist der Rechtsanwalt berufen,
engagiert für Rechtsfrieden und Freiheit einzutreten, bei der Vermeidung und
außergerichtlichen Lösung strittiger Probleme zu helfen sowie individuelle
Interessen und Anliegen zu vertreten, die mit rechtmäßigen Mitteln zu ver-
wirklichen sind.“5)

Diese Unabhängigkeit setzt den Rechtsanwalt in die Lage, für
seinen Klienten alles, „was er nach dem Gesetz zur Vertretung sei-
ner Partei für dienlich erachtet, unumwunden vorzubringen, ihre
Angriffs- und Verteidigungsmittel in jeder Weise zu gebrauchen,
welche seinem Auftrag, seinem Gewissen und den Gesetzen nicht
widerstreiten“6).

Die demokratische Legitimation der Selbstverwaltung ist die Mit-
gliedschaft aller Berufsangehörigen; sie manifestiert sich in den
Vollversammlungen der Mitglieder jeder einzelnen Rechtsanwalts-
kammer.

Die Rechtsanwaltskammern mit ihren unentgeltlich tätigen, von der
Vollversammlung gewählten Vertretern, sind demnach Ausdruck
des demokratischen Rechtsstaatsverständnisses.

Garant des freien demokratischen Rechtsstaates ist der freie
Rechtsanwalt, denn es ist immer das sicherste Zeichen einer gesun-
den demokratischen rechtsstaatlichen Verfassung, wenn sie einen
freien und unabhängigen Anwaltsstand fördert und nicht nur dul-
det, sowie es auch das unfehlbare Merkmal eines undemokrati-
schen Staates ist, wenn er einen freien und unabhängigen Rechts-
anwalt nicht dulden will.

Die Förderung des freien und unabhängigen Rechtsanwaltes darf
sich aber nicht nur auf die Garantie seiner Freiheit und Unabhän-
gigkeit beschränken, sie muß vielmehr auch sicherstellen, daß der
Rechtsanwaltsstand vom Staat wirtschaftlich nicht ausgehöhlt wird.

Wird dieses rechtsstaatliche Prinzip nicht angewandt, verkehrt sich
der Rechtsstaat ins Gegenteil; und da das Prinzip der Rechtsstaat-
lichkeit unteilbar ist, kann es im Interesse der Erhaltung des
demokratischen Rechtsstaates nur eine vorbehaltlose Förderung
eines freien und auch wirtschaftlich unabhängigen Rechtsanwaltes
geben.

Man kann nämlich nicht bei festlichen Anlässen die freie Anwalt-
schaft als Indikator des demokratischen Rechtsstaates rühmen und
gleichzeitig darangehen, sie damit an die Kandare zu nehmen,
daß ihre wirtschaftliche Existenz in Frage gestellt wird.7)

1) Fasching, Lehrbuch, RZ 446.
2) Schuppich/Tades, RAO5, 27, Anm 6.
3) Leukauf/Steininger, Handbuch des österr Verwaltungsverfahrensrech-

tes5, 37.
4) VfSlg 9470.
5) Zitiert gemäß Beschluß des Ausschusses der Rechtsanwaltskammer

Wien vom 9. 9. 1997 als Novellierungsvorschlag der „Vorbemerkun-
gen“ der RL-BA.

6) § 9 Abs 1 RAO.
7) Schuppich, Anw 12/1989.
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3. Erhaltung unserer Autonomie =
Erhaltung der Freiheit

„In Zeiten wie diesen“ überrollen uns Veränderungen, die das
Recht und damit den Rechtsanwaltsstand betreffen, mit immer grö-
ßerer Schnelligkeit und Dichte.
So müssen wir Rechtsanwälte uns fragen:
1. Wollen wir frei, unabhängig und autonom bleiben?
2. Ist unsere Freiheit und Unabhängigkeit im Rahmen unserer
Autonomie eine nicht verzichtbare Grundlage eines demokrati-
schen Rechtsstaates?
3. Will der Staat bzw die Gesellschaft überhaupt, daß die Rechts-
anwälte frei und unabhängig sind und ihre Belange autonom
regeln?
4. Welche Aufgaben kommen auf die Standespolitik bei der
Beantwortung dieser Fragen und Durchsetzung deren Antworten in
Zukunft zu?
Die Fragen 1 und 2 werden im Stand übereinstimmend mit ja
beantwortet, denn der Sinn der Standespolitik ist Freiheit! (Ich
wende damit einen Satz von Hannah Arendt an, die sagt: Der Sinn
von Politik ist Freiheit.)
Bei der Frage 3 läßt sich schon die Tendenz feststellen, daß der
freie und unabhängige Rechtsanwalt in vielen Bereichen bereits als
lästig empfunden wird. Diesbezüglich wird man die Entwicklung
mit einem wachen Auge verfolgen müssen.
Offen bleibt die Antwort auf die Frage, welche Aufgaben auf die
Standespolitik in Zukunft zukommen.

4. Aufgaben einer Standespolitik

a) Der Begriff Politik ist außerordentlich weit und umfaßt prinzipiell
jede Art selbständiger leitender Tätigkeit.
Wir verstehen heute darunter die Leitung oder die Beeinflussung
der Leitung des Staates.
Eingeschränkt auf Standespolitik ist dies ein Streben nach Macht-
beteiligung und bzw oder Beeinflussung der Machtausübung im
Staate.
Standespolitische Fragen sind demnach Fragen der Beeinflussung
der Machtausübung im Staate und Fragen im Zusammenhang mit
der Erhaltung der Freiheit im demokratischen Rechtsstaat und von
Freiheit und Unabhängigkeit des Rechtsanwaltsstandes in diesem.
In diesem Zusammenhang ist klarzustellen: Wenn sich Standes-
politik mit der Aufrechterhaltung der Freiheit befaßt, kann dies nie
nur die Freiheit des Rechtsanwaltes sein, sondern hat sich auf die
Freiheit aller Staatsbürger zu beziehen, ausgehend vom Freiheits-
begriff der Aufklärung, also die von manchen als „altmodisch“
belächelte „bürgerliche Freiheit“.
b) In unserer heutigen Zeit ist aber der Standespolitiker als solcher
nicht die allein maßgebende Figur in der Durchsetzung der Stan-
despolitik.
Wesentlich für den heutigen Standespolitiker ist die Art der Hilfs-
mittel und der Unterstützung, die ihm zur Verfügung stehen.

Die Wahrung der Standesinteressen bedarf heute mehr denn je
entsprechender personeller und sachlicher Hilfsmittel, die den –
unentgeltlich tätigen – Standespolitiker in die Lage versetzen, die
Standespolitik mit noch vertretbarem Zeitaufwand zu betreiben,
ohne daß deshalb seine eigene berufliche Grundlage in Gefahr
kommt.
c) Man kann natürlich Standespolitik als „Gelegenheitsstandes-
politiker“, also sozusagen nebenberuflich, betreiben; diese Art der
Standespolitik ohne Beistellung von personellen und sachlichen
Unterstützungen erweist sich heute als im Standesinteresse nicht
mehr länger vertretbar.
Ob der hauptberufliche Standespolitiker, welcher in der Lage ist,
nachhaltig und ständig den Standesinteressen zum Durchbruch zu
verhelfen, die Lösung ist, sollte im Stand diskutiert werden.
d) Damit kommen wir aber auch schon zur „Gretchenfrage“:
Soll der Standespolitiker „für“ die Standespolitik leben, oder „von“
der Standespolitik?
„Für“ die Politik lebt der idealistische Standespolitiker, also der
Standespolitiker aus Berufung, der sozusagen nebenberuflich
vermeint, die an ihn gestellten Anforderungen „nebenberuflich“
erbringen zu können, sei es, weil er sich selbst überschätzt oder
unterschätzt, daß die ihm zur Verfügung stehenden personellen,
administrativen und sachlichen Hilfsmittel ungenügend sind.
Ob der Standespolitiker „von“ der Standespolitik als Beruf leben
soll oder leben können soll, wurde als Frage im Stand bisher noch
nie aufgegriffen, weil der Rechtsanwaltsstand noch nicht zur Kennt-
nis genommen hat, welche veränderten Aufgabenstellungen an die
Standespolitiker gestellt werden müssen bzw auf diese zukommen.
Den Rechtsanwalt, dessen persönliche Vermögensverhältnisse es
ihm ermöglichen, wirtschaftlich unabhängig Standespolitik zu be-
treiben, kenne ich nicht.
Ich kenne auch keine Rechtsanwaltskanzlei, die einem abwesen-
den Rechtsanwalt ausreichende Einnahmen abwirft, die es ihm
ermöglichen, ausschließlich Standespolitiker zu sein.
So haben wir die Situation, daß zwar die heutige Zeit einen haupt-
beruflichen Standespolitiker erfordern würde, in unserem Berufs-
stand aber kein Standespolitiker hauptberuflich von seiner Kanzlei
„abkömmlich“ ist.
Gerade der Rechtsanwalt ist diesbezüglich unabkömmlich, ausge-
nommen der Teilhaber an einer derart großen Kanzlei, die es sich
leisten kann, ihn für die Tätigkeit als Standespolitiker sozusagen
freizustellen.
Aber selbst wenn ich alle standespolitischen Funktionen mit Rechts-
anwälten aus großen Kanzleien besetzen will, reicht der österrei-
chische Rechtsanwaltsmarkt dafür nicht aus, abgesehen davon
würde ein solcher Vorgang der Repräsentanz und Identität zwi-
schen Rechtsanwälten und ihrer Standesvertretung nicht gerecht.
e) In diesem Zusammenhang stellt sich die nächste Frage: Ist nur
ein „ehrenamtlicher“ Funktionär auch „unabhängig“?
Oder besteht beim unentgeltlich tätigen „Gelegenheitskammer-
funktionär“ die Gefahr, daß die Selbstverwaltung als „Dilettanten-
verwaltung“ in Gefahr kommt?
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f) Wir sehen uns als moderne Rechtsanwälte in einer modernen
Demokratie, deren politischer Betrieb durch die Parteien vorgege-
ben wird. Diese Parteiendemokratie ist ein „Interessentenbetrieb“.
Die Rechtsanwälte sind wohl prädestiniert für die Interessen ihrer
Klienten wirkungsvoll aufzutreten, das ist das Handwerk des
geschulten Rechtsanwaltes.
In eigener Sache hat es oft den Anschein, als ob wir als Vertreter
unserer eigenen Interessen versagen würden.
g) Ein weiteres Problem unseres Standes ist das meines Erachtens
verkrampfte Verhältnis zum Journalismus.
Ich bin der Meinung, eine wirklich gute journalistische Leistung be-
ansprucht mindestens soviel „Geist“ wie eine gute advokatorische.
Das hat sich jedoch in unserer Standespolitik noch nicht herumge-
sprochen, und so sieht auch unsere Öffentlichkeitsarbeit aus.
Der Journalist ist heutzutage der wesentliche politische Publizist.
Öffentlichkeitsarbeit wird mit den Mitteln des gesprochenen oder
geschriebenen Wortes geführt, und wenn ein Rechtsanwalt diffizile
Verträge perfekt ausformuliert oder juristisch einwandfreie Schrift-
sätze verfaßt, sagt das noch gar nichts über seine Fähigkeit, Stan-
despolitik in die Öffentlichkeit zu bringen.
Presseeinfluß und Pressebeziehungen sind aber Essentiale der
Standespolitik, und jeder Standespolitiker muß sich verantwortlich
die Frage stellen, wie er diese Aufgabenstellung wahrnehmen
kann bzw will.

5. Ausblick

Aufgrund dieser Überlegungen bin ich der Meinung, daß sich die
Rechtsanwaltschaft in Österreich entscheiden muß zwischen
a) Standespolitikern, die „von“ der Standespolitik leben können,
dafür aber dem Stand ganztägig und nicht als „Gelegenheitsstan-
despolitiker“ zur Verfügung stehen, und
b) Standespolitikern, die wie bisher als ehrenamtliche und unent-
geltlich tätig werdende „Gelegenheitsstandespolitiker“ tätig sind,
die, da sie in ihrem Rechtsanwaltsberuf unabkömmlich sind, ihre
standespolitischen Aufgaben immer nur unter erheblichem Zeit-
druck wahrnehmen können.
Die Rechtsanwaltschaft wird sich aber in beiden Fällen entschei-
den müssen für:
c) Schaffung von Kammerämtern oder einer österreichweiten glei-
chen Struktur der Rechtsanwaltskammern, welche personell und
administrativ in der Lage sind, den Standespolitikern qualifiziert
„vor- bzw zuzuarbeiten“ und
d) in jedem Fall Öffentlichkeitsarbeit zentral durch entsprechende
Fachleute professionell erbringen zu lassen.
Meine Präferenz gilt dem Modell:

• Beibehaltung des Standespolitikers, der „für“ die Standespolitik
lebt, also der unentgeltlich und damit ehrenamtlich tätige Stan-
despolitiker aus Berufung, in jedem Fall aber:

• Schaffung von Kammerämtern, die diese Standespolitiker in die
Lage versetzen, sich bei seiner standespolitischen Tätigkeit erst-
klassiger personeller und administrativer Hilfsmittel zu bedienen

• Zentrale standespolitische Öffentlichkeitsarbeit durch entspre-
chende Fachleute

• Dies alles in perfekter Koordination zwischen den einzelnen
Rechtsanwaltskammern.

6. Und zum Abschluß halte ich dem Einwand –
ich höre ihn schon – wie solches zu finanzieren sei,

entgegen:

Die von mir dargestellte Präferenz ist dann im Rahmen der bisheri-
gen Kammerbudgets ohne weiters zu finanzieren, wenn die öster-
reichischen Rechtsanwaltskammern kritisch prüfen, ob es im heuti-
gen Europa – innerhalb der EU – noch sinnvoll ist, wenn

• neun Länderkammern eigene BU ausstellen,
• neun Länderkammern eigene LU ausstellen,
• neun Länderkammern eine eigene Versorgungseinrichtung ha-

ben bzw verwalten und
• nicht einmal alle neun Länderkammern ein eigenes Zusatzpensi-

onssystem haben bzw
• acht Länderkammern ihre Versorgungseinrichtung nach dem

Umlagensystem selbst verwalten
• neun Länderkammern ihre eigene Öffentlichkeitsarbeit machen
• neun Länderkammern die Gehaltsabrechnung ihrer Angestellten

selbst vornehmen
• neun Länderkammern eigene Treuhandbuchlösungen verfolgen
• neun Länderkammern zum Teil eigene Wege in der Rechts-

anwaltsanwärter-Ausbildung und in der Schulung von Rechts-
anwaltsangestellten gehen?

Würde man diese Agenden zusammenlegen, ermöglichen die
dadurch ausgelösten Einsparungen die Finanzierung meines auf-
gezeigten Präferenzmodelles.
Werden diese Agenden zusammengelegt, könnte dies, als stan-
despolitische Weichenstellung, die angesprochenen Präferenzen
standespolitische Wirklichkeit werden lassen.
Sollte aber an die Ausweitung der Kompetenzen des Österreichi-
schen Rechtsanwaltskammertages gedacht werden (und diesbe-
zügliche Überlegungen werden ja bereits angestellt), also dessen
Aufwertung durch Auslagerung – wohl nur – der nicht in die Auto-
nomie einer Länderkammer gehörigen Agenden an diesen, so muß
meines Erachtens gelten:
Oberstes Gebot muß sein, wie wir als Rechtsanwälte über den
ÖRAK schlagkräftiger auftreten und die Mitglieder unseres Stan-
des besser vertreten.
Dazu benötigen wir eine schlanke Funktionärsstruktur, repräsen-
tiert durch wenige gewählte und erfahrene Funktionäre, die bereit
sind, die dadurch bedingte – unbezahlte – Mehrarbeit für den
Stand zu erbringen, denen aber dann im ÖRAK ein „Apparat“ zur
Verfügung stehen muß, der sie in die Lage versetzt, ihre Aufgaben
im Standesinteresse wahrzunehmen.
Denken wir also doch einmal darüber nach, wie wir in diesem
Sinne mit und durch den ÖRAK gemeinsam geschlossener und
schlagkräftiger auftreten können.
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Das Gesetz zum Schutz vor Gewalt in der Familie (BGBl 1996/759)
Die Änderungen im Bereich der EO (§§ 382 b – 382 d)

Das neue Gesetz

Ziel der Neuerungen ist es, den von jedweder Art von Gewalt im
Familienkreis Bedrohten umfassenden Schutz zu gewähren. Aus-
drücklich mitumfaßt ist nicht nur physische Gewalt (die schon im
alten § 382 (1) Z 8 lit b EO geregelt war), sondern auch explizit
jede Art von psychischer Gewalt.
Es genügt jedes Verhalten, das geeignet ist, die psychische
Gesundheit erheblich zu gefährden. Zwar ist auch diese Formulie-
rung interpretationsbedürftig, doch ergibt sich aus einem Vergleich
mit der alten Regelung, daß die Erheblichkeitsschwelle stark herab-
gesetzt wurde, zumal nunmehr auch das weitere Zusammenleben
nicht mehr unerträglich, sondern bloß unzumutbar sein muß. Die
bisherigen Entscheidungen zur Unerträglichkeit des Zusammen-
lebens sind damit natürlich weiterhin als Voraussetzung für eine
Einstweilige Verfügung (EV) nach § 382b EO heranzuziehen,
doch ist nunmehr auch zu prüfen, ob in den Fällen, in denen früher
keine EV erlassen wurde, weil das Zusammenleben nicht unerträg-
lich schien, nun eine Unzumutbarkeit des weiteren Zusammen-
lebens anzunehmen ist (vgl EF-Slg 32.299, 41.985, 44.273,
55.262, 55.265, 64.377 . . .)

Die Unzumutbarkeit des weiteren Zusammenlebens

Nach der alten Rechtslage wurde der Begriff der Unerträglichkeit
des Zusammenlebens konkretisiert. Unzumutbarkeit hingegen er-
fuhr keine nähere Bestimmung. Es ist allerdings ein Vergleich mit
§ 92 ABGB zulässig, wo ebenfalls auf die Unzumutbarkeit des wei-
teren Zusammenlebens abgestellt wird.

Unzumutbar ist demnach:
• wenn die körperliche Integrität des Antragstellers (ASt) schwer

beeinträchtigt wird, und zwar auch dann, wenn sich der Täter
durch das vorangegangene Verhalten des ASt gekränkt oder
provoziert erachtete

• bei unleidlichem oder schikanösem Verhalten des Antragsgeg-
ners (AG)

• bei ehewidrigen1) Beziehungen des AG, insbesondere, wenn
der ASt damit in der Ehewohnung konfrontiert wird

Nicht unzumutbar ist dagegen:
• wenn der AG die Unterhaltspflicht verletzt
• wenn der AG Interesselosigkeit an der Aufrechterhaltung der

Ehe spüren läßt
• der Verdacht ehewidriger Beziehungen des AG
• fallweise Beschimpfungen
• eine einmalige Tätlichkeit

Die neuen Maßnahmen

• § 215 (1) letzter Satz ABGB: Der Jugendwohlfahrtsträger kann
Anträge auf Erlassung einer EV stellen, wenn der sonstige gesetz-
liche Vertreter säumig ist

bei Unzumutbarkeit des weiteren Zusammenlebens
• § 382b (1) Z 1 EO: EV mit dem Auftrag an den Antragsgegner,

die Wohnung zu verlassen („Wegweisung“)

• § 382b (1) Z 2 EO: EV mit dem Verbot, in die Wohnung zurück-
zukehren („Rückkehrverbot“)

bei Unzumutbarkeit des weiteren Zusammentreffens
• § 382b (2) Z 1 EO: EV mit dem Verbot des Aufenthalts an

bestimmten Orten
• § 382b (2) Z 2 EO: EV mit dem Verbot des Zusammentreffens

und jeder Kontaktaufnahme

• § 38a (1) SPG: Wegweisung aus der Wohnung durch Organe
des öffentlichen Sicherheitsdienstes („Wegweisung“ nach dem
SPG)

• § 38a (2) SPG: Rückkehrverbot durch Organe des öffentlichen
Sicherheitsdienstes („Rückkehrverbot“ nach dem SPG)

Das neue Verfahren

• § 382c (1) EO: von der Anhörung des AG ist abzusehen, wenn
eine weitere Gefährdung unmittelbar droht2). Dabei kann sich
das Gericht unmittelbar auf die Berichte der Sicherheitsbehörde
stützen (was ein Vorgehen nach § 38a SPG voraussetzt). Das
bedeutet, daß das Gericht von der Anhörung des AG absehen
muß, wenn es als glaubwürdig anzusehen ist, daß eine weitere
Gefährdung droht. In weiterer Folge muß aber in diesem Fall
auch die EV erlassen werden – soferne ein dringendes Wohn-
bedürfnis des ASt vorliegt – da ja die einzigen Voraussetzungen
dafür das dringende Wohnbedürfnis der gefährdeten Partei und
die Gefahr einer weiteren Gefährdung sind3).

1) Als „ehewidrig“ ist jede nicht monogame Lebensweise, gleichgültig ob
im Rahmen einer Ehe oder einer Lebensgemeinschaft, zu verstehen.

2) Diese Regelung gilt bloß vor Erlassung einer EV nach § 382b Abs 1
EO, dh bei Wegweisung und Rückkehrverbot. Ansonsten gilt die allge-
meine Regelung, wonach es im Ermessen des Richters liegt, ob er den
AG anhört oder nicht.

3) Das bedeutet, daß eine Wegweisung und ein Rückkehrverbot nach
§ 382b Abs 1 EO ohne jede Verteidigungsmöglichkeit des AG erlas-
sen werden kann, wenn sich aus dem Bericht der Sicherheitsbehörde
und dem Vorbringen des ASt ergibt, daß eine Gefährdung droht. Bei
einem solch intensiven Eingriff in die Rechte des AG scheint ein der-
artiges Vorgehen aber mehr als fragwürdig.



AnwBl 1998/5 293

Abhandlungen

• § 382c (2) EO: der Auftrag zum Verlassen der Wohnung (und
wohl – praeter legem – auch das damit einhergehende Rück-
kehrverbot) ist dem AG beim Vollzug zuzustellen.

• Der Antrag auf Erlassung einer EV nach § 382b EO ist dem AG
nur dann zuzustellen, wenn er nach einem Rückkehrverbot nach
dem SPG gestellt wurde4).

Beachtenswert ist auch, daß das Verfahren und der Vollzug, die
durch die §§ 382c und 382d EO geregelt werden, nur auf EV nach
§ 382b Abs 1 EO anzuwenden sind5), während EV nach § 382b
Abs 2 EO weiter nach den §§ 354ff EO anzuordnen und zu voll-
ziehen sind.

Das bedeutet, daß bei einer EV nach § 382b Abs 2 EO der
Antragsgegner angehört werden kann (§ 358 EO), und unmittel-
bare Befehls- und Zwangsgewalt nicht anwendbar ist, sondern der
entsprechende Zustand bloß durch Beugestrafen hergestellt wer-
den kann (§ 354 EO).

Die nahen Angehörigen

Der Kreis der geschützten Personen wurde im Vergleich zur alten
Regelung erheblich erweitert. Nicht umfaßt sind aber Ex-Ehegatten
und Ex-Lebensgefährten. Zwar käme in der Regel bei diesen bloß
eine EV nach § 382b Abs 2 EO in Betracht, doch scheitert eine
solche an der mangelnden Aktivlegitimation des Antragstellers.
Aus der allgemeinen Lebenserfahrung ist aber bekannt, daß eine
Scheidung bzw die Auflösung einer Lebensgemeinschaft ein gro-
ßes Aggressionspotential birgt. Nicht selten kommt es zu Belästi-
gungen durch den Ex-Partner. In diesen Fällen besteht aber für das
Gericht keinerlei Möglichkeit, der gefährdeten Partei in irgend-
einer Weise Schutz zu bieten. Ein Antrag auf Erlassung einer EV
nach § 382b EO ist zurückzuweisen.

Gleiches gilt für seit mehr als drei Monaten getrennt lebende Part-
ner.

Andererseits sind Personen geschützt, die keinesfalls schutzbedürf-
tig sind:

So sind Geschwister samt deren Ehegatten/Lebensgefährten und
allen Verwandten in gerade Linie samt deren Ehegatten/Lebensge-
fährten geschützt, ebenso wie alle Verwandten in gerader Linie der
Ehegatten/Lebensgefährten und die Geschwister der Ehegatten/
Lebensgefährten.

Weshalb alle Verwandten in gerader Linie und die Geschwister
des Ehegatten/Lebensgefährten zu schützen sind, ist nicht nach-
vollziehbar, da bei schwerwiegenden Verstößen physischer oder
psychischer Art gegen diese Personen, die dazu dienen, den eige-
nen Partner zu kränken, dieser ohnehin eine EV nach § 382b EO
beantragen kann. Die Möglichkeit dieser Personen, eine Wegwei-
sung samt Rückkehrverbot, ja sogar ein Aufenthaltsverbot und Ver-
bot der Kontaktaufnahme zu erwirken, geht weit über die ange-
strebte Intention des Gesetzes hinaus. Normzweck sollte jedenfalls
der Schutz der engeren Familie und nicht der Schutz der Groß-

familie bleiben. Ungewollte Folge dieser Regelung wird wohl sein,
daß – soferne die Möglichkeiten des Gesetzes ausgeschöpft wer-
den – Eheprobleme gefördert werden, die eher zu einer Auflösung
der ehelichen oder Lebensgemeinschaft führen, weil Verwandte
des Partners ihre Macht ausspielen6).

Anhand von einigen fiktiven Beispielen sei aufgezeigt, wie unaus-
gereift die Formulierung des neuen Gesetzes noch ist:

• Es kann der Lebensgefährte der Tochter, der in häuslicher Gemeinschaft
mit dem Eigentümer der Wohnung – weil bei dessen Tochter – lebt, diesen
aus der Wohnung weisen lassen und ein Rückkehrverbot erwirken, weil
durch diesen seine physische oder psychische Gesundheit gefährdet
erscheint (Quereleien, tägliche Kritik, . . .)

• Die als Prostituierte arbeitende Schwester des Ehegatten, die mangels
eigener Wohnung im Haus des Bruders und dessen Gattin wohnt, stellt
einen Antrag auf Erlassung einer EV nach § 382b EO gegen ihre
Schwägerin, weil diese ihr täglich den unsittlichen Lebenswandel vorhält
(= Beeinträchtigung der psychischen Gesundheit)

Diese Liste ließe sich beliebig fortsetzen.

Zu beachten ist dabei vor allem, daß trotz enormer Ausdehnung
des geschützten Personenkreises und Herabsetzung der Grenze,
ab der eine EV erlassen werden kann, eine Interessenabwägung
nicht stattzufinden hat. Wie auch schon die alte Regelung stellt
auch der neue § 382b (1) EO bloß auf die Gefährdung und das
dringende Wohnbedürfnis ab (zB: EF-Slg 34.701, 34.702), nicht
aber auf Interessen des AG.

Die häusliche Gemeinschaft

Sehr problematisch ist auch die Formulierung der „häuslichen Ge-
meinschaft“, vor allem in bezug auf die Lebensgemeinschaft. Zwar
ist die häusliche Gemeinschaft keine „conditio sine qua non“ für
die Annahme einer Lebensgemeinschaft (soferne die anderen Vor-
aussetzungen, wie Wirtschaftsgemeinschaft, Geschlechtsgemein-
schaft, auf Dauer angelegt vorliegen), andererseits ist ein Lebens-
gefährte nur dann geschützt, wenn er in häuslicher Gemeinschaft
mit dem Partner lebt. Auch ist es praktisch schwer nachvollziehbar,
wie das Vorliegen einer Lebensgemeinschaft nachgewiesen wer-
den kann, wenn die Partner keine häusliche Gemeinschaft haben.
Die Judikatur und Literatur zur Lebensgemeinschaft gibt diesbezüg-
lich keine weiteren Anhaltspunkte. Wichtigstes Element ist nach
der Judikatur aber der Wille der Partner, für eine längere Zeit
zusammenzubleiben.

4) Damit ist aber nicht ausgeschlossen, daß der AG, ohne davon in Kennt-
nis gesetzt zu werden, aus seiner Wohnung gewiesen wird. Wenn sich
nämlich aus dem Antrag der gefährdeten Partei die Prognose einer wei-
teren Gefährdung erstellen läßt, ist der AG nicht zu laden und ihm die
EV beim Vollzug zuzustellen.

5) Der Vollzug einer EV nach Abs 1 leg cit kann nach § 382d (4) EO
durch unmittelbare behördliche Befehls- und Zwangsgewalt geschehen.

6) Praktisch wird dieses Problem möglicherweise nur geringe Relevanz
bekommen, weil eine EV am dringenden Wohnbedürfnis des kritisier-
ten, geschützten Personenkreises scheitern wird.
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Realitätsfern ist es aber, die häusliche Gemeinschaft als Vorausset-
zung für eine EV nach § 382b EO festzuschreiben. Man bedenke
nur jene Fälle, in denen die Lebenspartner nicht in häuslicher Ge-
meinschaft leben, weil der eine aus beruflichen Gründen getrennt
leben muß7). Das Gesetz stellt nur auf die tatsächliche Haus-
gemeinschaft ab. Jede andere Interpretation dieser Formulierung
wäre sinnentfremdend. Solche Streitteile aber sind zur Antragstel-
lung nach § 382b EO nicht aktivlegitimiert.
Dazu nur zwei Beispiele:

• Der Ehemann – ein Stahlmonteur, der bloß alle zwei Monate für ein
Wochenende nach Hause kommt – beschimpft und mißhandelt seine Part-
nerin bei seinen „Besuchen“ aufs heftigste. Mangels häuslicher Gemein-
schaft scheitert eine EV.

• Der auswärts arbeitende Ehemann – ein Computertechniker, der Sicher-
heitssysteme auf Flughäfen installiert, und daher bloß alle drei Monate
nach Hause kommen kann – wird gekündigt. Seine Partnerin hat zwi-
schenzeitlich eine ehewidrige Beziehung begonnen, und der andere
Mann lebt in der Ehewohnung. Der Ehegatte kann trotz Vorliegens aller
anderen Voraussetzungen keine EV beantragen.

Völlig verfehlt ist schließlich das Abstellen auf die häusliche Ge-
meinschaft bei einer EV nach Abs 2 leg cit. Verhindert werden soll
danach das Zusammentreffen der Streitteile bzw deren Kontaktauf-
nahme. Dabei ist es aber völlig irrelevant, ob zuvor eine häusliche
Gemeinschaft bestanden hat. Auch der getrennt lebende Partner
kann Psychoterror ausüben oder den Partner bei jedem Zusammen-
treffen mißhandeln. Eine EV scheitert aber an der Aktivlegitimation.

Probleme

Hinsichtlich des „körperlichen Angriffs“ und des „dringenden
Wohnbedürfnisses“ sei auf die unzähligen Entscheidungen verwie-
sen, da diesbezüglich die neuen Regelungen keine Veränderun-
gen bringen (zB: EF-Slg 34.685; 34.690 bis 34.699, 34.701 (!),
44.252, 44.278 [mwN] . . .).
Zu beachten ist jedenfalls, daß eine EV nach § 382b EO einen
erheblichen Eingriff in die persönlichen Rechte des Antragsgegners
darstellt.
Unter Berücksichtigung der Intention des Gesetzes, den Frieden
zwischen den Streitteilen zu sichern, sollte eine EV nur dann erlas-
sen werden, wenn keine andere Lösung in Betracht kommt. Aber
selbst dann sollte immer die geringste Beeinträchtigung des AG
verfügt werden. Dabei ist auf die Lebensverhältnisse und das
Milieu der Streitteile Bedacht zu nehmen (EF 44.263).
So ist es in manchen Gesellschaftsschichten durchaus „normal“,
daß es täglich zu Streitigkeiten kommt, die jahrelang keine „psy-
chische Beeinträchtigung“ verursachen.
Soferne eine Absonderung innerhalb des Wohnungsverbandes
möglich ist, ohne daß die Gefahr einer allfälligen weiteren Beein-
trächtigung der Integrität des ASt besteht, ist zunächst diese Lösung
zu suchen. Dabei ist neben der Wohnungsgröße aber auch auf die
Gefährdung abzustellen, die es zu vermeiden gilt (zB: EF 30.259,
39.422).

Notwendig ist es jedenfalls, eine Prognose bezüglich des künftigen
Verhaltens zu erstellen. Keinesfalls darf die EV als Sühne für ein
vorangegangenes Verhalten verhängt werden, sondern Ziel der
EV ist es, die Rechte der gefährdeten Partei für die Zukunft zu
sichern. Diese Prognose kann naturgemäß vor allem aufgrund von
Ereignissen in der Vergangenheit erstellt werden. Ein persönliches
Bild von den Streitteilen erleichtert es dem mit der Entscheidung
befaßten Richter aber, die zukünftige Entwicklung abzuschätzen.
Die Nichtanhörung des AG sollte daher auf die eindeutigsten Fälle
beschränkt bleiben, in denen eine weitere Bedrohung des ASt
nicht bloß zu befürchten, sondern zu erwarten ist.
Es muß wiederholt darauf hingewiesen werden, daß der AG bis zu
einem Ausmaß von drei Monaten (bei Anhängigkeit eines „Haupt-
verfahrens“ auch darüber hinaus) die eigene Wohnung nicht betre-
ten darf, und, wenn ein Antrag nach Abs 2 leg cit gestellt wurde,
möglicherweise gar nicht in die Nähe der Wohnung kommen darf.
Die Probleme, die sich daraus ergeben, sind gar nicht absehbar.
Auch dazu einige Beispiele:

• Was macht ein Handwerker, der seine Werkzeuge im Keller seines Hau-
ses aufbewahrt, wenn er diesen nicht betreten darf, die Werkzeuge aber
auch nicht in die Ausweichwohnung mitnehmen kann, weil es die räum-
lichen Verhältnisse nicht erlauben.
Handelt es sich um „schwerwiegende Interessen“ des Antragsgegners iSd
§ 382b Abs 2 letzter Satz EO, die der Erlassung der EV entgegenstehen?
Bei der Erlassung einer EV nach Abs 1 leg cit wird auf solch „schwerwie-
gende Interessen“ gar nicht abgestellt.

• Eine telefonische Kontaktaufnahme, um sich zu entschuldigen und eine
Versöhnung zu versuchen, ist als Verstoß gegen die EV zu werten und mit
der Verhängung einer Beugestrafe nach § 354 EO zu ahnden (!!!).

• Nach dem Gesetzeswortlaut darf der Weggewiesene keine Gegenstände
mitnehmen, die bloß zur Ausübung eines Hobbys verwendet werden,
soferne sie nicht seinem alleinigen persönlichen Gebrauch dienen8).

Nicht übersehen werden darf, daß durch das neue Gesetz ein
ungeheures Macht- und Vergeltungspotential eröffnet wird. Bei einer
Wegweisung und einem Rückkehrverbot nach dem neuen § 38a
SPG durch Organe des öffentlichen Sicherheitsdienstes (die sich
gegen jedermann richten kann), genügt die Annahme, es stehe ein
gefährlicher Angriff auf Leben, Gesundheit oder Freiheit bevor, und
die zu schützende Person muß in irgendeiner Weise gefährdet sein.
Es muß dazu nicht einmal ein gefährlicher Angriff vorangegangen
sein, da das Wort „insbesondere“ in § 38a Abs 1 erster Satz SPG
eine rein demonstrative Erwähnung eines solchen darstellt. Auch
Angehörigeneigenschaft (wie im § 382b Abs 3 EO) oder häusliche
Gemeinschaft sind nicht vorausgesetzt.

Andererseits kann sich die Wegweisung und das Rückkehrverbot
nach SPG auf jede Wohnung beziehen (auch Expartner sind damit
geschützt). Eine Höchstgrenze sieht das SPG auch nicht vor. Zwar

7) Beispielsweise Monteure etc.
8) Dabei handelt es sich aber bereits um ein stark pönales Element der

Maßnahme, das mit der Zielsetzung des Gesetzes in keinem Einklang
mehr steht.
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ist die Maßnahme auf 7 Tage (bei einem Antrag auf Erlassung
einer EV nach § 382b EO auf 14 Tage) beschränkt, doch steht
einer wiederholten Beiziehung der Organe des öffentlichen Sicher-
heitsdienstes nichts im Weg. Auch muß das Rückkehrverbot nach
SPG die Verhältnismäßigkeit wahren, was die EV nach § 382b
EO nicht muß.

Dauer der EV

Soferne nicht ein Hauptverfahren iSd § 382b Abs 4 EO anhängig
ist, darf eine EV für maximal drei Monate verhängt werden. Dabei
handelt es sich um eine absolute Höchstgrenze. Selbst wenn sich
zunächst herausstellt, daß die temporäre Trennung der Streitpar-
teien den gewünschten Effekt einer Beruhigung des Konfliktes
bewirkt, kann, wenn es Jahre später zu einem Neuaufflammen der
Streitereien kommt, keine EV mehr erlassen werden. Daher sollte
mit der Verhängungsdauer der EV sehr sparsam umgegangen wer-
den, und bei einer erstmaligen Verhängung die Höchstdauer nicht
ausgeschöpft werden.
Wenn zunächst noch kein Verfahren iSd Abs 4 leg cit anhängig
ist, während der Geltung der EV aber anhängig gemacht wird, ist
ein Umschwenken auf eine zeitlich unbegrenzte Maßnahme nach
Abs 1 bzw Abs 2 leg cit auf Antrag möglich, da die Voraussetzun-
gen dafür somit gegeben sind. Eine Überprüfung des dringenden
Wohnbedürfnisses und der Gefährdung der ASt ist aber weiterhin
unumgänglich.

Aber auch eine Verlängerung der Geltungsdauer der EV innerhalb
der drei Monate (nach Abs 4) ist denkbar. Wird nämlich zunächst
die EV nur auf eine geringe Dauer verhängt und stellt sich heraus,
daß die Zeit für eine Abkühlung der Gemüter noch nicht ausreicht,
so besteht die Möglichkeit, die EV – auf Antrag – zu verlängern.
Voraussetzung dafür ist, daß die EV ihren Zweck noch nicht
erreicht hat, die Gefährdung weiter besteht, das dringende Wohn-
bedürfnis weiter gegeben ist und die Verfügungsfrist im Zeitpunkt
der Verlängerung noch nicht abgelaufen ist9).

Zusammenfassung

Unter Beachtung der erörterten Gefahren ist dem Richter ein sehr
wirkungsvolles Instrument zur Konfliktbereinigung in die Hand
gegeben. Die zeitlich begrenzte Separation der Streitparteien soll-
te zu einem Abkühlen der Gemüter führen, und die für alle Beteilig-
ten unangenehmen Folgen einer endgültigen Trennung/Scheidung
können in manchen Fällen vielleicht verhindert werden. Nicht über-
sehen werden darf aber, daß die Formulierung des neuen Geset-
zes noch einiges an Feinschliff bedarf, dessen genaues Ausmaß
aber erst die praktische Anwendung zeigen wird.

9) Maßgeblich ist hier der Zeitpunkt der gerichtlichen Entscheidung und
nicht der Antragstellung, da die Verlängerung der EV erst mit Zustel-
lung wirksam wird und bei Abstellen auf den Zeitpunkt des Antrags
eine Schutzlücke entstünde.

RA Dr. Bernhard Krump, Graz

Anwaltliches Kostenpfandrecht und Prozeßführungspflicht

I. 70 Jahre – und so wenig weise?

Vor knapp 70 Jahren wurde der Rechtsanwaltsordnung durch
Art XII der 6. Gerichtsentlastungsnovelle 1929 (GEN 1929)1) ein
§ 19a eingefügt, der dem RA2) ein gesetzliches Pfandrecht an der
Kostenersatzforderung seines Mandanten gegen den Prozeßgeg-
ner3) zugesteht. Die triste wirtschaftliche Lage nach dem Ersten
Weltkrieg bekam auch der Anwaltsstand zu spüren4). Nicht wenige
Klienten waren einkommens- und vermögenslos und blieben dem
RA einfach die Expensen schuldig5). Und es häuften sich die Fälle,
wo Klienten versuchten, ihren (ehemaligen) RA in geradezu dolo-
ser Weise um das verdiente Honorar zu bringen6).

Schon damals war es üblich, daß ein RA erst nach getaner Tätig-
keit eine Honorarnote legt. Es widersprach dem Standesansehen,
Expensen vor Vollendung einer Angelegenheit oder eines Komple-
xes abzurechnen7). Die RA-Vereinigung „Wirtschaftliche Organi-
sation“ riet zwar ihren Mitgliedern, Vertretungen nur bei Leistung
entsprechender Vorschüsse aufrecht zu halten8), doch war der Vor-
schlag in der Praxis nicht umsetzbar. Kaum ein Klient war wirt-

schaftlich in der Lage, honorardeckende Vorschüsse aufzubringen.
Die Anwaltschaft war dennoch zur weiteren Vertretung der rechts-
suchenden Bevölkerung bereit und leistete damit einen verantwor-
tungsvollen Beitrag zur Aufrechterhaltung der Rechtssicherheit und
Rechtsstaatlichkeit in Österreich. Sie verlangte aber eine Absiche-
rung der Honorierung ihrer rechtsfreundlichen Vorleistungen. Ihre
Forderung fand schließlich in der GEN 1929 Gehör.

Die Anwendung des neuen § 19a9) führte in der Praxis zu Schwie-
rigkeiten. Die Anwälte wurden öffentlich zu Reformvorschlägen

1) BGBl 1929/222.
2) Kurzform für Rechtsanwalt.
3) In folgenden kurz „Kostenpfandrecht“ genannt.
4) Hans Spitzer, AnwZ 1928/446.
5) Viktor Engelmann, AnwZ 1928/96.
6) Leo Horowitz, AnwZ 1927/388.
7) Viktor Engelmann, AnwZ 1928/96.
8) Viktor Engelmann, AnwZ 1928/95.
9) Paragraphen ohne Angaben sind jene der RAO.
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aufgerufen10). Nach Klang11) entsprach die Regelung nicht gerade
den Anforderungen der elegantia juris. Seit 1929 mußte sich der
OGH relativ oft mit Problemfällen beschäftigen, ohne bisher zur
Frage, wann das Kostenpfandrecht entsteht, zu einer klaren Linie
gefunden zu haben. Dagegen haben Popper, M. Bydlinski und
Bachmann, aber auch andere Vertreter der Lehre, klare und sach-
gerechte Lösungen vorgezeichnet, wonach es heute nicht mehr
zweifelhaft sein sollte, daß das Kostenpfandrecht schon lange vor
der gerichtlichen Bestimmung des Kostenersatzes entsteht.

Die Praxis zeigt, daß 70 Jahre nach Einführung des § 19a nach
wie vor Rechtsunsicherheit über das Kostenpfandrecht herrscht. Sie
erzeugt Unruhe im Stand, wenn ein RA, der MV12) im Konkursfall
des Klienten, einem anderen RA, dem bisherigen Verfahrensver-
treter, (un)richtig dessen vermeintliches Kostenpfandrecht streitig
macht oder gar unterläuft, indem er als MV nach Konkurseröffnung
ein davor anhängiges, erfolgversprechendes Verfahren des GS13)
ohne Einbeziehung des RA bzw dessen Kosten einfach „stillegt“
oder durch Vergleich mit dem Verfahrensgegner vorzeitig beendet.

II. Die Zuspruch-Judikatur in der Praxis

Der MV argumentiert, daß bis zur Konkurseröffnung ein Kosten-
ersatz gerichtlich nicht zugesprochen worden sei, sodaß dem RA
kein Kostenpfandrecht und daher auch kein Absonderungsrecht
zukomme. Tatsächlich ist in vereinzelten Judikaten14) nachzulesen,
daß das Kostenpfandrecht erst gleichzeitig mit der Rechtskraft der
gerichtlichen Entscheidung entstehe, mit der der Prozeßgegner
zum Kostenersatz verpflichtet wird.

Ist auf diesen Zeitpunkt abzustellen, wird der Schutz des § 19a in
der Praxis nur äußerst selten greifen. Sieht man nämlich von Kosten-
zusprüchen für seltene Zwischenstreite, wie Wiedereinsetzung15),
Provisorialverfahren16) udgl ab, wird über den Kostenersatz regel-
mäßig gemeinsam mit der Hauptsache am Ende eines Verfahrens
entschieden. Kostenentscheidungen werden also generell erst mit
der Entscheidung über die Hauptsache rechtskräftig. Ist demnach
die Rechtssache bei Konkurseröffnung über das Vermögen des
Klienten schon beendet, ist der Absonderungsanspruch des RA
auch nach der Zuspruch-Judikatur „entstanden“. Je länger zeitlich
vor Konkurseröffnung die Rechtskraft eingetreten ist, umso eher
wird der RA die zugesprochenen Kosten vom Prozeßgegner entwe-
der freiwillig oder nach exekutiver Betreibung namens seines Man-
danten zu seinen Handen ersetzt erhalten haben, sodaß ihn der
Insolvenzfall des Klienten honorarmäßig gar nicht mehr berührt.

Bei Anwendung der Zuspruch-Judikatur würden im Insolvenzfall
ihrer Klienten demnach nur jene wenigen Rechtsanwälte auf ihr
Absonderungsrecht dringen können, die auf eine bei Konkurseröff-
nung schon rechtskräftige, aber vom Prozeßgegner noch nicht
erfüllte Kostenersatzentscheidung verweisen können. Aber selbst in
diesen seltenen Anwendungsfällen geht ein RA nach der Zuspruch-
Judikatur leer aus, wenn der Mandant, der trotz § 19a formeller

Gläubiger des Kostenersatzanspruches bleibt17), bis dahin über
den Anspruch gar nicht mehr verfügungsberechtigt ist. Ein doloser
Klient könnte nämlich (kurz) vor Eintritt der Rechtskraft den Kosten-
ersatzanspruch aus einem anhängigen Verfahren an Dritte verpfän-
den oder zedieren. Er könnte darauf dem Prozeßgegner zu Lasten
des RA Nachlässe gewähren oder überhaupt auf jeden Kostener-
satz verzichten. Jeder Gläubiger des illiquid gewordenen Klienten,
der vom guten Stand des Verfahrens weiß18), könnte kurz vor
Rechtskraft des Kostentitels zur Hereinbringung seiner vollstreck-
baren Forderung gegen den Klienten dessen (Haupt- und auch)
Kostenersatzanspruch19) aus dem anhängigen Verfahren gericht-
lich pfänden, womit letztlich der Prozeßgegner als Drittschuldner
an den vorrangigen Pfandgläubiger und nicht an den verdienstvol-
len RA zu zahlen hat, der selbst bei vollem Prozeßgewinn gänzlich
leer ausgeht!

Man stelle sich vor: Dem Klagebegehren des Mandanten wird voll-
inhaltlich stattgegeben und der Gegner zum namhaften Kosten-
ersatz verpflichtet. Dieser erhebt eine Berufung, womit auch die
Kostenentscheidung nicht rechtskräftig wird. Während des Beru-
fungsstadiums wird der erstinstanzlich ausgesprochene, aber noch
nicht rechtskräftige Kostenersatzanspruch von einem Gläubiger
des Mandanten gepfändet oder von diesem verpfändet – und der
RA hat das Nachsehen, selbst wenn der Berufung des Gegners
kein Erfolg beschieden ist!

Die allermeisten Verfahren sind zur Zeit der Konkurseröffnung erst
mehr oder weniger fortgeschritten anhängig und daher keine
Kosten zugesprochen. SZ 53/133 spricht richtig20) aus, daß das
gesetzliche Kostenpfandrecht nicht von der Sperrwirkung des § 10
KO, die nur richterliche Pfandrechte betrifft, erfaßt ist21). Das
Kostenpfandrecht kann demnach auch bei einem Zuspruch nach
Konkurseröffnung wirksam entstehen22). Dazu bedarf es freilich der
gehörigen Fortsetzung des vorerst in der Regel gemäß § 7 KO
unterbrochenen Verfahrens.

10) Schriftleitung in der AnwZ 1930/185.
11) Klang-Kommentar zum ABGB II 425.
12) Kurzform für Masseverwalter.
13) Kurzform für Gemeinschuldner (Klient des RA).
14) SZ 25/289, SZ 53/133 mwN; AnwBl 1990/741.
15) Vgl JBl 1950/461.
16) Nach § 24 UWG für obsiegenden Antragsgegner.
17) Der oftmalige Vorschlag von Petschek, ZBl 1929/261 mwH, ein eigen-

ständiges Einziehungsrecht des RA zu normieren, blieb unbeachtet.
18) Bei einem Vertreterwechsel insbesondere der frühere RA, dessen Hono-

rar unberichtigt ist.
19) Die Exekution muß sich dezitiert auf den Kostenersatzanspruch bezie-

hen – vgl JBl 1983/331.
20) Die Zweifel von Bachmann, AnwBl 1996/502, ob dies mit dem Grund-

satz der Gleichbehandlung aller Konkursgläubiger vereinbar ist, sind
unbegründet, wenn man, wie auch er selbst, das Pfandrecht als lange
vor Konkurseröffnung entstanden ansieht.

21) Ebenso SZ 8/278 und EvBl 1937/922.
22) So bereits Schell, JBl 1930, 116.
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III. Analyse der Rechtskraft-Judikatur

Eine ausführliche Begründung, warum das Kostenpfandrecht erst
mit Rechtskraft des Zuspruches auf Kostenersatz entstehen sollte,
findet sich in den wenigen Judikaten23), die dies aussprechen,
nicht. Entweder waren es beiläufige obiter dicta24), ohne daß
damals die Frage des Entstehens des Pfandrechtes relevant war,
oder wird begründend lediglich auf ältere Quellen25) oder den Ge-
setzestext26) verwiesen.

Die Judikatur mußte sich zumeist mit Aufrechnungsfragen befas-
sen, die primär die Kostenersatzforderung, also das Pfandobjekt,
und nicht oder höchstens am Rande das Pfandrecht selbst oder die
Frage seines Ranges betreffen. In erster Linie betrifft die Aufrech-
nung das Verhältnis des Klienten zu seinem Prozeßgegner, hinge-
gen das Pfandrecht das Verhältnis des RA zu seinem Klienten. Für
die Aufrechnung ist die Geltendmachung nach § 19a Abs 4 zu be-
achten, es ist aber fraglich, ob sie in gleicher Weise auch für das
Entstehen des Pfandrechtes bedeutsam ist. Lösungen zu Aufrech-
nungsfragen sind daher nur bedingt geeignet, zur Lösung der Fra-
ge, mit welchem Zeitpunkt der Rang des Pfandrechtes an der Ko-
stenersatzforderung entsteht, beizutragen. Andere wertende Posi-
tionen blieben dabei gänzlich unberücksichtigt. Dreimal betonte
das Höchstgericht27) sogar ausdrücklich, daß mangels Relevanz
für den Anlaßfall ungeprüft bleiben kann, ob das Kostenpfandrecht
mit der Erbringung der anwaltlichen Leistungen im Verfahren (be-
dingt durch den späteren Prozeßerfolg) entsteht. Zuletzt wurde in
SZ 67/143 einbekannt, daß die bisherige Judikatur zur Frage,
wann das Pfandrecht nach § 19a entsteht, uneinheitlich ist.

IV. Michael Bydlinski und andere Autoren

Über das Kostenpfandrecht fehlt eine umfassende Auseinanderset-
zung. Einige Autoren haben sich aber doch mit diesem für jeden
RA wichtigen Thema eingehender befaßt, wenngleich zumeist
ebenso in Zusammenhang mit Aufrechnungsfragen:

Schon Popper28) brachte es auf den Punkt: zwar stehe erst am Ende
des Verfahrens endgültig fest, ob der Mandant überhaupt einen
Kostenersatz gegen den Prozeßgegner zugesprochen erhält. Die
pfandrechtlichen Wirkungen treten aber rückwirkend ab dem
Beginn eines Verfahrens ein. Die jeweilige Prozeßhandlung des
RA wirke konstitutiv, der gerichtliche Zuspruch dagegen deklarativ.
Popper stellt auf den Verfahrensbeginn ab, weil „die Zeitspanne
zwischen der Inangriffnahme eines Verfahrens und dessen Erledi-
gung eine unter Umständen recht bedeutende sein kann, welche
die durch die Normierung des § 19a angestrebten Ziele zu para-
lysieren imstande ist“.

Klang29) meint – beim Thema Kompensation – daß „der für die
Aufrechnung maßgebende Zeitpunkt nicht jener der Entstehung
der Kostenforderung ist, sondern jener, in welchem der Anwalt die
Zahlung an sich verlangt hat, wiewohl das Pfandrecht gleichzeitig

mit der Kostenforderung entsteht“. Davor spricht Klang dezitiert
von einer Kostenersatzforderung der eigenen Partei. Sogleich stellt
sich die Frage, ob Klang das Wort „Kostenforderung“ nur als
Synonym für „Kostenersatzforderung“ oder beide Begriffe bewußt
gegensätzlich verwendet hat? Im letzteren Falle hieße dies, daß
Klang das Entstehen des anwaltlichen Pfandrechtes nicht an die
Kostenersatzforderung (gegenüber dem Prozeßgegner), sondern
an die Kostenforderung (gegenüber dem Klienten) knüpfte.

Nach Fasching30) entsteht zwar das Pfandrecht erst mit Rechtskraft
der Entscheidung, mit der die Prozeßkosten zugesprochen werden,
doch sieht er es bereits ab dem Zeitpunkt der Aufforderung nach
§ 19a Abs 4 als wirksam hinsichtlich Rang und Aufrechenbarkeit
gegen die Kostenforderung.

Neumann-Lichtblau31) läßt das Pfandrecht nur entstehen, wenn es
zur Zeit des Existentwerdens der Forderung nicht schon infolge des
früheren Bestandes von Gegenforderungen untergegangen ist. Die
Kostenersatzforderung des Klienten wird nur mit der Belastung
durch das gesetzliche Pfandrecht existent, sodaß dem dadurch
gesicherten RA niemand zuvorkommen kann.

Dies meint auch Rummel32). Die moderate Begründung deutet an,
daß das Pfandrecht schon vor dem Zuspruch der Kostenersatzfor-
derung entstanden sein kann.

Eingehend hat sich der Richter Michael Bydlinski33) mit dem Entste-
hen des Kostenersatzanspruches auseinandergesetzt und dabei –
leider nur exkursorisch – das Pfandrecht nach § 19a behandelt. Er
verweist auf Judikat 48 neu34), wonach der Anspruch auf Prozeß-
kostenersatz schon mit der Vornahme der einzelnen Prozeßhand-
lung bedingt durch den Prozeßerfolg entsteht. Der Kostenersatz-
anspruch habe seine Wurzel im materiellen Schadenersatzrecht
und entstehe der Anspruch, sobald im Vermögen des Geschädig-
ten eine Zahlungsverpflichtung entstanden sei35). Der Ersatz sei
freilich abhängig vom Vorliegen von Tatsachen36), die zu einem
Prozeßerfolg führen. Bydlinski spricht sich gegen die Ergebnisse
der Zuspruch-Judikatur aus. Der Zuspruch sei bloß die nachträg-

23) SZ 53/133 mwH; AnwBl 1990/741.
24) ZB: SZ 26/98.
25) ZB: EvBl 1972/302.
26) ZB: SZ 25/289.
27) RZ 1937/241, EvBl 1967/121, SZ 67/143.
28) Leopold Popper, Ein Deutungsbeitrag zu § 19a RAO, AnwZ 1935/

82.
29) Klang-Kommentar II 425.
30) Fasching, Kommentar zur ZPO III 309.
31) Neumann-Lichtblau, Kommentar zur EO, 388.
32) Rummel2, Rz 25 zu § 1440.
33) M. Bydlinski, Kostenersatz im Zivilprozeß, Wien 1992, 90ff.
34) SZ 16/16.
35) So auch Koziol, Haftpflichtrecht I, 25.
36) Ebenso Schell, AnwZ 1928/330, für den die Forderung des RA auf

Entlohnung seiner Arbeit Auslösungstatsache für das Entstehen des Ko-
stenersatzanspruches ist!
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liche richterliche Bestätigung eines schon längst zuvor bestanden
habenden Anspruches. Durchsetzbar (vollstreckbar) sei der Kosten-
ersatzanspruch allerdings erst mit dem gerichtlichen Zuspruch und
dem Ablauf der darin für den Kostenschuldner vorgesehenen Lei-
stungsfrist. Vor diesem Zeitpunkt liege eine betagte Forderung vor,
die gemäß § 14 Abs 2 KO/AO als fällig zu behandeln sei.

Bachmann37) stimmt Bydlinski ausdrücklich zu. Gestützt auf Fa-
sching bezieht er den Rang des Pfandrechtes auf den Zeitpunkt der
Erklärung nach § 19a Abs 4; auch eine Aufrechnung gegen die
Kostenersatzforderung sei nur bis dahin zulässig.

V. Die andere Judikatur

Ansätze, die mit den Meinungen von Popper, Bydlinski und Bach-
mann konform gehen und der Zuspruch-Judikatur entgegenstehen,
finden sich hinreichend in diversen, wenngleich nicht einheitlichen
Judikaten. Das Entstehen vor dem Zuspruch hat Judikat 48 neu38)
zumindest für den Insolvenzfall ausdrücklich bejaht. Wie ausge-
führt, hat der OGH schon dreimal39) zumindest die Möglichkeit des
Entstehens des Pfandrechtes gleichzeitig mit der Erbringung der
anwaltlichen Leistung angesprochen. Dann wieder soll der „Zeit-
punkt der tatsächlichen Wirksamkeit des Pfandrechtes mit der an
keine Form und Frist gebundenen Aufforderung des RA an die zur
Zahlung verpflichtete Partei, die Zahlung an ihn zu leisten, zusam-
menfallen40)“. Gelegentlich wird das Entstehen des Pfandrechtes
an die „Kostenforderung“ geknüpft, womit auch das Entstehen des
Pfandrechtes vor der Rechtskraft der Entscheidung auf Kostener-
satzpflicht (hier in einem Strafprozeß) gemeint sein kann41). Wenn
eine Gegenforderung existiert, die die Kostenforderung tilgt, kann
das Pfandrecht gar nicht entstehen, weil „das gesetzliche Pfand-
recht nach § 19a RAO eben nur unter der Voraussetzung entste-
hen hätte können, daß zur Zeit des Existentwerdens der Honorar-
forderung (!) diese nicht schon infolge des früheren Bestandes der
Gegenforderungen untergegangen wäre42). „Dem RA soll, solange
sein Kostenpfandrecht nicht vollstreckbar (!) geworden ist, gemäß
§ 258 EO das Recht zustehen, eine auf die Kostenersatzforderung
geführte Exekution mittels Klage zu bekämpfen und unwirksam zu
machen, soweit sie sein Befriedigungsrecht (!) hindert.43)“ Gele-
gentlich wird betont, daß „eine Kostenforderung nur mit der Bela-
stung (!) durch das gesetzliche Pfandrecht gemäß § 19a existent
wird“, sodaß eine Gegenforderung gegen die Kostenforderung
nur wirksam eingewendet werden kann, wenn zum Zeitpunkt des
Entstehens der Kostenforderung (!) diese Gegenforderung bereits
aufrechenbar bestanden hat44). In jüngerer Zeit relativierte der
OGH gleich zweimal: Einerseits erhalte der RA „mit der Zahlungs-
aufforderung (!) an den Prozeßgegner bereits das Recht auf Einzug
(!) seiner Forderung“, anderseits erwachse „dem RA mit der Vor-
lage des Kostenverzeichnisses vor Verfahrensschluß ein Anwart-
schaftsrecht (!) auf sein Pfandrecht, das mit dem Kostenzuspruch
realisiert (!) wird45)“. (Alle Rufzeichen von mir).

VI. Die Gesetzwerdung und Motive

Frühzeitig hat Petschek46), selbst Universitätsprofessor, aber ein
glühender Vertreter einer Besicherung der anwaltlichen Honorar-
forderung, das Problem angesprochen. Nach ihm soll „die Kosten-
forderung zwar dem Vermögen der Partei zuwachsen, aber für die
Zwecke der Befriedigung des Anwaltes verfangen sein; an diesen
müssen somit alle Verfügungen der Partei und wider sie abprallen,
damit das Recht des Anwaltes vor Abbruch behütet wird.“ Er tritt
dafür ein, daß der Kostenschutz des RA „schon im embryonalen
Zustand“ greift, um diese Kostenforderung vor Verfügungen der
eigenen Partei zu schützen. Petschek engagierte sich dafür, daß
der RA seine Kosten im eigenen Namen beim Prozeßgegner ein-
ziehen kann.

Davor gab es in den Jahren 1897, 1906 und 1911 von advoka-
torischer Seite diverse Reformvorschläge nach einer Besicherung
des anwaltlichen Honorars, die sich jedoch nicht durchsetzen
konnten47).

Wesentliche Grundlage des Art XIII48) der Regierungsvorlage49)
zur GEN 1929, betreffend § 19a, war ein weitgehend gleichlau-
tender Vorschlag50) der RA-Kammer Wien aus dem Jahre 1926,
dessen Verfasser und Wortführer Josef Schell war. Erklärtes Ziel
der Reform war, „den Anwalt gegen die Gefahren der wirtschaftli-
chen Not seiner Partei und ihre Umtriebe zu schützen51)“. Nach
der Begründung der RV soll entsprechend „einem langen und
dringenden Wunsch der Anwaltschaft dem unbilligen Zustand ein
Ende bereitet werden“, daß über den Kostenersatzanspruch, der
„im wesentlichen das Ergebnis der Arbeit des RA ist, rechtlich aber
der Partei zusteht“, zu Lasten des RA verfügt werden kann. Die
Konstruktion des Pfandrechtes „bietet im Konkurs- und Ausgleichs-
verfahren ein Absonderungsrecht, gibt dem RA für den Fall der
Pfändung der Kostenforderung die Pfandvorrechtsklage nach
§ 258 EO und schützt ihn gegen fraudulose Zession oder Einzie-
hung der Kostenforderung durch die Partei“. Die Kostenforderung
solle kein Gegenstand des Verkehrs sein. Wer sich eine Kostenfor-
derung zedieren läßt, müsse wissen, daß materiell in erster Linie
der Anwalt darauf Anspruch hat. Man hielt sogar die Begründung

37) AnwBl 1996/501ff.
38) SZ 16/16.
39) RZ 1937/241, EvBl 1967/121, SZ 67/143.
40) EvBl 1972/302.
41) RZ 1937/241.
42) EvBl 1954/284.
43) AnwBl 1955/114.
44) WBl 1978/346, AnwBl 1992/763.
45) AnwBl 1990/741 betrifft einen emeritierten RA.
46) Georg Petschek, JBl 1912/157ff.
47) Petschek, ZBl 1929/261.
48) Art XII der RV wurde im AB zu Art XII.
49) 298 der Beilagen – NR 3. GP.
50) Wortlaut zitiert bei Petschek, ZBl 1929/262.
51) Petschek, ZBl 1929/264.
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eines Vorzugspfandes für überflüssig, weil dem anwaltlichen
Pfandrecht ohnedies niemand zuvorkommen könne.

Selbst der deswegen gekränkte52) Petschek, dessen zu komplizier-
ter53) Gegenvorschlag nach einem direkten Einziehungsrecht des
RA nicht übernommen wurde, gestand zu, daß mit der gefundenen
Regelung der RA bei Insolvenz der Partei durch sein Absonde-
rungsrecht und vor Pfändungen und Zessionen der Partei geschützt
sei54).

Noch im Jahre 1929 rief die anwaltliche Standesvertretung auf,
die Rechtsanwälte mögen bereits in der Klage oder Klagebeant-
wortung oder sonst bei ihrem ersten Einschreiten die Erklärung
nach § 19a Abs 4 abgeben, womit sie die rechtsverbindliche
Bezahlung der Kosten seitens des Gegners direkt an die Partei
ausschließen55).

VII. Eigener Standpunkt

Übereinstimmend mit Popper, M. Bydlinski und Bachmann halte
ich die Zuspruch-Judikatur für verfehlt. Sie würde gerade dann,
wenn es auf den pfandrechtlichen Schutz ankommt, nämlich bei
Insolvenz des Klienten, praktisch nie zu der vom Gesetzgeber
gewollten Absicherung der erbrachten, verdienstvollen anwaltli-
chen Bemühungen führen. Insbesondere wäre der RA während der
langen Dauer eines Verfahrens gegen alle umtriebigen Verfügun-
gen des Klienten völlig ungeschützt, was den Zielsetzungen der
Reform widerspricht, wonach die anwaltliche Honorarforderung
gegen Verfügungen des Klienten und Dritte so abgesichert werden
sollte, daß ihr niemand zuvorkommen kann. Ein zahnloses Pfand-
recht kann doch wirklich nicht das begehrte Ergebnis der jahr-
zehntelangen Bemühungen der Rechtsanwaltschaft um die Besiche-
rung ihrer Honoraransprüche sein.

Den richtigen Überlegungen der vorgenannten Autoren ist weit-
gehend beizupflichten und empfehle ich deren Lektüre. Nur in eini-
gen Details scheinen sie mir noch nicht konsequent und weit-
gehend genug und daher geringfügig korrekturbedürftig. Meine
Überlegungen dazu:

1. „Werden“ heißt nicht „Worden sind“

Das Zuspruch-Judikat SZ 25/289 schließt aus den Worten „zuge-
sprochen“ bzw „zugesagt“ in § 19a auf eine in der Vergangen-
heit liegende, schon entschiedene Kostenersatzforderung. Liest
man § 19a genau, ist dort nicht von „Kosten, die zugesprochen
worden sind“ (Perfekt), sondern von „Kosten, die zugesprochen
werden“ (Futurum oder Passivum), die Rede. Die Redaktoren des
Jahres 1929 legten auf diesen Unterschied tatsächlich Wert: wäh-
rend der Vorschlag von Petschek noch die Wortfolge „Kosten, die
auferlegt worden sind56)“ enthielt, ist im schließlich übernommenen
Vorschlag der RA-Kammer Wien von „Kosten, die zugesprochen
werden“, die Rede57). Der in SZ 25/289 gezogene Schluß ist also
aus dem Wortlaut nicht ableitbar.

2. An „Anspruch“ und „Forderung“ knüpft das
Pfandrecht!

Der gerichtliche Zuspruch, der nur im Nebensatz des § 19a
erwähnt wird, hat selbst nach dem Wortlaut keine Bedeutung für
das Pfandrecht. Vielmehr ergibt sich klar aus dem Hauptsatz: der
anwaltliche Honoraranspruch („wegen seines Anspruches“) gegen-
über dem eigenen Klienten ist der Auslöser des Kostenpfandrech-
tes und dessen Kostenersatzforderung das Pfandobjekt. Man
braucht im sprachlich verunglückten § 19a Abs 1 nur den Haupt-
satz vor dem Nebensatz und in der Bedeutung der von mir beige-
fügten Klammerausdrücke zu lesen, um den Gesetzgeber zu verste-
hen: „Der RA hat wegen seines Anspruches auf Entlohnung für die
Vertretung in diesem Verfahren ein Pfandrecht an der Kostenersatz-
forderung der Partei, wenn (= sofern) (s)einer Partei in einem Ver-
fahren vor einem Gericht, einer anderen öffentlichen Behörde oder
einem Schiedsgerichte (diese) Kosten (in der Folge) zugesprochen
oder vergleichsweise zugesagt werden.“58)

3. Pfändbar sind alle Forderungen

Nirgendwo ist normiert, daß ein Forderungspfandrecht nur an
einer Forderung begründet werden kann, über die schon gericht-
lich entschieden ist. Pfändbar ist vielmehr jede hinreichend konkre-
tisierte, auch erst zukünftig entstehende Forderung, selbst eine bloß
bedingte oder betagte Forderung59). Die von einem zukünftigen
Prozeßerfolg abhängige Kostenersatzforderung des A gegen B im
Verfahrens XY ist hinreichend individualisiert und damit ab Prozeß-
beginn, jedenfalls aber lange vor der gerichtlichen Kostenbestim-
mung, zweifellos ein absolut taugliches Pfandobjekt.

4. Sicherstellung in der embryonalen Phase

Der Hauptzweck eines jeden Pfandrechtes ist die Sicherstellung60)
der späteren Befriedigung durch eine frühzeitige Rangwahrung.
Schell, der Vater des § 19a, betont ausdrücklich Gemeinsamkei-
ten61) des anwaltlichen Kostenpfandrechtes mit dem gesetzlichen
Pfandrecht des Bestandgebers, das nicht die unmittelbare Befriedi-
gung des Berechtigten, sondern bloß die Sicherstellung62) der spä-
teren Befriedigung bezweckt, die später gesondert zu betreiben
ist. Gesichert ist die spätere Befriedigung aber nur, wenn die

52) Vgl dessen Kritik in AnwZ 1930/185ff.
53) AB 338 der Beilagen – NR 3. GP.
54) Petschek, ZBl 1929/264.
55) Mitteilungen der Wirtsch Organisation 1929/33.
56) Petschek, ZBl 1929/261.
57) Petschek, ZBl 1929/262.
58) Einer interpretatio contra legem – so aber M. Bydlinski, aaO, 93 –

bedarf es daher gar nicht!
59) Petrasch in Rummel, Rz 2 zu § 449, SZ 52/147.
60) Petrasch in Rummel, Rz 1 zu § 447.
61) Schell, JBl 1930, 116.
62) Reckenzaun, Das gesetzliche Bestandgeberpfandrecht, Wien 1989, 7.
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pfandrechtliche Sicherstellung „in der embryonalen Phase“63), also
im frühestmöglichen Zeitpunkt greift, bevor der Klient (im Konkurs-
fall der MV), der Prozeßgegner oder beide zu Lasten des RA hinter
und/oder auf dessen Rücken Verfügungen über die künftig reali-
sierbare Kostenersatzforderung treffen könn(t)en.

Genau diese frühe und umfassende Besicherung, die das Pfand-
recht erst wertvoll macht, hatte der Gesetzgeber64) vor Augen,
wenn er meint, daß ein Vorzugspfand überflüssig sei, weil dem Ko-
stenpfandrecht ohnedies niemand zuvorkommen kann65). Sie soll
dem verdienstvollen RA zugreifbar verbleiben und nicht zum Spiel-
ball der Streitteile oder anderer Spekulanten werden, die dazu
nichts beigetragen haben. Eine erst auf den Zeitpunkt des Zuspru-
ches abstellende Sicherung kann keinen Schutz bieten gegen eine
längst vorher zum Nachteil des RA mögliche Verfügung über die
Prozeßkostenforderung.

§ 19a soll den RA in erster Linie vor den Umtrieben seines eigenen
Klienten schützen66)! Daher knüpft das Pfandrecht in § 19a konse-
quent an den Entlohnungsanspruch des RA gegen seinen eigenen
Klienten, der seine Basis in dem jedem Mandat zugrundeliegen-
den Bevollmächtigungsvertrag67) sowie im Gesetz (§ 16 RAO,
§ 1004 ABGB) hat. Die Honorierung der anwaltlichen Tätigkeit ist
an keinen besonderen Erfolgseintritt68) geknüpft, das geschuldete
Honorar überdies tarifmäßig vorgegeben. Schon die Erteilung
des Prozeßmandats führt also zum grundlegenden, ungeteilten
Anspruch des RA auf Honorierung gegen seinen Klienten.

5. Ersatz für Vertragspfand

Gäbe es § 19a nicht, würde ein vorsichtiger RA ohne hinreichen-
de Kostenvorschüsse ein aufwendiges Mandat nicht übernehmen
oder – bei einem erfolgversprechenden Prozeß – sich zumindest
den Kostenersatzanspruch des Mandanten gegen den Prozeßgeg-
ner verpfänden oder abtreten lassen, womit dem Mandanten von
Anfang an („embryonale Phase“) jedes Verfügungsrecht darüber
entzogen ist. Dem RA ist daher zumindest der Kostenersatz vom
Prozeßgegner gesichert, sofern er, worum er sich natürlich redlich
bemühen wird, den Prozeß gewinnt. § 19a erspart der anwaltli-
chen Praxis die gebührenpflichtige Einzelverpfändung und die zur
Wahrung der Publizität notwendige Verständigung des Drittschuld-
ners, also des Prozeßgegners, was dem Klienten nicht gerade
angenehm wäre. § 19a ist als Surrogat für das sonst erforderlich
gewesene Vertragspfand zu sehen. Dann soll der RA beim gesetz-
lichen Pfandrecht nicht schlechter gestellt sein.

6. Zwischenresümee

Das gesetzliche Pfandrecht entsteht gleichzeitig mit der Erteilung
des den Honoraranspruch begründenden Prozeßmandates, also
regelmäßig kurz vor der ersten Intervention des RA in einem
Verfahren. Dem Mandanten ist damit von Anfang an jede Verfü-
gung über die sogleich gegen den Prozeßgegner anzusprechende

Kostenersatzforderung untersagt. Ihre Verfangenheit tritt gemäß
§ 19a, auf dessen Unkenntnis sich niemand berufen kann (§ 2
ABGB), gegenüber jedermann69) ex lege70) ein, also auch gegen-
über dem Prozeßgegner oder Dritten. Eine besondere Drittschuld-
nerverständigung zur Verständigung oder Rangwahrung bedarf es
nicht und ist in § 19a auch nicht vorgesehen. Richtig sprechen die
Materialien aus, daß „eine Kostenforderung kein Gegenstand des
Verkehrs ist, weil jedermann wissen muß, daß materiell in erster
Linie der Anwalt und nicht der Mandant darauf Anspruch hat“.
Zumindest bei den absolut anwaltspflichtigen Verfahren kann nie-
mand gutgläubig behaupten71), daß ihm die Intervention eines RA
nicht bekannt gewesen sei. Der Mandant kann daher ab Erteilung
des Prozeßmandats mit niemandem eine(n) Verzicht, Vergleich,
Verpfändung, Zession udgl seiner Forderung auf Kostenersatz ver-
einbaren.
Die Kostenersatzforderung selbst entsteht, sobald man vom Pro-
zeßgegner des Mandanten den Ersatz der Kosten anspricht. Dies
wird im Aktivprozeß jedenfalls mit der Zustellung der Klage sein,
worin der RA für seinen Mandanten unter anderem den Ersatz der
Verfahrenskosten begehrt. Auch im Passivprozeß wird schon bei
der ersten Intervention die kostenpflichtige Klagsabweisung gefor-
dert. Beide Male wird dem Prozeßgegner verdeutlicht, daß der
Mandant alle anfallenden Prozeßkosten ersetzt haben will. Die
Bekanntgabe einer bestimmten Höhe des Kostenersatzes ist gesetz-
lich nicht geboten.
Folgerichtig entsteht eine Kostenersatzforderung von allem Anfang
an mit der Belastung durch das Kostenpfandrecht, dh sie wird
schon mit dieser Belastung „geboren“. Auch eine exekutive Pfän-
dung der Prozeßkostenersatzforderung durch Dritte kann dem
gesetzlichen Pfandrecht des RA nie zuvorkommen, da sie im Falle
einer Zustellung der Exekutionbewilligung vor einer Klagszustel-
lung an den Prozeßgegner mangels eines schon erhobenen Kosten-
ersatzanspruches ins Leere gehen muß und im Falle einer Zustel-
lung danach stets gegenüber dem gesetzlichen Pfandrecht des RA
nachrangig ist.
Inkonsequent wäre es, das Kostenpfandrecht gleichzeitig mit der
jeweiligen Vertretungshandlung sukzessive entstehen zu lassen.
Mit den einzelnen Interventionen erfüllt der RA nur sein Mandat.
Nicht die einzelne Vertretungshandlung ist geschuldet, sondern
„die Prozeßvertretung“ – so explizit § 19a! – als solche. Nicht die
einzelne Handlung, sondern bereits der Bevollmächtigungsvertrag

63) Petschek, JBl 1912, 157ff.
64) Bestätigend M. Bydlinski, aaO, 92.
65) RV 298 der Beilagen – NR 3.GP.
66) SZ 12/217; SZ 15/60.
67) Strasser in Rummel2, Rz 9 zu § 1004.
68) Anders etwa beim Maklervertrag, wo der Anspruch erst mit der

Geschäftsvermittlung entsteht (§ 7 MaklerG).
69) Absolute Wirkung des Pfandrechtes § 307 ABGB.
70) EvBl 1964/14, Subarsky, AnwBl 1981/427.
71) Für § 27 ZPO gilt ebenfalls § 2 ABGB!
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begründet den Honorierungsanspruch des RA für die Vertretung,
nur auf diesen stellt § 19a ab. Mit ihm entsteht ein einheitliches
Kostenpfandrecht. Ein sukzessives Entstehen würde entgegen den
Zielsetzungen des § 19a nicht nur weiterhin unerwünschte Verfü-
gungen des Klienten über die jeweils zukünftigen Kosten zulassen,
sondern auch praktische Probleme, etwa im Falle der Aufrechnung
mit einer während des Verfahrens entstandenen Gegenforderung,
auslösen.

Richtig sieht Popper72) das Kostenpfandrecht mit Prozeßbeginn als
wirksam an. Zu diesem Ergebnis gelangt man auch ohne seine
Rückwirkungsfiktion. Das Kostenpfandrecht stellt nämlich auf den
Prozeßbeginn und den dort stets beanspruchten vollen Kosten-
ersatz ab, der nachträglich bei einem vollen Obsiegen voll bestä-
tigt oder – bei Teilobsiegen – eben entsprechend vermindert bestä-
tigt wird. Der Zuspruch begründet also keinen neuen Anspruch,
sondern bestätigt oder verändert lediglich die seit Prozeßbeginn
bestehende ursprüngliche Forderung auf Kostenersatz. Der Zu-
spruch beeinflußt lediglich den Wert des Pfandobjektes, hat aber
mit dem Pfandrecht selbst nichts zu tun.

7. Das Begehren nach § 19 Abs 4 RAO

Nach Fasching und Bachmann soll das Begehren nach § 19a
Abs 4 auf Zahlung aller Kosten zu Handen des RA sowohl für den
Rang des Pfandrechtes als auch die Aufrechenbarkeit gegen die
Kostenersatzforderung bedeutsam sein73). Üblicherweise stellt ein
RA, wie von der Standesvertretung seit jeher empfohlen74), bereits
im ersten Schriftsatz dieses Begehren. Dann ändert sich an dem zu
6. dargestellten Ergebnis ohnedies nichts. Sollte es freilich erst
später gestellt werden, wäre nach den vorgenannten Autoren erst
damit der Rang begründet.

Nach dessen klaren Wortlaut schließt dieses Begehren aber ledig-
lich die schuldbefreiende Zahlung der beanspruchten Kosten direkt
an den Mandanten aus bzw kann der Prozeßgegner danach
schuldbefreiend nur mehr an den RA bezahlen. § 19a Abs 4
betrifft demnach nicht die Geltendmachung des Pfandrechtes, son-
dern die Geltendmachung der Zahlung75) zu Handen des RA. Eine
Änderung der Zahlstelle kann keinen Einfluß auf den Rang eines
Pfandrechtes haben, der bereits mit der Erteilung des Prozeßman-
dats begründet worden ist. So ändert etwa die spätere Geltend-
machung durch den Bestandgeber nichts an der Vorrangigkeit des-
sen Pfandrechtes, die kraft Gesetz mit der Einbringung des Inven-
tars in den Bestandgegenstand entsteht.

Zuzustimmen ist Fasching und Popper aber, daß der Prozeßgeg-
ner bis zum Zeitpunkt des Einlangens76) dieses Begehrens jeden-
falls mit Gegenforderungen aufrechnen kann. Der Prozeßgegner
kann davon ausgehen, daß ein RA, solange er keine Zahlung zu
seinen Handen beansprucht, hinreichend durch Vorschüsse des
Klienten honorarbefriedigt ist und die Prozeßkosten direkt an den
Klienten zahlen. Dann muß konsequenterweise eine „Zahlung“

durch Aufrechnung mit einer Gegenforderung ebenso zulässig
sein, sofern alle sonstigen gesetzlichen Voraussetzungen für eine
Kompensation zutreffen.

8. Legung des Kostenverzeichnisses

In jüngerer Zeit bekundete die Judikatur, daß „mit der Vorlage
eines Kostenverzeichnisses vor Verfahrensabschluß (§ 54 ZPO)
dem RA bereits ein Anwartschaftrecht auf sein Pfandrecht er-
wächst77). „Das ist zwar ein Schritt in die richtige Richtung, aber
noch immer halbherzig, wenn man überlegt, daß ein RA nicht
gehalten ist, ein einziges Kostenverzeichnis vor Verfahrensende zu
legen, sondern für jede Verfahrenshandlung gesondert Kosten ver-
zeichnen kann. Will man wirklich die Gerichtsakten mit einer Viel-
zahl von Kostenverzeichnissen überfrachten, die alle österreichi-
schen Rechtsanwälte vorsichtshalber sofort nach jeder Verhand-
lung und mit jeder Eingabe legen müßten, um dadurch ein Anwart-
schaftsrecht zu begründen und ihren Absonderungsanspruch bei
einer vor Verfahrensende eintretenden Insolvenz des Klienten zu
wahren?

Darauf abzustellen führt nicht nur zu unerwünschten praktischen Er-
schwernissen, sondern überzeugt auch in rechtlicher Hinsicht nicht.
Richtig zieht M. Bydlinski aus § 54 Abs 1 ZPO, wo vom Verlust des
Ersatzanspruches die Rede ist, den Schluß, daß selbst der Gesetz-
geber von einem Kostenersatzanspruch vor Verfahrensende aus-
geht, sodaß die Vorlage des Kostenverzeichnisses nicht anspruchs-
begründend sein kann. Das Kostenverzeichnis wird nicht dem Pro-
zeßgegner übermittelt, sondern „dem Gericht übergeben“; dem
Prozeßgegner wird dabei die Kostenhöhe nicht bekanntgegeben.
§ 19a stellt nicht auf den gerichtlich bestimmten Anspruch, son-
dern auf das tatsächliche Fordern (arg „Forderung“) von Kosten-
ersatz ab, das gewöhnlich, wie bereits dargelegt, im jeweils ersten
Schriftsatz einer Verfahrenspartei erfolgt. Zwar wird dabei eine
konkrete Höhe der Kosten noch nicht genannt, doch ist allen Betei-
ligten klar, daß stets der Ersatz des tarifgemäßen Honorars und
der entstandenen Barauslagen begehrt wird. Der Vorlage des
Kostenverzeichnisses kommt mE keine rechtliche Bedeutung für den
Rang des Kostenpfandrechtes zu.

IX. „Letzter Rechtsanwalt“

§ 19a Abs 1 bezieht das Pfandrecht auf den RA, der die Partei
zuletzt vertreten hat. Vorsorglich wurde gleich der Ausnahmefall

72) Popper, aaO, 82.
73) So auch Gebauer, Das Honorar des Rechtsanwaltes, Wien 1981, 33,

OGH in EvBl 1964/14.
74) Mitteilungen der Wirtsch Organisation 1929/33.
75) Zum selben Ergebnis gelangt Mittag in AnwBl 1982/229, wenngleich

er zwischendurch beide Begriffe verwechselt.
76) Mittag, AnwBl 1981/381.
77) AnwBl 1990/741.
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des Vertreterwechsels78) mitnormiert und dadurch mehr Verwirrung
als Klarheit erzielt. Der zuletzt vertretende RA wird „der Träger des
Pfandrechtes, der es treuhändig für die anderen auszuüben
hat“79). Diese Regelung soll dem Prozeßgegner die mühsame
Ermittlung der Quoten für jeden ersatzberechtigten RA ersparen. Er
kann die Kosten an den „letzten RA“ bezahlen, der die eingehen-
den Beträge aufzuteilen hat (§ 19a Abs 3). Die Regelung geht von
der praxisnahen Vorstellung aus, daß der „letzte RA“ bei Prozeß-
ende regelmäßig noch im Besitze eines aufrechten Mandates des
Klienten ist, um bei Nichtzahlung der Kosten durch den Prozeß-
gegner deren Einbringung namens des Klienten besorgen zu kön-
nen.

Findet, wie im Normalfall, während eines Verfahrens kein Vertre-
terwechsel statt, ist der intervenierende RA stets der „letzte RA“,
der somit sein eigenes Pfandrecht ausübt. Kommt es aber zu einem
Vertreterwechsel, dann stellt sich die Frage, was mit dem schon mit
Prozeßmandat an den „ersten RA“ entstandenen Pfandrecht bzw
der damit erreichten Sicherstellung (Rang) passiert und inwieweit
dem „ersten RA“ weiterhin Ansprüche bzw eine Mitbestimmung
erhalten bleiben.

Nach den Motiven des Gesetzgebers soll § 411 HGB, wonach
das jüngere Pfandrecht das ältere ausschließt, auch nicht analog
herangezogen werden80). Das ist wohl so zu verstehen, daß durch
den Eintritt eines neuen Verfahrensvertreters weder ein neues
Pfandrecht begründet wird noch das bisherige Pfandrecht erlischt.
Konsequent sprechen § 19a und die Gesetzesmaterialien immer
nur von „dem Pfandrecht“. Durch einen Vertreterwechsels wird
daher das durch das Prozeßmandat an den „ersten Anwalt“ be-
gründete, einheitliche Kostenpfandrecht, das sich auf die gesamte
Kostenersatzforderung dieses Verfahrens erstreckt, nicht verändert.
Insbesondere bleibt es bei dem schon mit der Intervention des
ersten RA erreichten Rang. Lediglich die Ausübung des Pfandrech-
tes geht auf den „letzten RA“ über.

Betont wird seine treuhändige Ausübung81) des Pfandrechtes. Die
Treuhandstellung kommt in der ihm in § 19a auferlegten Verpflich-
tung, eingehende Kosten anteilsmäßig aufzuteilen, ebenfalls zum
Ausdruck. Dem „letzten RA“ werden also Pflichten angelastet, wie
sie von einem ordentlichen Treuhänder zu erwarten sind. Er wird
daher nicht ersetzte Kosten gegen den säumigen Prozeßgegner
formal zwar namens des Klienten, aber treuhändig auch für alle
Vorgänger zu betreiben haben, deren Honorarforderung noch
nicht vollständig befriedigt ist. Die Treuhand ist aber nicht auf die
Realisierung des Pfandrechtes beschränkt. Vielmehr wird ihm
die Pflicht zur Pfandwahrung82) für seine Vorgänger zukommen,
solange diese einen Sicherungsbedarf haben. Umgekehrt bedeutet
dies, daß er auch alles unterlassen muß, was zu einem Verlust
oder einer Einschränkung des einheitlichen Kostenpfandrechtes
führen würde. Da die spätere Realisierung des Kostenpfandrechtes
naturgemäß ein Obsiegen in einem Prozeß voraussetzt, ist allein

schon aus der Treuhandstellung des „letzten RA“ abzuleiten, daß
er im Interesse aller unbefriedigten Kostenpfandgläubiger einen
erfolgversprechenden Prozeß auch entsprechend fortführt.

Das soll freilich nicht heißen, daß sich der „letzter RA“ weitrei-
chend um die Honorarbefriedigung seiner Vorgänger kümmern
muß. Sie obliegt in erster Linie ihnen selbst. Jeder abgelöste RA
kann ja nach Erwirkung eines Titels gegen seinen ehemaligen
Klienten zur Hereinbringung seines titulierten Honorars alle denk-
baren exekutiven Schritte einleiten. Demnach auch eine Forde-
rungsexekution durch gerichtliche Pfändung und Überweisung der
verfahrensgegenständlichen Forderung des ehemaligen Klienten
gegen den Prozeßgegner. Mit diesem wird ein Verfügungsverbot
des Klienten über die prozeßgegenständliche Forderung erwirkt,
sodaß der ehemalige Klient keine Vergleiche oder andere prozes-
suale Verfügungen treffen kann, die sich negativ auf den Kosten-
ersatzanspruch auswirken könnten.

Möchte ein früherer Verfahrensvertreter weiterhin (auch) sein
gesetzliches Kostenpfandrecht gewahrt wissen, wird er dies dem
„letzten RA“ ausdrücklich mitteilen müssen. Sollte sich die Zah-
lungsfähigkeit des Klienten ersichtlich verschlechtern, wird den
„letzten RA“ auch ohne eine Mitteilung eine gesteigerte Pflicht zur
Pfandwahrung zukommen, wenn ihm bekannt ist, daß das Hono-
rar eines Vorgängers unberichtigt ist. Denn mit Zunahme der Illiqui-
dität des Klienten wird ein Vorgänger umso eher den Schutz des
Kostenpfandrechtes benötigen. Im Insolvenzfall wird die verfange-
ne Kostenersatzforderung infolge der Prozeß- und Exekutionssper-
re nach §§ 6, 10 KO sogar der einzig verbleibende Befriedi-
gungsfonds der verdienstvollen Verfahrensvertreter – ihn zu sichern
bezweckt das gesetzliche Kostenpfandrecht. Vom „letzten RA“
wird eine strikte Einhaltung dieser Treuhandverpflichtung zu verlan-
gen sein.

Tritt ein anwaltlicher MV (bzw der vom MV zur Prozeßfortführung
bestellte RA) in ein anhängiges Verfahren ein, wird dieser zweifel-
los zum „letzten RA“ iS des § 19a und hinsichtlich des Kosten-
pfandrechtes allen seinen Vorgängern treuhändig verpflichtet. So-
lange deren Honorar vom Klienten nicht berichtigt ist und nach
Konkurseröffnung auch nicht mehr berichtigt werden kann, hat der
„letzte RA“ alles zu unternehmen, um das Pfand zu wahren, bzw
alles zu unterlassen, was eine Realisierung des Pfandrechtes seiner
Vorgänger gefährden oder gar vereiteln könnte. Dies umso mehr,
wenn sich ein Vorgänger dem „letzten RA“ gegenüber ausdrück-
lich ein bestimmtes Verhalten ausbedingt.

78) Gesetzestechnisch wäre es besser gewesen, in Abs 1 nur den Normal-
fall zu regeln und den Ausnahmefall des Vertreterwechsels in Abs 2 zu
normieren.

79) Begründung der Regierungsvorlage, aaO.
80) Begründung der Regierungsvorlage, aaO.
81) Begründung der Regierungsvorlage, aaO.
82) Vgl §§ 459, 460 ABGB analog.
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X. Pfandrecht – ein Vergleichshindernis?

Einem zu weitreichenden anwaltlichen Pfandrecht könnte man
entgegenhalten, daß es die Stellung der Parteien als dominus litis
beeinträchtige, insbesondere Vergleichsabschlüsse udgl behindern
könnte. Derartige Vorbehalte finden sich in den Materialien zu
§ 19a allerdings nicht. Die Sorge scheint vorweg nicht begründet,
erstreckt sich ja das anwaltliche Pfandrecht nur auf die Kosten-
ersatzforderung und nicht auf die Hauptforderung, über die zu ver-
fügen oder zu vergleichen keiner der Streitteile durch § 19a einge-
schränkt wird.

Freilich können sich Verfügungen in der Hauptsache indirekt auf
die Kostenfrage auswirken. Klagseinschränkung, Klagsrücknahme,
Verzicht, Anerkenntnis udgl beeinflußen naturgemäß die Kosten-
entscheidung. In der Praxis wird kaum ein Vergleich bloß in der
Hauptsache geschlossen und wegen der Kosten weiterprozessiert,
sondern das Verfahren regelmäßig umfassend verglichen. Ein RA,
der ohne Vorbehalt einen Vergleich oder eine andere Maßnahme
der Streitteile befürwortet, bei dem ihm die Kosten nicht (zur
Gänze) vom Gegner ersetzt werden, stimmt insoweit der Aufgabe
oder Einschränkung des Kostenpfandrechtes zu. Ein RA, dessen
Partei einen Vergleichsbetrag zu erhalten hat, wird sich dafür beim
Vergleichsabschluß regelmäßig dessen Zahlung zu seinen Handen
ausbedingen, um dann seine offene Honorarforderung gemäß
§ 19 aus der eingehenden Vergleichssumme befriedigen zu kön-
nen.

Zu Vergleichen kommt es, wenn beide Seiten erkennen, daß ihre
Prozeßstandpunkte nicht vollständig durchsetzbar sind. Nach der
Kostenteilungsregel des § 43 ZPO83) ist bei einer 50%igen Obsie-
gensquote auf wechselseitige Kostenaufhebung zu erkennen, so-
daß die pfandrechtliche Besicherung für den RA bei einem Obsie-
gen bis 50% ohndies wertlos ist. Darüber ist die Kostenersatzquote
stets geringer als die Erfolgsquote (zB bei 75% Obsiegen bloß
50% Kostenersatz); erst bei einem vollen Prozeßerfolg erhält der
Sieger auch die Kosten voll ersetzt. Allein das beträchtliche Nach-
hinken der Kostenquote ist ein hinreichendes Regulativ, um Befürch-
tungen hintanzuhalten, daß Anwälte durch Beharren auf ihr ver-
meintliches Pfandrecht einen Vergleich in der Hauptsache verhin-
dern könnten.

Ein RA kann gewöhnlich im Laufe des Verfahrens realistisch ab-
schätzen, inwieweit seiner Partei bei Ausprozessierung ein Kosten-
ersatz zukommen würde und danach den Wert seines Pfandobjek-
tes sowie die Angemessenheit eines Vergleichsvorschlages ein-
schätzen. Allerdings sind Differenzen zwischen RA und seinem
Klienten nicht ausgeschlossen, wenn letzterer Verfügungen über
die Hauptsache anstrebt, die dem bisherigen guten Prozeßverlauf
kraß widersprechen. Im Prozeß mit Anwaltszwang können der-
artige Prozeßhandlungen ohnedies nur unter Mitwirkung des RA
zustande kommen. Die Verfahrensparteien können sich aber au-
ßergerichtlich vergleichen84) bzw die Mandate zu ihren Anwälten

beenden. Unsinnige Verfügungen des Klienten, die dem bisheri-
gen Prozeßverlauf erheblich widersprechen und eine realistische
Erwartung auf Kostenersatz zu Lasten des RA wesentlich einschrän-
ken oder gänzlich begraben, müssen zwangsläufig am dann
begründeten Widerspruch des pfandberechtigten RA scheitern.
Ansonsten wäre jede pfandrechtliche Besicherung der anwaltli-
chen Honorarforderung wertlos.

Besonders im Konkursfall des Klienten können Differenzen auftre-
ten, wenn der MV das Verfahren nicht fortsetzen will, weil etwa

• ihn die lange Prozeßdauer an der raschen Abwicklung des Kon-
kursverfahrens hindert

• das Prozeßergebnis der Konkursmasse keinen wirtschaftlichen
Vorteil bringt, der Prozeß also, wie der MV meint, lediglich aus
akademischen Interessen oder aus Kosteninteressen des RA fort-
zuführen sei (zB ein Wettbewerbsverfahren mit Unterlassungs-
und Urteilsveröffentlichungsbegehren gegen den Gemeinschul-
der, dessen Betrieb nach Konkurseröffnung geschlossen wird)

• er den Prozeßgegner für wenig liquid hält und somit selbst im
Falle des Prozeßgewinnes ein ersiegter Betrag nicht einbringlich
gemacht werden könnte und daher für die Konkursmasse kein
wirtschaftlicher Vorteil aus der Verfahrenfortsetzung verbleibt

• er die Gewinnchancen nicht so positiv wie der RA beurteilt.

Solche Verfahren will ein MV nicht gerne ausprozessieren, sondern
lieber stillegen oder mit dem Prozeßgegner vergleichen, womit
aber dem pfandberechtigten RA der erwartete Kostenersatz entge-
hen würde.

XI. Prozeßführungspflicht des MV

§ 81a Abs 3 KO sieht für den MV ausdrücklich die Pflicht zur
Prozeßführung in Angelegenheiten vor, die die Masse auch nur
teilweise tangieren. Im Konkursverfahren treffen viele verschiedene
Interessen aufeinander. Der MV ist nicht der eigene Herr der
Ansprüche, sondern bloß vorübergehender Verwalter des gemein-
schuldnerischen Vermögens. Die Interessen der einzelnen Gläubi-
ger können untereinander und den Interessen des GS widerstrei-
ten, der letztlich den Ausfall zu tragen hat. Daher wird in § 81a
KO dem MV die unabdingbare85) Pflicht auferlegt, strittige Fragen
im Interesse aller Beteiligten durch Rechtsstreite zu klären86). Dies
umso mehr, wenn es sich nach der Aktenlage um ein erfolgverspre-
chendes Verfahren handelt.

Der MV muß daher einen Prozeß immer dann fortführen, wenn der
Interessensgegensatz durch Verhandlungen nicht ausräumbar ist.

83) § 43 Abs 2 ZPO und Barauslagenersätze, die ja nicht das Honorar
betreffen, werden vernachlässigt!

84) Schon Petschek zeigte in JBl 1912/159 den Mißbrauch des außer-
gerichtlichen Vergleiches in fraudem des Anwalts auf.

85) Eine Entbindung durch den Gläubigerausschuß oder das Konkurs-
gericht ist nicht vorgesehen.

86) Bestätigend M. Bydlinski, AnwBl 1997/212.
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Dazu ist er selbst dann verpflichtet, wenn lediglich der absonde-
rungsberechtigte RA die Fortführung wünscht. Gegenüber Abson-
derungsgläubigern ist ein MV nämlich zur Wahrung ihres Rechtes
auf vorzugsweise Befriedigung verpflichtet, insbesondere wenn er
selbst das Pfandobjekt verwertet87). Dasselbe muß für das Pfandgut
„Kostenersatzforderung“ in einem anhängigen Verfahren gelten,
dessen Realisierung zugunsten des absonderungsberechtigten RA
naturgemäß die Ausprozessierung voraussetzt.

Sie dient ebenso den gemeinsamen Interessen aller Konkurs-
gläubiger (§ 81 Abs 2 KO). Wird nämlich ein aktiver Leistungspro-
zeß gewonnen und vom unterlegenen Prozeßgegner urteilsgemäß
erfüllt, wird 1. der Massestand erhöht und 2. die Zahl der Konkurs-
forderungen um jene der Honorarforderung des RA verringert.
Ähnliches gilt bei Gewinn eines Passivprozesses: Die Forderung
des Prozeßgegners entfällt endgültig, ebenso die Honorarforde-
rung des RA, der seine Kosten vom Prozeßgegner ersetzt erhält.
Ein Massezufluß aus einem gewonnenen Prozeß erhöht die Vertei-
lungsquote (§ 139 KO) und verringert die Ausfallshaftung des GS
nach Beendigung des Konkursverfahrens. Ein ersiegter Aktivpro-
zeß oder die erfolgreiche Bestreitung der gegnerischen Forderung
im Passivprozeß könnte sogar die Finanzierung eines angestrebten
Zwangsausgleiches ermöglichen.

Gemäß § 8 KO kann der MV allerdings den Eintritt in einen
anhängigen Aktivprozeß des GS vorweg ablehnen, ebenso in
einen Passivprozeß zu Aussonderungsfragen. Mit der Ablehnung
wird der prozeßgegenständliche Anspruch konkursfrei. Der RA
kann sodann das Verfahren weiterhin als Vertreter88) des GS fort-
setzen oder, wenn er das nicht will, gegen den GS nach Erwirkung
eines Titels89) zur Hereinbringung seines titulierten Honorars die
Pfändung und Überweisung dieser prozeßverfangenen Forderung
des GS erwirken, womit der RA den Prozeß als betreibender Gläu-
biger fortsetzen und so – hoffentlich – nach Obsiegen Kostenersatz
vom Prozeßgegner erreichen kann.

Der MV hat es darüber hinaus jederzeit in der Hand, die Pfand-
schuld durch die Bezahlung der anwaltlichen Honorarforderung
einzulösen (§ 120 Abs 1 KO), womit der RA befriedigt ist und der
MV den Prozeß durch Vergleich beenden kann, wenn sonst
niemand an seiner Fortführung interessiert ist. Sofern ihr Wert nicht
erheblich ist90), wird allenfalls eine Überlassung der prozeßverfan-
genen Forderung nach § 119 Abs 5 KO an den GS in Frage kom-
men.

XII. Verletzung der Prozeßführungspflicht

Ansonsten muß sich der MV aufgrund seiner Prozeßführungspflicht
in ein Verfahren einlassen. Insbesondere gilt dies für anhängige
Passivprozesse91). Ein MV wird daher vor dem Eintritt genau zu
prüfen haben, ob er sich in das Verfahren einläßt. Nach seinem
erklärten Eintritt wird er das Verfahren zu Ende führen müssen,
auch wenn sich später die Erfolgsaussichten ändern sollten92).

Ein MV, der nach seinem Eintritt ein Verfahren ungeachtet des an-
waltlichen Kostenpfandrechtes („bei Kostenaufhebung“) vergleicht
oder – im Einvernehmen mit dem Prozeßgegner – nicht gehörig
fortführt, verletzt die gesetzliche Prozeßführungspflicht des § 81a
KO, der den Schutz der Vermögensinteressen jedes einzelnen
Beteiligten bezweckt93). Ein anwaltlicher MV verletzt überdies als
„letzter RA“ iS des § 19a seine treuhändige Pflicht zur Pfand-
wahrung94) gegenüber allen vorangehenden Prozeßvertretern. Dies
deshalb, da eine Realisierung des Kostenpfandrechtes naturgemäß
ein erfolgreich beendetes Verfahren voraussetzt.95)

Der honorarverkürzte RA wird wegen dieser rechtswidrigen Hand-
lung des MV eine Masseforderung nach § 46 Abs 1 Z 5 KO gel-
tend machen können, darüber hinaus auch seine Haftung als
Rechtsanwalt infolge Verletzung der anwaltlichen Treuhandpflicht.
Dem MV steht allerdings die Beweisführung offen, daß das Kosten-
pfandrecht auch im Falle einer gehörigen Prozeßfortführung nie-
mals zu einer Befriedigung des RA geführt hätte und dieser somit
nicht verkürzt ist (§ 1298 ABGB).

XIII. Zusammenfassung

• Das Kostenpfandrecht sieht primär die Sicherstellung der späte-
ren Befriedigung vor; es macht die Kostenersatzforderung des
Klienten für den RA zugriffsicher.

• Es ensteht kraft Gesetz gleichzeitig mit der Erteilung des Prozeß-
mandates, sodaß niemand dem gesetzlichen Pfandrecht zuvor-
kommen kann.

• Im Falle eines Vertretungswechsels hat der „letzte RA“ das
Pfandrecht für alle Vorgänger auszuüben und wird diesen treu-
händig verpflichtet, dies auch, wenn er als anwaltlicher MV ein-
tritt; als solcher ist er zur Wahrung der pfandrechtlichen Ansprü-
che seiner Vorgänger verpflichtet.

• Der MV hat gemäß § 81a KO die gesetzliche Pflicht zur Prozeß-
führung zur Klärung strittiger Ansprüche, dies selbst dann, wenn
die Fortführung lediglich der Ermittlung eines Kostenersatzan-
spruches des RA dient.

87) Hierzenberger/Riel in Konecny/Schubert, Kommentar zu den Insol-
venzgesetzen, Wien 1997, Anm 18 zu §§ 81, 81a KO.

88) Die bei Konkurseröffnung bestandene Prozeßvollmacht erlischt nicht
durch die Konkurseröffnung – Fasching, Lehrbuch2, Rz 431.

89) Infolge § 6 KO in das konkursfreie Vermögen.
90) Gegen die ausdehnende Auslegung: JBl 1970/208.
91) Für Unterlassungsansprüche nach UWG: JBl 1968/265.
92) Dies entspricht der Wertung des § 1035 ABGB.
93) Franz Bydlinski, Schadenersatz wegen materiell rechtswidriger Verfah-

renshandlungen, JBl 1986/638.
94) Vgl Petrasch in Rummel2, Rz 3 zu § 459.
95) Vgl Petsch ua, Praxishandbuch Konkursabwicklung, Wien 1998, 311:

Bei Verbringung von Pfandsachen durch den MV aus dem Bestands-
objekt, die zur Vernichtung des Bestandgeberpfandrechtes führt, wird
eine Haftung des MV gegenüber dem pfandberechtigten Bestandgeber
bejaht!
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• Ein MV, der seiner Pflicht zur Prozeßführung, und ein „letzter
RA“, der das Pfandrecht seiner Vorgänger nicht wahrt, haftet
dem dadurch verkürzten RA.

Über Wunsch des Autors wurden die Rechtsanwaltskammern über
diesen Beitrag informiert. Nachstehend ein „Tip aus der Praxis“:

Gemäß § 19a (4) RAO kann die zum Kostenersatz verpflichtete Partei die
Kosten auch an die Partei solange wirksam bezahlen und aufrechnen,
solange der pfandberechtigte Anwalt die Bezahlung an ihn nicht gefordert
hat. Dieses Verlangen wird in der Praxis öfters übersehen.

Während es in den ADV-Zahlungsbefehlen automatisch enthalten ist, wird
oft bereits vom Klagevertreter eine entsprechende Klausel im Klagebegehren

(„und die Prozeßkosten zu Handen . . . zu ersetzen“) übersehen, vor allem
wird aber von den Vertretern der beklagten Parteien oft übersehen, bereits
in der Klagebeantwortung oder im Einspruch gegen den Zahlungsbefehl im
Antrag auf kostenpflichtige Klagsabweisung ausdrücklich aufzunehmen,
daß eben die Gegenseite die ihr zum Ersatz auferlegten Kosten zu Handen
des vertretenden Rechtsanwaltes ersetzen möge. Richtigerweise müßte auch
in den Rechtsmittelschriften jeweils diese „zu Handen“-Klausel eingesetzt
werden.
Wenn dann die Gerichte bei Formulierung des Urteilsspruches auf die Zah-
lungsverpflichtung zu Handen des Rechtsanwaltes vergessen, muß binnen
14 Tagen ein Antrag auf Urteilsergänzung gemäß § 423 ZPO gestellt wer-
den.

Dr. Kurt Dellisch, Klagenfurt

Avocat à la Cour d’Appel de Paris, Margot Felgenträger

Die Verkaufsverweigerung
ein Delikt im französischen Recht

Das Konzept der Vertragsfreiheit beinhaltet unter anderem, daß
sich jeder seinen Vertragspartner aussuchen kann; der Kaufvertrag
kommt erst durch den gemeinsamen Willen der Parteien zustande.

Jedoch kann sich in Frankreich eine Partei strafbar machen, indem
sie ein Kaufangebot oder einen Dienstleistungsauftrag nicht an-
nimmt.

Das französische Recht kennt nämlich – im Gegensatz zu vielen
anderen kontinentaleuropäischen Rechten, insbesondere dem deut-
schen, das Delikt der Verkaufs- und Dienstleistungsverweigerung
“refus de vente“.

Die Verkaufs- und Dienstleistungsverweigerung ist eine der soge-
nannten restriktiven Handlungen, die ihre Rechtsgrundlage in der
Verordnung vom 1. Dezember 1986 über die Preis- und Wett-
bewerbsfreiheit finden.

Diese restriktiven Handlungen stellen – so wie auch die wett-
bewerbswidrigen Verhaltensweisen und die Unternehmenskonzen-
trationen – Verstöße gegen den Wettbewerb dar.

Da man in Frankreich davon ausgeht, daß sie sowohl Gewerbe-
treibenden als auch Verbrauchern schaden kann, ist die Verkaufs-
verweigerung untersagt und unter gewissen Bedingungen sogar
strafbar.

Die Verkaufsverweigerung ist allgemein ein zivilrechtliches Delikt;
sie kann jedoch auch strafrechtliche Folgen haben, sofern ein Ver-
braucher davon betroffen ist (Art 30 der Verordnung) oder eine
Diskriminierung in der Person des Auftraggebers vorliegt.

I. Definition der Verkaufsverweigerung

Im Sinne des Art 36 der Verordnung vom 1. Dezember 1986 be-
deutet diese Verhaltensweise das Verweigern, die Nachfrage der
Käufer von Produkten oder nach Dienstleistungen zu befriedigen,

wenn die Nachfragen nicht ungewöhnlich sind, von einem Nach-
frager guten Glaubens ausgehen und die Verweigerung nicht
durch die Bestimmungen des Art 10 der Verordnung gerechtfertigt
ist.
In der Rechtsprechung ist der Begriff der Verkaufsverweigerung
weit gefaßt. Produkte und Dienstleistungen, die davon betroffen
sein können, sind vielfältig.
So ist etwa eine Organisation, welche das Monopol der Anzeigen
in einem Telefonbuch hat und es abgelehnt hat, eine Werbean-
zeige aufzunehmen, wegen Verkaufsverweigerung verurteilt wor-
den (Berufungsgericht Versailles, 13. Kammer, 9. Juni 1988; JCP
1989, Aufl E. I., 18124).
Die Rechtsprechung stellt die Weigerung von Anfragen, die auf
den Abschluß von Kaufgeschäften zielen, der Verweigerung
gleich. So kann die Verweigerung einen Vertriebsvertrag abzu-
schließen, strafbar sein. Ein Hersteller von Luxusparfum ist verurteilt
worden, weil er die Anfrage eines Bewerbers, Inhaber einer Marke
zu werden, nicht befriedigt hat (Cass com 26. Oktober 1983; Bull
Civ IV Nr 282).
Es handelt sich ebenfalls um eine Verkaufsverweigerung, wenn der
Auftrag nur zu Bedingungen angenommen wird, die nicht den
Handelsbräuchen entsprechen.
Zur Erfüllung der Tatbestandsvoraussetzungen genügt auch die
Weigerung der Erteilung der für den Auftrag erforderlichen Infor-
mationen, wie Preise, Farben, Modelle usw, da es dadurch nicht
zur Erteilung des Auftrages kommen kann (Cass crim 30. April
1968; JCP 1968 Aufl G, II, 15576; Gaz Pal 1968, 2, Seite 156).
Eine Verweigerung im Sinne des Gesetzes liegt auch vor, wenn
der Verkäufer es ablehnt, Aufträge, die nicht ungewöhnlich sind,
zu anderen Bedingungen als die von dem Nachfrager angebote-
nen, auszuführen.
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II. Die ungerechtfertigte Weigerung

Die Verkaufsverweigerung wird nur bestraft, wenn sie ungerecht-
fertigt ist.
Die Verordnung vom 1. Dezember 1986 sieht drei Gründe vor,
die eine Verkaufsweigerung rechtfertigen:
– die ungewöhnliche Nachfrage (1)
– die Bösgläubigkeit des Käufers (2)
– der Beitrag zum wirtschaftlichen Fortschritt iS des Art 10 der Ver-

ordnung (3)

1. Die ungewöhnliche Nachfrage

Die Ungewöhnlichkeit des Auftrages wird im Verhältnis zu dem
beurteilt, was für den Verkäufer oder Dienstleistungserbringer in
der Praxis normal ist. Es kann sich hier um die verlangte Menge,
die Lieferbedingungen, aber auch um die Qualifikation des Käu-
fers und/oder seiner Geschäftseinrichtungen handeln.
Die Menge ist ungewöhnlich, wenn sie zu gering ist oder wenn sie
in keinem Verhältnis zu der steht, die der Händler gewöhnlicher-
weise verkauft oder der Käufer kauft.
Die Weigerung kann durch die Person des Käufers gerechtfertigt
sein, wenn er das Produkt üblicherweise nicht verkauft oder wenn
er nicht über die geeigneten Einrichtungen verfügt, es abzusetzen.
Bei Luxusprodukten muß der Käufer über entsprechende Räume
und qualifiziertes Personal verfügen.
Der Verkäufer hat das Recht, einen Auftrag nicht anzunehmen,
wenn dieser nicht den Handelsbräuchen oder den üblicherweise
angewendeten Praktiken entspricht. So kann ein Fabrikant sich
weigern, einen Käufer zu beliefern, der in der Vergangenheit seine
Bestellungen immer über einen Großhändler aufgegeben hat und
der nicht nachweist, daß dieser Großhändler seine Tätigkeit einge-
stellt hat (Landgericht Montpellier, einstweilige Verfügung, 17. De-
zember 1992; Juris-Data Nr 051254).
Die Weigerung kann ebenfalls durch das Bestehen eines Händ-
lervertrages mit Ausschließlichkeit gerechtfertigt sein (Berufungs-
gericht Paris, 1. Kammer, Abt A, 9. Dezember 1992: Juris-Data Nr
023825).

2. Die Bösgläubigkeit des Nachfragers

Die Bösgläubigkeit des Käufers kann in seiner Absicht liegen, den
Verkäufer zu schädigen. So beispielsweise, wenn die Produkte
systematisch unter dem Einkaufspreis weiterverkauft werden (Beru-
fungsgericht Paris, 9. Kammer, 1. März 1982; Gaz Pal 1982, 2,
Seite 573).
Der Verkauf an einen Käufer in Zahlungsschwierigkeiten kann
verweigert werden, wenn der Käufer dem Verkäufer keine Sicher-
heiten einräumt oder eine Barzahlung ablehnt. Das Gleiche gilt für
den Käufer, der fällige Rechnungen nicht beglichen hat (Berufungs-
gericht Paris 27. Januar 1981, Gaz Pal 1981, Seite 497; Beru-
fungsgericht Paris 23. März 1982 unveröffentlicht).

3. Bestimmungen des Art 10 der Verordnung vom
1. Dezember 1986

Artikel 10 der Verordnung zählt die Gründe auf, die das Bestehen
von Kartellen oder den Mißbrauch einer marktbeherrschenden
Stellung iSd Art 7 und 8 der Verordnung rechtfertigen.

Wettbewerbsbeschränkende Vereinbarungen und Verhaltenswei-
sen können somit durch Gesetzestexte oder behördliche Vorschrif-
ten oder durch den Beweis, daß sie zur wirtschaftlichen Ent-
wicklung beitragen, unter Berücksichtigung der Modalitäten dieser
Texte gerechtfertigt sein.

Die Weigerung ist nur gerechtfertigt, wenn der zweifache Beweis
erbracht ist, daß

– ein Kartell oder eine mißbräuchliche marktbeherrschende Stel-
lung oder ein unter Art 7 und 8 fallender verbotener Zusammen-
schluß vorliegt;

– die Verhaltensweisen iS des Art 10 gerechtfertigt sind.

Die Verweigerung muß in erster Linie durch das Bestehen eines
Betriebsnetzes gerechtfertigt sein. Ein Gesetz oder eine behörd-
liche Vorschrift, welche den Verkauf verbieten, reichen allein nicht
aus, um die Verkaufsverweigerung zu rechtfertigen.

Der Beweis der Zulässigkeit von Vertriebsnetzen iS des Art 10 der
Verordnung kann durch eine Entscheidung des französischen
Wettbewerbsrates (Conseil de la Concurrence) oder einer Freistel-
lung durch eine behördliche Vorschrift erbracht werden.

Wegen des Vorrangs des europäischen Gemeinschaftsrechts, der
jegliche nationale Maßnahme, die die Wirkung des EG-Vertrags
behindern könnte, ausschließen soll, kann ein französisches Ge-
richt unter Anwendung seines Wettbewerbsrechts keine Vereinba-
rung, welche Art 85 Abs 1 und 3 des Vertrages entspricht, ganz
oder teilweise annulieren.

In Anwendung dieser Regel kann das Bestehen eines durch das
Gemeinschaftsrecht anerkannten Vertriebsnetzes eine Verkaufsver-
weigerung rechtfertigen.

III. Konsequenzen der ungerechtfertigten Verweigerung

Das Opfer einer ungerechtfertigten Verweigerung hat die Möglich-
keit, die mißbräuchliche Verhaltensweise des Verkäufers oder
Dienstleistungserbringers durch einstweilige Verfügung zu unterbin-
den (1) und Schadensersatz in einem Hauptverfahren zu fordern (2).

1. Die Einstweilige Verfügung (référé)

Der Nachfrager kann den Verkäufer von Produkten oder Dienst-
leistungserbringer zwingen, den Auftrag auszuführen. Dies kann
im Rahmen einer einstweiligen Verfügung geschehen, wobei zu
bemerken ist, daß solche Verfahren in Frankreich immer mit münd-
licher Verhandlung geführt werden.

Der Richter muß prüfen, ob die Verweigerung zu verkaufen oder
eine Dienstleistung zu erbringen, gerechtfertigt ist. Die Beweislast
trägt der Verweigerer.
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2. Hauptverfahren

Der Richter des einstweiligen Verfügungsverfahrens kann nur die
Ausführung des Auftrags anordnen, ein Schadensersatzbegehren
kann nur in einem Hauptverfahren geltend gemacht werden. Je
nachdem, ob es sich um Gewerbetreibende oder Verbraucher
handelt, ist das Handelsgericht (Tribunal de Commerce) oder das
Landgericht (Tribunal de Grande Instance – TGI – ) zuständig.
Selbst wenn bewiesen ist, daß die Verweigerung ungerechtfertigt
ist, ist nicht sicher, daß es zu einer Verurteilung zur Zahlung von
Schadensersatz kommt. Das Opfer einer Verkaufs- oder Dienstlei-
stungsverweigerung muß den Beweis erbringen, daß ihm Schaden
entstanden ist und die Höhe dieses Schadens beweisen. So muß be-
wiesen werden, daß dem Käufer bereits vorliegende Aufträge durch
die Verweigerung des Verkäufers nicht befriedigt werden konnten
oder daß ihm auf sonstige Weise ein Umsatzverlust entstanden ist.

3. Örtliche Zuständigkeit

Besonders unangenehm für den sich im Ausland befindlichen
Verkäufer, der die französischen Bestimmungen ignoriert und mit

einem in seinem Rechtsgebiet unbekannten Rechtsinstitut konfron-
tiert ist, ist die Tatsache, daß er nicht die Zuständigkeit eines
Gerichtes seines Heimatlandes beanspruchen kann.

In der Tat hat die sich einer Verkaufsverweigerung ausgesetzte
Partei die Möglichkeit sowohl an dem Ort zu klagen, an dem der
Schaden entstanden ist als auch an dem Ort, an welchem das
schädigende Ereignis stattgefunden hat.

Diese Regelung entspricht sowohl dem französischen Verfahrens-
recht (Art 46 NCPC – französische Verfahrensordnung) als auch
der Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofes gem Art 5.3
EUGVB (Europäisches Gerichtsstands- und Vollstreckungsabkom-
men).

Die Erfahrung zeigt, daß französische Käufer in Frankreich an dem
Ort, an dem sich ihr Firmensitz befindet, klagen, da hier in der
Regel der Schaden entstanden ist.

Sofern keine Drittpfändung in Frankreich möglich ist, bedarf die
französische Entscheidung der Exequatur, bevor sie in dem Land,
in dem sich der Verkäufer befindet, zwangsvollstreckt werden
kann.

RA Dr. Peter Schütz, Schwechat

Die schwarze Stempelmarken-Obliterirungsfarbe
wird das Internet überleben!

Seine k. Und k. Apostolische Majestät haben mit Allerhöchstem
Handschreiben vom 13. April 1898 dem Justizminister Dr. Ignaz
Edlen von Ruber die Würde eines Geheimen Rathes taxfrei aller-
gnädigst zu verleihen geruht.

Nur wenig später ließ der frischgebackene geheime Rath im
Verordnungsblatt des k.k. Justizministeriums 1898 die Anleitung
zur Behandlung der schwarzen Stempelmarken-Obliterirungsfarbe
und der Obliterirungsrequisiten kundmachen.
Der 100. Geburtstag dieser Anleitung rechtfertigt die Wiedergabe
dieser Anleitung, die vielleicht, ja höchstwahrscheinlich, geltendes
Recht ist:
„13. Anleitung zur Behandlung der schwarzen Stempelmarken-
Obliterirungsfarbe und der Obliterirungsrequisiten. Zur Erzielung
eines geregelten Vorgehens bei der Behandlung der Stempelmar-
ken-Obliterirungsfarbe und -Requisiten hat das Finanzministerium
Folgendes angeordnet:
1. Uebertragung der Farbe auf den Farbballen (Farbpolster). Vor
der Verwendung ist die Farbe aufzuschütteln, sodann in geringer
Menge auf einer Metalltasse, eventuell einem Stück Eisenblech
oder einer Glas- oder Steinplatte mittels einer kleinen Walze gut zu

verreiben und endlich durch Hin- und Herrollen der eingefärbten
Walze auf dem zur Einfärbung der Stampiglie dienenden Farb-
ballen (Farbpolster) möglichst gleichmässig und dünn aufzutragen.

Als geeignetstes Material für die Farbballen und Walzen empfiehlt
sich Gelatinmasse.

2. Reinigung der Requisiten: Der Reinhaltung der Obliterirungsre-
quisiten (Stampiglien, Farbballen, Farbpolster, Farbwalzen, Farb-
tassen) ist die grösste Sorgfalt zuzuwenden. Die Reinigung der
Stampiglien ist täglich mindestens einmal, bei starker Verwendung
jedoch mehrmals im Tage vorzunehmen. Hiezu ist Terpentingeist
oder Petroleum unter Zuhilfenahme eines Bürstchens oder Lappens
zu verwenden; jedoch dürfen Kautschukstampiglien, welche über-
haupt für Obliterirungszwecke minder geeignet sind als Metall-
stampiglien, der Einwirkung des Terpentingeistes nicht lange aus-
gesetzt werden.

Die übrigen Requisiten sind jeden zweiten bis dritten Tag mit Ter-
pentingeist oder Petroleum zu reinigen; die Reinigung muss jeden-
falls so oft vorgenommen werden, daß die Farbe auf den Einfärbe-
requisiten nicht stark eintrocknet oder verkrustet (Punkt 3).
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Nach der Reinigung sind die Stampiglien und Einfärberequisiten
sorgfältigst mit einem reinen, trockenen Tuche abzutrocknen.
3. Behandlung der Obliterirungsfarbe. Die Farbe, welche in nicht
zu grossen Mengen bezogen werden soll, ist möglichst vor Staub
zu schützen und darf auf den Einfärbungsrequisiten zur Vermei-
dung des Eintrocknens nicht zu lange belassen werden (Punkt 2).
Alte Farbe darf nicht in das Gefäss zurückgeschüttet werden, in
welchem sich frische Farbe befindet. Zu dick gewordene Farbe ist
nicht durch Zusätze zu verdünnen, sondern zur Obliterirung nicht
mehr zu verwenden.
4. Bezug der Obliterirungsfarbe. Die Oekonomate der Finanz-
landesbehörden haben den Aemtern geeignete, dünnflüssige,
schwarze Obliterirungsfarben zu besorgen. Speciell das Oekono-
mat der Finanzlandesdirection in Wien übernimmt Bestellungen
auf Obliterirungsfarben und Einfärberequisiten und ertheilt über
Wunsch nähere Auskünfte über den Bezug und die Behandlung
derselben. (22. Juni 1898, Z. 14768).“
Das „Obliteriren“1) der Stempelmarken war eine Erfindung eines
Erlasses des Finanzministeriums aus 1854. Bis dahin waren nach
dem Provisorischen Gesetz „Ueber die Gebühren von Rechtsge-
schäften, Urkunden, Schriften und Amtshandlungen“ (Kaiserliches
Patent vom 9. 2. 1850) die Abgaben „Mittelst des Stämpels“ zu
entrichten, dh, die Subjecte hatten vorgestempeltes – also mit einer
besonderen Stampiglie versehenes – käuflich zu erwerbendes
Papier zu verwenden.

Aus dieser Zeit stammt wohl die heute unverständliche Bestimmung
des § 4 Gebührengesetz, daß „jede Schrift gleich bei der Aus-
stellung auf einem mit dem gesetzmäßigen Stempel versehenen
Papiere geschrieben werden muß“.
Auf jeden Fall wurde durch den zitierten Erlaß aus 1854 die Stem-
pelmarke an die Stelle des Stempelpapiers gesetzt.
Es galt jetzt, die Spitzbuben davon abzuhalten, ein und die selbe
Marke durch Recycling wieder und wieder zu gebrauchen. Im
Zentrum der Bemühungen und flankierenden Maßnahmen steht die
Stempelmarken-Obliterirungsfarbe: Die Stempelmarken sollten nun
„ämtlich überstempelt d. i. mit dem Amtssiegel in schwarzer Farbe
überdruckt werden. Dies hat so zu geschehen, daß ein Theil des
Abdruckes des Amtssiegels auf dem färbigen Bestandteil der Stem-
pelmarke, der andere Theil aber auf dem Papier, auf welche die
Marke befestigt worden, ersichtlich wird (§ 6 F.M.E. v 28. 3.
1854, Z. 4484).“ Diese penible Anweisung, die kein Ermessen
beim Überstempeln offen läßt, erweckt den selben entmündigen-
den Eindruck, den auch die oben wiedergegebene Anleitung über
die schwarze Obliterirungsfarbe hinterlassen muß. Ich war nach
der erstmaligen Lektüre dieser urtümlichen Vorschriften davon über-
zeugt, daß solche Abirrungen der bürokratischen Fürsorge für
Unterthanen und Beamte dem absolutistischen Polizeistaatsdenken
und der Monarchie zuzuschreiben sind. Doch weit gefehlt –
die jüngste Novelle des Verfassungsgerichtshofgesetzes und des
Verwaltungsgerichtshofgesetzes (BGBl 1997/88) bedient sich im
§ 17a VfGHG bzw § 24 VwGHG der folgenden Formulierung:
„Die Stempelmarken sind durch amtliche Überstempelung mit einer
Amtsstampiglie des Gerichtshofes so zu entwerten, daß der Stem-
pelaufdruck zum Teil auf dem farbigen Feld der Stempelmarke und
zum Teil auf dem die Marke tragenden Papier ersichtlich wird.“
Da hat sich doch wirklich nichts geändert, wenn man von der
Änderung der „th“-Schreibung absieht!
Nachdem ich den Jahrhundertmief dieser Ausdrucksweise so rich-
tig in mich aufgenommen habe, dachte ich darüber nach, welch
rückschrittliche Einhebungstechnik von den Verantwortlichen an
der Wende zum 21. Jahrhundert in Kauf genommen wird. Dieser
Geist läßt es gewiß erscheinen, daß das Ablecken von Stempel-
marken und das Entwerten mit der schwarzen Obliterirungsfarbe
auch noch weitere 100 oder 150 Jahre überdauern wird.

1) Obliterieren: löschen, tilgen.
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EuGH-Rechtsprechung
Verbraucherschutz – außerhalb von Geschäftsräumen
geschlossene Verträge – Bürgschaft

Richtlinie 85/577/EWG betreffend Verbraucherschutz im Falle von
außerhalb von Geschäftsräumen geschlossenen Verträgen
(ABl L 372/1985, 31)

Nach Art 2 erster Gedankenstrich der Richtli-
nie 85/577/EWG fällt ein Bürgschaftsvertrag,
der von einer nicht im Rahmen einer Erwerbs-
tätigkeit handelnden natürlichen Person ge-
schlossen wird, nicht in den Geltungsbereich
der Richtlinie, wenn er die Rückzahlung einer
Schuld absichert, die der Hauptschuldner im
Rahmen seiner Erwerbstätigkeit eingegangen
ist.

EuGH, Rs C-45/96, Bayerische Hypotheken- und Wechselbank
AG/Edgar Dietzinger, Urteil vom 17. 3. 1998

Der Vater von Herrn Dietzinger betrieb ein Bauunternehmen, für
welches von der Bayerischen Hypotheken- und Wechselbank AG
ein Kredit eingeräumt wurde. Herr Dietzinger übernahm für diese
Verbindlichkeiten gegenüber der Bank eine Bürgschaft bis zu
einem Betrag von DM 100.000,–. Der Bürgschaftsvertrag wurde
im Haus der Eltern des Herrn Dietzinger abgeschlossen, über ein
Widerrufsrecht wurde er nicht belehrt. In der Folge kündigte die
Bank die Kredite mit sofortiger Wirkung und nahm Herrn Dietzin-
ger auf Zahlung eines Teilbetrags der Bürgschaft in Anspruch.

In dem darauf folgenden Rechtsstreit stützte sich Herr Dietzinger
auf die Bestimmungen des deutschen Rechts, die in Umsetzung der
Richtlinie 85/577/EWG ergangen sind. Der schließlich befaßte
Bundesgerichtshof sah sich daher veranlaßt, den EuGH um Vorab-
entscheidung zu ersuchen, ob ein Bürgschaftsvertrag, der von einer
nicht im Rahmen einer Erwerbstätigkeit handelnden natürlichen
Person geschlossen wird, in den Geltungsbereich der Richtlinie
85/77/EWG fällt.

Hiezu vertrat die Kommission die Auffassung, daß der Ausdruck
„Verträge, die zwischen einem Gewerbetreibenden, der Waren
liefert oder Dienstleistungen erbringt, und einem Verbraucher ge-
schlossen werden“ (Art 1 der Richtlinie) für jeden Vertrag zwischen
einer natürlichen Person und einem Gewerbetreibenden, der im
Rahmen seiner beruflichen/gewerblichen Tätigkeit für gewöhnlich
Verbrauchern Waren liefert oder Dienstleistungen erbringt, gilt,
auch wenn der fragliche Vertrag keine solchen Leistungen vorsieht,
während die Regierungen einiger Mitgliedstaaten die Ansicht ver-
traten, daß der Bürgschaftsvertrag gerade kein solcher Vertrag iS
von Art 1 der Richtlinie sei, da in dem konkreten Fall der vom
Bürgen eingegangenen Verpflichtung keine Gegenleistung gegen-
überstehe und es eben nicht ausreiche, daß der Gewerbetrei-

bende für gewöhnlich Waren verkaufe oder Dienstleistungen
erbringe.

Der EuGH stellte fest, daß der Geltungsbereich der Richtlinie – von
Ausnahmen abgesehen – nicht nach Art der Waren oder Dienst-
leistungen beschränkt ist, die Gegenstand des Vertrages sind, so-
fern diese Waren oder Dienstleistungen zum privaten Verbrauch
bestimmt sind. Die Gewährung eines Kredits stelle eine Dienstlei-
stung dar, der Bürgschaftsvertrag sei nur akzessorisch und in der
Praxis oft Voraussetzung des Hauptvertrags. Auch finde sich in der
Richtlinie kein Hinweis darauf, daß die Person, die den Vertrag
geschlossen hat, aufgrund dessen Waren zu liefern oder Dienstlei-
stungen zu erbringen sind, Empfänger dieser Waren oder Dienst-
leistungen sein müsse. Die Richtlinie solle nämlich den Verbrau-
cherschutz insofern ermöglichen, als ein Vertrag widerrufen
werden könne, der nicht auf Initiative des Kunden, sondern viel-
mehr des Gewerbetreibenden geschlossen wurde. Ein Vertrag, der
einem Dritten zugute komme, könne daher nicht allein deshalb
vom Geltungsbereich der Richtlinie ausgeschlossen werden, weil
Waren oder Dienstleistungen für diesen Dritten bestimmt seien.
Eine Bürgschaft könne daher grundsätzlich unter die Richtlinie
fallen.

Allerdings folge aus dem Wortlaut von Art 1 der Richtlinie sowie
aus dem akzessorischen Charakter der Bürgschaft, daß unter die
Richtlinie nur eine Bürgschaft für eine Verbindlichkeit fallen könne,
die ein Verbraucher im Rahmen eines Haustürgeschäfts gegenüber
einem Gewerbetreibenden als Gegenleistung für Waren oder
Dienstleistungen eingegangen ist. Da die Richtlinie Verbraucher
schützen solle, können sie nur einen Bürgen erfassen, der sich zu
einem Zweck verpflichtet habe, der nicht seiner beruflichen oder
gewerblichen Tätigkeit zuzurechnen ist.

Aktuelles Sekundärrecht
Mitteilung der Kommission zur Übertragung kleiner und mittlerer
Unternehmen, ABl C 93/1998, 1.

Richtlinie 98/5/EG zur Erleichterung der ständigen Ausübung des
Rechtsanwaltsberufs in einem anderen Mitgliedstaat als dem, in
dem die Qualifikation erworben wurde, ABl L 77/1998, 36.

Mitteilung der Kommission zur Bestimmung von Drittländern, deren
Staatsangehörige beim Überschreiten der Außengrenzen der Mit-
gliedstaaten im Besitz eines Visums sein müssen,
ABl C 101/1998, 4.

Richtlinie 98/13/EG über Telekommunikationsendeinrichtungen
und Satellitenfunkanlagen einschließlich gegenseitiger Anerken-
nung ihrer Konformität, ABl L 74/1998, 1.

Richtlinie 98/6/EG über den Schutz der Verbraucher bei der
Angabe der Preise der ihnen angebotenen Erzeugnisse (samt
Erklärungen der Kommission), ABl L 80/1998, 27, 31.
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Individuell betroffen
durch den Umweltschutz?
Anfang der neunziger Jahre wurde von der Kommission eine Ent-
scheidung erlassen, in der Spanien ein Zuschuß des Europäischen
Fonds für regionale Entwicklung (EFRE) zur Errichtung zweier Elek-
trizitätswerke auf den Inseln Gran Canaria und Teneriffa gewährt
wurde. Die Stichting Greenpeace Council (Greenpeace Internatio-
nal) ua fochten diese Entscheidung im Wege des Art 173 Abs 4
EGV vor dem Gericht erster Instanz an, wo ihr Antrag allerdings
für unzulässig erklärt worden ist; daraufhin legten sie ein Rechts-
mittel ein (Stichting Greenpeace Council/Kommission, Rs C-321/
95P, Urteil 2. 4. 1998): Angefochten wurden die Vorhaben der
regionalen Elektrizitätsgesellschaften wegen Verstoßes gegen die
Umweltverträglichkeitsprüfung bei bestimmten öffentlichen und pri-
vaten Projekten (RL 85/377/EWG). Die Vorwürfe kamen sowohl
von Privaten als auch von örtlichen bzw überregionalen Umwelt-
schutzvereinigungen. Auskunftsersuchen an die Kommission durch
die Umweltschutzvereinigung Greenpeace betreffend die Entschei-
dungsfindung wurden nach Meinung von Greenpeace nicht ent-
sprechend beantwortet. Die Unzulässigerklärung des Nichtigkeits-
antrages vor dem EuGeI basierte im wesentlichen auf der fehlen-
den Klagebefugnis der Kläger (sowie der Natur des angefochte-
nen Rechtsakts):
Das EuGeI wiederholte die ständige Rechtsprechung, wonach, wer
als Einzelperson nicht Adressat einer Entscheidung ist, nur dann
individuelle Betroffenheit geltend machen könne, wenn die Ent-
scheidung ihn wegen bestimmter persönlicher Eigenschaften oder
besonderer – ihn aus dem Kreis aller übrigen Personen heraus-
hebender – Umstände berühre und ihn daher in ähnlicher Weise
individualisiere wie den Adressaten (zB Consorzio gruppo di
azione locale „Murgia Messapica“/Kommission, Rs T-465/93,
Slg 1994, II-361). Diese Rechtsprechung beruhe auf Kriterien, die
unabhängig davon gültig seien, ob die berührten Interessen der
Kläger wirtschaftlicher oder sonstiger Art seien. Das EuGeI wies
daher die Auffassung zurück, daß ein entstandener oder zu erwar-
tender Schaden allein eine Klagebefugnis verleihen könne, da ein
solcher generell und abstrakt einer großen Zahl von Bürgern ent-
stehen könne, die nicht von vornherein gemäß der einschlägigen
Rechtsprechung individualisiert werden könnten. Dies widerspre-
che auch nicht der Rechtsprechung nationaler Gerichte, wonach
die Klagebefugnis schon bei einem hinreichenden Interesse der
Kläger gegeben sein könne. Die objektive Eigenschaft der Kläger
als „Ortsansässiger“, „Fischer“ oder „Landwirt“ unterscheide sich
nicht von der Eigenschaft aller in dem betroffenen Gebiet wohnen-
der oder tätiger Personen. Auch die Tatsache, daß einige Kläger
bei der Kommission eine Beschwerde eingereicht haben, verleihe
ihnen keine entsprechende Klagebefugnis, weil spezifischen Ver-
fahren, durch die einzelne an Entscheidungen betreffend Zuschüsse
der EFRE beteiligt wären, nicht vorgesehen sind.

Zur Klagebefugnis von Vereinigungen stellte das EuGeI fest, daß
(gemäß ständiger Rechtsprechung) Vereinigungen, die zur Wahr-
nehmung kollektiver Interessen einer Gruppe von Bürgern gegrün-
det wurden, von einer Handlung, die die allgemeinen Interessen
dieser Gruppe berührt, nicht betroffen sein können und daher
keine Nichtigkeitsklage erheben können, wenn ihren Mitgliedern
einzeln die Erhebung dieser Klage verwehrt ist. (Grundsätzlich ist
die Wahrnehmung allgemeiner Interessen nicht ausreichend, um
die Zulässigkeit einer Nichtigkeitsklage eines Verbandes zu beja-
hen; sind aber einzelne Mitglieder tatsächlich durch eine Maß-
nahme beeinträchtigt und tritt ein Verband bei Erhebung einer
Klage an deren Stelle, bietet eine gemeinsame Klage über den
Verband verfahrensmäßige Vorteile, ohne daß eine Umgehung
von Art 173 EGV drohen würde: AITEC ua/Kommission, Rs T-449/
93, Slg 1995, II-1971.) Die Einzelpersonen sind im gegebenen
Fall nicht individuell betroffen. Allerdings können besondere
Umstände, wie die Rolle, die ein Verband in einem Verfahren, das
zu einer Maßnahme iSd Art 173 EGV führte, gespielt hat, die
Zulässigkeit einer von diesem Verband erhobenen Klage zur Folge
haben, dessen Mitglieder von der streitigen Maßnahme aber nicht
unmittelbar individuell betroffen sind (CIRFS ua/Kommission, Rs
C-313/90, Slg 1993, I-1125): Die Kontakte von Greenpeace mit
der Kommission seien allerdings nicht als solche Umstände zu wer-
ten (kein Verfahren, an dem Greenpeace beteiligt war).

Trotz zahlreicher Argumente der Rechtsmittelführer kommt auch
der EuGH zum Schluß, daß die Auslegung des Art 173 Abs 4 EGV
durch das EuGeI der ständigen Rechtsprechung entspricht. Beim
Vorwurf, daß diese Rechtsprechung nicht Wesen und Besonderheit
der der Klage zugrundeliegenden Umweltinteressen Rechnung
trage, sei zu beachten, daß die angefochtene Entscheidung sich
auf die Gemeinschaftsfinanzierung der fraglichen Elektrizitäts-
werke beziehe und sich daher nur mittelbar auf die sich aus der RL
85/337/EWG ergebenden Rechte im Umweltbereich auswirke.
Zudem stellt der EuGH fest, daß, wenn auch die Rechtsbehelfe auf
nationaler Ebene (Anfechtung der behördlichen Genehmigungen
für den Bau der Elektrizitätswerke) und die beim EuGeI erhobene
Klage unterschiedliche Gegenstände haben, sich diese doch auf
die gleichen aus der RL ergebenden Rechte stützen, sodaß diese
Rechte im gegebenen Fall in vollem Umfang durch die nationalen
Gerichte geschützt werden (die gegebenenfalls gem Art 177 EGV
um Vorabentscheidung ersuchen können). Das Rechtsmittel wurde
daher zurückgewiesen. Dies widerspricht, was keineswegs so
häufig vorkommt, den Schlußanträgen des Generalanwalts, der
zumindest für Privatpersonen eine Anfechtungsmöglichkeit bei Ent-
scheidungen der Kommission, die der Umwelt schaden würden,
gesehen hat. Hiefür schlug er ein Konzept des „geschlossenen
Kreises“ vor, innerhalb dessen sich die vom Ausgangspunkt der
Umweltbeeinträchtigung betroffenen Personen befinden.

Christine Stix-Hackl
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Terminübersicht – Seminare
Juni

Juli

Der Seminarinhalt des Juli-Termins wird in der nächsten Ausgabe
beschrieben.

Der Anwalt als Unternehmer

Programm:

Der Inhalt dieses Seminars ist hinsichtlich seiner Themenwahl nicht
nur prüfungsorientiert, sondern soll dem Rechtsanwaltsanwärter
Anregungen und Hilfen für die Ausübung seines zukünftigen Beru-
fes geben. Insbesonders werden nachstehende Themen behandelt:

• Der Anwaltsberuf im Wandel
• Rechtsanwaltsgesellschaften: Überblick
• Besteuerung des Einzelanwaltes bzw einer Rechtsanwaltssozie-

tät
• Die soziale Versorgung des Rechtsanwaltes
• Die Rechtsanwaltssozietät: Besprechung eines Sozietätsvertrages

4./5./6. 6. Der Anwalt als Unternehmer
Seminar-Nr: 1/31 WIEN

5./6. 6. Gesellschaftsrecht I
Basisseminar
Seminar-Nr: 2/7 ST. GEORGEN

9. 6. Seminarreihe Steuerrecht
Erbschafts- und Schenkungssteuer
Seminar-Nr: 1/26 WIEN

12./13. 6. Das Recht gegen Wettbewerbs-
beschränkungen (Kartellrecht)
Seminar-Nr: 1/17 WIEN

12./13. 6. Die Grundrechte
Seminar-Nr: 1/20 WIEN

19./20. 6. Das Wettbewerbsrecht
Seminar-Nr: 1/15 WIEN

19./20. 6. Insolvenzrecht
Spezialseminar
Seminar-Nr: 2/9 ST. GEORGEN

23. 6. Seminarreihe Steuerrecht
Finanzstrafrecht
Seminar-Nr: 1/26 WIEN

26./27. 6. Verlassenschaftsverfahren
Spezialseminar
Seminar-Nr: 2/15 ST. GEORGEN

3./4. 7. Rhetorik und Körpersprache:
Plädieren und Verhandeln
Seminar-Nr: 1/38 WIEN

• Umsatzsteuerliche Fragen der anwaltlichen Tätigkeit in Fallbei-
spielen

• Der Anwalt als Arbeitgeber

• Anwaltsmarketing, PR, Werbung

• Der angestellte Anwalt

• Steuerliche Aspekte einer Vergesellschaftung von Rechtsanwäl-
ten

• Die Haftung des Einzelanwaltes und des Anwaltes in der Sozie-
tät

• Haftpflichtversicherung des Anwaltes

• Internationale Zusammenarbeit: Netzwerke, Allianzen, Clubs

• Dienstleistungs-, Niederlassungsfreiheit des Rechtsanwalts im
Inland, EU-Ausland und Nicht-EU-Ausland

• Grundzüge der Kanzleiorganisation: Handakten des RA, Termin-
verwaltung, Kontenverwaltung

• Der Anwalt und andere freie Berufe

• Grundpflichten des Anwaltes: Wahrung der beruflichen Unab-
hängigkeit, Verschwiegenheit, Sachlichkeitsgebot, widerstrei-
tende Interessen, Fortbildung, Fremdgelder

• Überlegungen beim Selbständigwerden

• The Positive Way to Avoid and Handle Complaints

• Client Care

• Honorarvereinbarung: Was ist erlaubt, was ist zweckmäßig?

• Betreuung von Lehrlingen: Berufspädagogik und Berufspsycholo-
gie

Termin: 4./5./6. 6. 1998
Referenten: RA DDr. Gerald Fürst
RA MMag. Franz Heidinger, LL.M.
RA Dr. Stefan Köck, LL.M.
StBA Dr. Roland Rief
RA Dr. Gottfried Thiery, LL.M.
Seminarplanung: RA Dr. Gottfried Thiery, LL.M.
Seminardauer: 6 Halbtage
Seminarort: Wien
Seminar-Nr: 1/31
Hinweis: Nur bei vollständiger Seminarteilnahme werden für die-
ses Seminar fünf Halbtage angerechnet.
Dieses Seminar wird von der Raiffeisen Landesbank Niederöster-
reich–Wien gesponsert.

Gesellschaftsrecht I
Basisseminar

Seminarziel ist das gemeinsame Erarbeiten von Beratungsfunktio-
nen des Anwalts bei der Wahl der Gesellschaftsformen:

• Unternehmensformen des Privatrechts

• wirtschaftliche und funktionale Überlegungen zur Gesellschafts-
bildung

• Kriterien der Rechtsformwahl
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• gewerberechtliche Aspekte bei der Gesellschaftsgründung
• Kapitalaufbringung und Einlagen
• Gewinnverteilung und Entnahmen
• Willensbildung und Minderheitsrechte
• Haftungsfragen
• Fallbeispiele

Termin: 5./6. 6. 1998
Referenten: RA Dr. Friedrich Gehmacher
RA o.Univ.-Prof. Dr. Friedrich Harrer
Seminarplanung: RA Dr. Friedrich Gehmacher
Seminardauer: 3 Halbtage
Seminarort: St. Georgen/Attergau
Seminar-Nr: 2/7

Seminarreihe Steuerrecht
Erbschafts- und Schenkungssteuer

Gegenstand
– Erwerb von Todes wegen
– Schenkungen
– Zweckzuwendungen

Persönliche Steuerpflicht
– Inländer – Ausländer
– Steuerklassen
– Steuerschuldner

Entstehen der Steuerpflicht
Befreiungen und Ermäßigungen
Wertermittlung

Veranlagung und Einhebung
– Steuererklärung
– Pflichten Dritter
– Steuerfestsetzung
– Erstattung

Termin: 9. 6. 1998
Referent: HR Dr. Günter Gams, Leiter des FA für
Gebühren- und Verkehrsteuern in Wien
Seminarplanung: RA Hon.-Prof. DDr. Hellwig Torggler, LL.M.
Seminardauer: 3 Stunden
Seminarort: Wien, Erste Bank der oesterreichischen Sparkassen
AG, Petersplatz
Seminar-Nr: 1/26
Dieses Seminar wird von der Erste Bank der oesterreichischen
Sparkassen AG gesponsert.

Das Recht gegen Wettbewerbsbeschränkungen
(Kartellrecht)

Spätestens seit Inkrafttreten des Abkommens über den Europäi-
schen Wirtschaftsraum ist das Kartellrecht – und zwar sowohl das

nationale als auch das europäische Kartellrecht – in Österreich
eine Größe, die bei wichtigen unternehmerischen Entscheidungen
und bei der Gestaltung von Verträgen berücksichtigt werden muß.
In diesem Seminar werden die Grundzüge des österreichischen
und europäischen Kartellrechts, ihr Verhältnis zueinander und die
Querbeziehungen, praxisorientiert dargestellt. Zahlreiche Fallbei-
spiele, Hinweise auf die aktuelle Spruchpraxis und Erörterungen in
Gruppenarbeit runden das Bild ab.
Termin: 12./13. 6. 1998
Referenten: RA Dr. Georg Legat
RA Mag. Dr. Hanno Wollmann, LL.M.
Seminarplanung: RA Mag. Dr. Hanno Wollmann, LL.M.
Seminardauer: 3 Halbtage
Seminarort: Wien
Seminar-Nr: 1/17

Die Grundrechte

Programm:

Dieses Seminar bietet einen Überblick über die wichtigsten
„Grundrechte“. Dazu zählen insbesondere:

• Gleichheitssatz,

• Eigentumsfreiheit,

• Erwerbsausübungsfreiheit,

• Vereins- und Versammlungsfreiheit,

• Art 6 MRK,

• Meinungsfreiheit,

• persönliche Freiheit,

• Hausrecht.

Schwerpunkt des Seminars ist die Auslegung dieser Grundrechte in
der Rechtsprechung des VfGH – Stichwort: „neuere Grundrechts-
judikatur“ –, aber auch der Straßburger Konventionsorgane. Diese
Rechtsprechung wird anhand zahlreicher Beispiele praxisnah dar-
gestellt. Weiters werden die möglichen zukünftigen Entwicklungs-
linien in der Rechtsprechung erörtert.
Termin: 12./13. 6. 1998
Referenten: Mag. Andrea Martin, VfGH
Univ.-Prof. Dr. Michael Holoubek
RA DDr. Gerald Braun, LL.M.
Seminarplanung: RA Dr. Christian Schmelz
Seminardauer: 3 Halbtage
Seminarort: Wien
Seminar-Nr: 1/20

Das Wettbewerbsrecht

Programm:

Das Seminar bietet einen systematischen Überblick über das UWG
unter besonderer Berücksichtigung der jüngsten Novellen.
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Das Wettbewerbsrecht ist wie kaum ein anderes Rechtsgebiet
durch die Spruchpraxis der Gerichte geprägt. Im Zentrum des
Seminars steht daher die Erörterung zahlreicher konkreter Fallbei-
spiele.
Zu den materiellrechtlichen Bestimmungen werden jeweils die
verfahrensrechtlichen Besonderheiten des Wettbewerbsprozesses
behandelt. Dazu werden Musterbeispiele für Klage (+ EV-Antrag),
Äußerung und Exekutionsantrag zur Diskussion gestellt.
Termin: 19./20. 6. 1998
Referenten: Dr. Herbert Pimmer, Hofrat des OGH
RA Dr. Guido Kucsko
Seminarplanung: RA Dr. Guido Kucsko
Seminardauer: 3 Halbtage
Seminarort: Wien
Seminar-Nr: 1/15

Insolvenzrecht
Spezialseminar

Seminarziel ist das Erarbeiten der mannigfachen Aufgaben eines
Rechtsanwalts im Insolvenzverfahren als Gläubiger- bzw Schuld-
nervertreter oder Masseverwalter.
Insbesondere:

• Konkurs, Ausgleich und Privatkonkurs
– Rechtswirkungen
– Anspruchsberechtigte
– Ablauf

• Organe des Insolvenzverfahrens
• Anfechtungsrecht
• Dienstnehmer und Insolvenz
• Prozessuale Besonderheiten des Insolvenzverfahrens
• Rechtsnachfolgehaftung
• Handelsgesellschaften und ihre persönlich haftenden Gesell-

schafter in der Insolvenz

Termin: 19./20. 6. 1998
Referenten: Mag. Werner Holzapfel, Richter des LG Wels
RA Dr. Ernst Chalupsky
RA Dr. Erhard Hackl
Seminarplanung: RA Dr. Ernst Chalupsky
Seminardauer: 3 Halbtage
Seminarort: St. Georgen/Attergau
Seminar-Nr: 2/9

Seminarreihe Steuerrecht
Finanzstrafrecht

Materielles Finanzstrafrecht
– Allgemeiner Teil
– Besondere Tatbestände

Finanzstrafverfahren
– bei der Finanzstrafbehörde 1. Instanz
– bei Gericht
– Abgrenzungsprobleme

Einzelfragen, zB
– Ende des Bindungskonflikts
– Selbstanzeige
– Gnadenrecht

Termin: 23. 6. 1998
Referent: MR Dr. Otto Plückhahn
Seminarplanung: RA Hon.-Prof. DDr. Hellwig Torggler, LL.M.
Seminardauer: 3 Stunden
Seminarort: Wien, Erste Bank der oesterreichischen Sparkassen
AG, Petersplatz
Seminar-Nr: 1/26
Dieses Seminar wird von der Erste Bank der oesterreichischen
Sparkassen AG gesponsert.

Verlassenschaftsverfahren
Spezialseminar

Seminarziel ist das gemeinsame Erarbeiten der Funktionen eines
Anwalts

• im Verlassenschaftsverfahren
• als Erbenmachthaber
• als Erbenvertreter

Anhand eines konkreten Sachverhaltes werden die wichtigsten
Verfahrensschritte erklärt und die schriftlichen Anträge sowie Bera-
tung und Gestaltung für die Errichtung eines Testaments erarbeitet.
Termin: 26./27. 6. 1998
Referenten: Dr. Kurt Apfolterer, Notar in Weyer
RA Dr. Karl Glaser
Seminarplanung: RA Dr. Karl Glaser
Seminardauer: 3 Halbtage
Seminarort: St. Georgen/Attergau
Seminar-Nr: 2/15
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Änderungen der Liste

Burgenland

Liste der Rechtsanwälte

Neueintragung

Mag. LACKNER Wilhelm,
7000 Eisenstadt, Hauptstraße 1,
Tel. 02682/632 86,
Telefax 02682/661 85,
Korrespondenz in englischer Sprache,
per 27. 2. 1998

Ableben

Dr. BECK Harald, Eisenstadt,
mStv Dr. Klaus Dörnhöfer, Eisenstadt,
per 3. 3. 1998

Kärnten

Liste der Rechtsanwälte

Neueintragung

Mag. RIEDEL Peter,
9020 Klagenfurt, Alter Platz 24/II,
Tel. 0463/51 10 39, 51 11 39,
Telefax 0463/541 10,
per 3. 3. 1998, in GesbR mit
Dr. Gert Paulsen

Mag. KOFLER Wolfgang,
9020 Klagenfurt, Priesterhausgasse 1,
Tel. 0463/50 73 50,
Telefax 0463/50 73 51,
per 16. 3. 1998

Mag. OLSACHER Roland,
9800 Spittal/Drau,
Siebenbürgergasse 2/Hauptplatz,
Tel. 04762/356 44,
Telefax 04762/356 44-4,
per 1. 2. 1998

Verzicht

Dr. WEISS Rudolf, Spittal/Drau,
mStv Mag. Rolf Gabron, Spittal/Drau,
per 31. 1. 1998

Liste der Rechtsanwaltsanwärter

Ersteintritte

RAA Mag. MÖSSLER Gerd
per 23. 2. 1998
bei Dr. Gerhard Kucher, Klagenfurt

RAA Dr. HORWATH Günther
per 1. 3. 1998
bei Dr. Werner Russek, Spittal/Drau

RAA Mag. URANK Andrej Jan
per 1. 3. 1998
bei Dr. Valentin Kakl, Klagenfurt

RAA Mag. HOFER Caroline
per 3. 3. 1998
bei Dr. Heinz Walther, Klagenfurt

Liste der Richteramtsanwärter

Ersteintritt

RiAA Mag. WIESTER Elisabeth vom
1. 3. 1998 bis 31. 7. 1998
bei Dr. Ulrich Polley, Klagenfurt

Niederösterreich

Liste der Rechtsanwälte

Neueintragungen

Dr. FISCHER Karl,
3100 St. Pölten, Herrengasse 4,
Tel. 02742/35 42 34,
Telefax 02742/35 14 48,
korrespondiert in englischer Sprache,
per 17. 2. 1998

Dr. KRIST Richard,
2340 Mödling, Freiheitsplatz 8,
Tel. 02236/422 10,
Telefax 02236/422 10-60,
korrespondiert in englischer und
französischer Sprache,
per 17. 2. 1998

Mag. LENTSCH Michael,
2700 Wr. Neustadt, Hauptplatz 31,
Tel. 02622/270 41,
Telefax 02622/292 46,
korrespondiert in englischer Sprache,
per 17. 2. 1998

Kanzleisitzverlegung

Dr. LEITNER Josef, Waidhofen/Ybbs,
Oberer Stadtplatz 33,
per 1. 2. 1998

Gründung einer OEG

Dr. PRUCKNER Franz und
Mag. MAYRHOFER Wolfgang,

3830 Waidhofen an der Thaya,
Bahnhofstraße 8,
per 20. 2. 1998

Liste der Rechtsanwaltsanwärter

Ersteintritte

RAA Mag. KLUG Sylvia
per 6. 3. 1998
bei Dr. Edwin Schubert, Neunkirchen

RAA Mag. JAROSCH Klaus
per 9. 3. 1998
bei Dr. Evamaria Sluka-Grabner,
Wr. Neustadt

RAA Mag. MANN Christof
per 1. 1. 1998
bei Dr. Alexander Knotek, Baden

RAA Dr. WEBER Romana
per 3. 2. 1998
bei Dr. Günther Viehböck, Mödling

RAA Mag. LUJF Sabine
per 1. 3. 1998
bei Dr. Martin Neid, Wolkersdorf

Oberösterreich

Liste der Rechtsanwälte

Neueintragungen

Mag. HAMMINGER Gerald,
5280 Braunau/Inn, Stadtplatz 50/2,
Tel. 07722/625 43,
Telefax 07722/828 93,
per 12. 2. 1998,
in Regiegemeinschaft mit
Dr. Manfrid Lirk und DDr. Karl R. Hiebl

Dr. KAMPENHUBER Franz,
4020 Linz, Rainerstraße 16,
Tel. 0732/60 12 30,
Telefax 0732/60 11 81,
per 23. 2. 1998

Mag. KAROLLUS-BRUNER Daniela,
4020 Linz, Europaplatz 7,
Tel. 0732/60 30 30-0,
Telefax 0732/60 30 30-10,
per 1. 3. 1998, wird Gesellschafterin
der eingetragenenErwerbsgesellschaft
Saxinger, Baumann & Partner,
Rechtsanwälte
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Mag. WOLKERSTORFER Alexander,
4522 Sierning, Neustraße 9,
Tel. 07259/31 31,
Telefax 07259/43 43,
per 1. 3. 1998

Änderungen der Telefon- und Telefaxnummern

DDr. BUCHBERGER Waldemar,Gmunden,
Tel. 07612/641 90, 638 02,
Telefax 07612/641 90-13

Dr. RANKL Ferdinand, Micheldorf,
Tel. 07582/633 77,
Telefax 07582/633 77-22

Dr. MEINGAST Konrad und
Dr. DALLAMASSL Kurt, Gmunden,
Tel. 07612/634 21, 648 88,
648 89, Telefaxnummer bleibt
unverändert

Dr. WATZENBÖCK Thomas,
Dr. WATZENBÖCK Christa,
Kremsmünster,
Tel. 07583/53 25-0,
Telefax 07583/53 25-4

Redaktionsversehen AnwBl 3/98, 167

Es wurde irrtümlicherweise der Verzicht
von Dr. Hubert Stüger, Frankenmarkt, per
31. 12. 1997 unter der Rubrik „Verzicht
infolge Berufsunfähigkeit“ verlautbart. Rich-
tigerweise hat Dr. Stüger nicht aus dem
Grunde der Berufsunfähigkeit auf die wei-
tere Ausübung des Berufes verzichtet.

Wir bitten, das Versehen zu entschuldigen.

Tirol

Liste der Rechtsanwälte

Neueintragungen

Dr. MAHDI Nader Karl,
6112 Wattens, Bahnhofstraße 21,
Tel. 05224/51 70 00,
Telefax 05224/51 70 00-15,
per 1. 3. 1998

Mag. GALLISTL Sabine,
6020 Innsbruck, Templstraße 8,
Tel. 0512/58 29 10,
Telefax 0512/57 80 89,
per 2. 3. 1998, in Regiegemeinschaft
mit Dr. Hermann Graus

Mag. Dr. HASLWANTER Christina,
6060 Hall i T, Stadtgraben 15/1,
Tel. 05223/569 00,
Telefax 05223/569 00-11,
per 2. 3. 1998, in GesbR mit
Dr. Christine Mascher

Dr. MASCHER Christine,
6060 Hall i T, Stadtgraben 15/1,
Tel. 05223/569 00,
Telefax 05223/569 00-11,
per 2. 3. 1998, in GesbR mit
Dr. Christina Haslwanter

Kanzleisitzverlegungen

Dr. FRANCKENSTEIN Ludwig,
Dr. LIPHART Karl Guido,
Innsbruck, Wilhelm-Greil-Straße 18,
Tel. 0512/58 01 37,
Telefax 0512/56 27 98

Mag. STEINLECHNER Martin,
Innsbruck, Bürgerstraße 20,
Tel. 0512/58 95 80,
Telefax 0512/58 95 80-42
in GesbR mit Mag. Johannes Götsch
und Dr. Michael Gschnitzer

Dr. STANGER Bernhard,
Innsbruck, Müllerstraße 18,
Tel. 0512/58 23 41,
Telefax 0512/56 29 49

Vorarlberg

Liste der Rechtsanwälte

Kanzleisitzverlegungen

Mag. GERMANN Andreas,
Bregenz, Anton-Schneider-Straße 28,
Tel. 05574/542 00,
Telefax 05574/542 00-6

Mag. WIRTH Alexander,
Feldkirch, Neustadt 8/I,
Tel. 05522/325 00,
Telefax 05522/325 00-4

Wien

Liste der Rechtsanwälte

Neueintragungen

Dr. BIRGMAYER Peter,
1010 Wien, Spiegelgasse 2,
Tel. 01/512 74 10, 512 02 70,

513 12 20, Telefax 01/513 89 06,
Korrespondenz in Englisch, Spanisch,
per 4. 3. 1998

Mag. HAFNER Sylvia,
1040 Wien, Favoritenstraße 16,
Tel. 01/501 24-0,
Telefax 01/501 24-20,
per 4. 3. 1998

Dr. HOLZWARTH Gerald,
1010 Wien, Stubenbastei 10, top 7,
Tel. 01/512 25 40,
Telefax 01/512 25 41,
Korrespondenz in Englisch,
per 4. 3. 1998

Dr. LAFITE Carl Wolfgang,
1010 Wien, Rotenturmstraße 13,
Tel. 01/531 78-0,
Telefax 01/533 52 52,
Korrespondenz in Englisch,
per 4. 3. 1998

Dr. MITTERBÖCK Gerhard,
1070 Wien, Neubaugasse 68/15,
Tel. 01/524 69 39-0,
Telefax 01/524 69 39-18,
per 4. 3. 1998

Mag. MEYER Ulrike,
1060 Wien, Mariahilfer Straße 1b,
Tel. 01/589 04,
Telefax 01/587 38 34,
Korrespondenz in Englisch,
per 11. 3. 1998

Mag. WANHA Clemens,
1010 Wien, Dominikanerbastei 4,
Tel. 01/516 37,
Telefax 01/512 28 18,
Korrespondenz in Englisch,
Französisch,
per 11. 3. 1998

Beschluß

Der Ausschuß der RAK Wien gibt bekannt,
daß Herrn Dr. BINDER Lennart, RA in
1030 Wien, Landstraßer Hauptstraße 58/
14, in Vollziehung des in Rechtskraft
erwachsenen Erkenntnisses des Diszipli-
narrates der RAK Wien vom 4. 10. 1996,
D 141/91 (verbunden D 5/93), verbun-
den mit D 142/91, D 30/92, D 79/92
und D 163/92; D 222/93; D 25/95,
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unter Anrechnung der zu D 141/91 ua
verhängten einstweiligen Maßnahme die
Ausübung der Rechtsanwaltschaft vom 23.
bis einschließlich 29. 3. 1998 untersagt
wird.
Für die Dauer der Untersagung wird
Herr Dr. Olaf Borodajkewycz, RA in
1010 Wien, Jakobergasse 4, zum mStv
bestellt.

Liste der Rechtsanwaltsanwärter

Ersteintritte

RAA Mag. ANDERLE Konrad
bei Dr. Peter Prettenhofer

Mag. BENEDIKT Robert
bei Dr. Christian Hauer

RAA Dr. BRAMERDORFER Norbert
bei Dr. Walter Brugger

RAA Mag. GAGGL Margret
bei Dr. Wolfgang Schubert

RAA Mag. GRÖLLER Konrad
bei Dr. Oskar Winkler

RAA Mag. HARASSER Birgit
bei Dr. Peter Oberlechner

RAA Mag. HAUER Karin
bei Dr. Lothar Wachter

RAA Mag. HELM Thomas
bei Dr. Axel Friedberg

RAA Mag. JAPCHEN Oliver
bei Dr. Hansjörg Heiter

RAA Mag. JERGITSCH Friedrich
bei Dr. Kurt Heller

RAA Mag. KIEBER Dagmar
bei Dr. Rainer Roniger

RAA Mag. KLEIN Alexander
bei Dr. Walter Lattenmayer

RAA Mag. KLEIN Robert
bei Dr. Hartmut Mayer

RAA Dr. LANGOWSKI Christina Petra
bei MMag. Dr. Thomas Wallentin

RAA Mag. LÖWY Judith
bei Mag. Dr. Hans Spohn

RAA Mag. MAIER Michael
bei Dr. Andrea Wukovits

RAA Mag. MURG Alexandra
bei Dr. Guido Kucsko

RAA Mag. MUTZ Martin
bei MMag. Dr. Markus Fellner

RAA Mag. PHILIPP Alexander
bei Dr. Peter Philipp

RAA Mag. PILZ Christian
bei Dr. Christoph Kerres

RAA Mag. PODOVSOVNIK Gerhard
bei Dr. Georg Diwok

RAA Mag. PÖLTNER Elisabeth
bei Dr. Thomas Herndl

RAA MMag. SCHERZ Beatrix
bei Dr. Walter Pfliegler

RAA Mag. SCHLEGEL Roland Alfred
bei Dr. Arthur Wolff

RAA Mag. STEIGER Anton
bei Dr. Christoph Lindinger

RAA Mag. STEINER Thomas
bei Dr. Manfred Ainedter

RAA Mag. STIEFLER Irina
bei Dr. Georg Kahlig

RAA Mag. SYKORA Johannes
bei Dr. Armenak Utudjian

RAA Mag. TREMMEL Ernst
bei Mag. Dr. Lothar Wiltschek

RAA Mag. UNTERKOFLER Peter
bei Mag. Dr. Lothar Wiltschek

RAA Mag. UTTILINGER Ute Maria
bei Dr. Heidi Bernhart

RAA Mag. VAZNY Julia
bei Dr. Roland Gerlach

RAA Dr. WACHBERGER Martin
bei Dr. Werner Huber

RAA Mag. WARZECHA Michael
bei Mag. Christian Weimann

RAA Mag. WEIGL Silvia
bei Mag. Edgar Zrzavy

RAA Mag. WILDNER Monika
bei Dr. Christoph Herbst

RAA Mag. WIMMER Markus
bei Dr. Hilbert Aubauer

RAA Mag. WOLSCHNER Andrea
bei Dr. Christoph Leon

RAA Dr. WOTSCHKE Stephan
bei Dr. DULLINGER Kurt
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Kärnten

Leistungsordnung 1998/1999

Teil A:

Die Leistungen an Anspruchsberechtigte nach Maßgabe der Be-
stimmungen der §§ 47 bis 54 RAO und nach Maßgabe der Sat-
zung der Versorgungseinrichtung werden wie folgt festgesetzt:
1. Die Alters- und Berufsunfähigkeitspension beträgt:

1. 1.–31. 3. 1998 mtl S 26.000,00 btto 14 x
1. 4.–31. 12. 1998 mtl S 28.000,00 btto 14 x
1. 1.–31. 12. 1999 mtl S 28.000,00 btto 14 x

2. Die Witwen-/Witwerpension beträgt:

1. 1.–31. 3. 1998 mtl S 15.600,00 btto 14 x
1. 4.–31. 12. 1998 mtl S 16.800,00 btto 14 x
1. 1.–31. 12. 1999 mtl S 16.800,00 btto 14 x

3. Die Halbwaisenpension beträgt:

1. 1.–31. 3. 1998 mtl S 10.400,00 btto 14 x
1. 4.–31. 12. 1998 mtl S 11.200,00 btto 14 x
1. 1.–31. 12. 1999 mtl S 11.200,00 btto 14 x

4. Die Vollwaisenpension beträgt:

1. 1.–31. 3. 1998 mtl S 15.600,00 btto 14 x
1. 4.–31. 12. 1998 mtl S 16.800,00 btto 14 x
1. 1.–31. 12. 1999 mtl S 16.800,00 btto 14 x

5. Sind nach einem Rechtsanwalt zwei oder mehr Personen mit
Anspruch auf Hinterbliebenenversorgung vorhanden, so darf die
Summe der Leistungen für die Anspruchsberechtigten nicht höher
sein als die Leistung, auf die der/die Rechtsanwalt(in) selbst
Anspruch hätte. Innerhalb des Höchstausmaßes sind die Leistun-
gen an die einzelnen Anspruchsberechtigten verhältnismäßig zu
kürzen.

6. Die Sonderbezüge gelangen wie folgt zur Auszahlung:

Der 13. Monatsbezug am 1. Juni,
der 14. Monatsbezug am 1. November.

Teil B:

Die Zusatzpension gemäß Teil B der von der Vollversammlung
beschlossenen Satzung errechnet sich wie folgt:

7. Die Alterspension ergibt sich nach den auf dem Konto des (der)
Rechtsanwaltes(in) zum Zeitpunkt der Inanspruchnahme gutge-
schriebenen Beiträgen und erzielten Veranlagungsüberschüssen.

8. Die Berufsunfähigkeitspension errechnet sich grundsätzlich nach
den auf dem Konto des (der) Rechtsanwaltes(in) zum Zeitpunkt der
Inanspruchnahme gutgeschriebenen Beiträgen und erzielten Ver-
anlagungsüberschüssen.

Je nach Eintrittsalter in die Zusatzpension wird jedoch folgende
Mindestpension im Falle der Berufsunfähigkeit festgelegt:

Eintrittsalter/Lebensjahr Mindestrente/Jahr

30 120.000,–
31 116.000,–
32 112.000,–
33 108.000,–
34 104.000,–
35 100.000,–
36 96.000,–
37 92.000,–
38 88.000,–
39 84.000,–
40 80.000,–
41 76.000,–
42 72.000,–
43 68.000,–
44 64.000,–
45 60.000,–
46 56.000,–
47 52.000,–
48 48.000,–
49 44.000,–
50 40.000,–
51 36.000,–
52 32.000,–
53 28.000,–
54 24.000,–
55 20.000,–
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Eintrittsalter/Lebensjahr Mindestrente/Jahr

56 16.000,–
57 12.000,–
58 8.000,–
59 4.000,–

Diese angeführten Beiträge sind Jahresbeiträge und inkludieren
bereits 2 Sonderzahlungen. Die Pensionszahlungen erfolgen zu
denselben Zeitpunkten wie im Bereich der Satzung Teil A.

9. Die Witwen-/Witwerpension beträgt 60% der Rente des (der)
Rechtsanwaltes(in), die diese(r) zum Zeitpunkt seines (ihres) Able-
bens bezogen hat oder als Aktive(r) im Fall der Berufsunfähigkeit
bezogen hätte.

Die Mindest-Witwen-/Witwerpension nach aktivem(r) Rechtsan-
walt(in) beträgt 60% der Mindest-Berufsunfähigkeitspension (in
Abhängigkeit vom Eintrittsalter des (der) Rechtsanwaltes(in).

Eintrittsalter/Lebensjahr Mindestrente/Jahr

30 72.000,–
31 69.600,–
32 67.200,–
33 64.800,–
34 62.400,–
35 60.000,–
36 57.600,–
37 55.200,–
38 52.800,–
39 50.400,–
40 48.000,–
41 45.600,–
42 43.200,–
43 40.800,–
44 38.400,–
45 36.000,–
46 33.600,–
47 31.200,–
48 28.800,–
49 26.400,–
50 24.000,–
51 21.600,–
52 19.200,–
53 16.800,–
54 14.400,–
55 12.000,–
56 9.600,–
57 7.200,–
58 4.800,–
59 2.400,–

Diese angeführten Beiträge sind Jahresbeiträge und inkludieren
bereits 2 Sonderzahlungen. Die Pensionszahlungen erfolgen zu
denselben Zeitpunkten wie im Bereich der Satzung Teil A.

10. Die Waisenpension beträgt für Halbwaisen 10%, für Vollwai-
sen 20% der bezogenen Pension, im Falle des Todes eines Aktiven
für Halbwaisen 10%, für Vollwaisen 20% der fiktiven Berufsunfä-
higkeitspension.

11. Das Sterbegeld beträgt 40% der auf den Konten des (der)
Rechtsanwaltes(in) verbuchten Beiträge und erzielten Veranla-
gungsüberschüsse, mindestens das 10fache der jährlichen Min-
dest-Witwen-/Witwerpension.

12. Die Teilabfindung bei Antritt einer Alterspension beträgt höch-
stens 50% der auf dem Konto des (der) Rechtsanwaltes(in) verbuch-
ten Beiträge und Veranlagungsüberschüsse.

13. Die im Rahmen der Zusatzpension (Teil B der Satzung) aus-
zubezahlenden Pensionen werden um die jährlichen Verwaltungs-
kosten wie folgt gekürzt:

je Pensionist(in) ATS 300,– pa und 0,75% der Pension (zuzüglich
Umsatzsteuer).

Diese angeführten Beiträge sind Jahresbeiträge und inkludieren
bereits 2 Sonderzahlungen. Die Pensionszahlungen erfolgen zu
denselben Zeitpunkten wie im Bereich der Satzung Teil A.

Teil C:

14. Leistungen aus der Versorgungseinrichtung der Rechtsanwalts-
kammer für Kärnten werden auf Antrag durch Bescheid der zustän-
digen Abteilung der Rechtsanwaltskammer für Kärnten festgesetzt.

15. Leistungsempfänger sind verpflichtet, eine Änderung der Vor-
aussetzungen für die Gewährung der Leistungen dem Ausschuß
der Rechtsanwaltskammer für Kärnten unverzüglich mitzuteilen.

16. Über Änderung, insbesondere die Einstellung gewährter Lei-
stungen, entscheidet die zuständige Abteilung des Ausschusses der
Rechtsanwaltskammer für Kärnten durch Bescheid.

17. Solange keine neue Leistungsordnung von der Plenarversamm-
lung beschlossen worden ist, gelten die Bestimmungen dieser Lei-
stungsordnung.

Klagenfurt, 21. März 1998
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Eingelangte Gesetzesentwürfe
Die eingelangten Gesetzesentwürfe sowie allenfalls bereits vorlie-
gende Stellungnahmen im Begutachtungsverfahren können im Ge-
neralsekretariat eingesehen werden.

98/068 Bundesministerium für Land- und Forstwirtschaft
Zl 47.031/02-IVA7/98
Koordinierungsbesprechung im Bereich Wasserwirt-
schaft/Gewässerschutz

98/069 Bundesministerium für Umwelt, Jugend und Familie
GZ 51 0102/1-V/1/98
Entwurf eines Bundesgesetzes, mit dem das Familien-
lastenausgleichsgesetz 1967 geändert wird
Referent: Dr. Benn-Ibler

98/070 Bundesministerium für Finanzen
GZ 14 0106/63-IV/114/98
Entwurf eines Bundesgesetzes, mit dem das Einkommen-
steuergesetz 1988 geändert wird
Referent: Dr. Benn-Ibler

98/072 Republik Österreich
GZ 31.901/16-VI/B/12/98
Verordnung über die Qualität von Wasser für den
menschlichen Gebrauch; vereinfachtes Begutachtungs-
verfahren

98/073 Bundesministerium für Wissenschaft und Verkehr
GZ 562.105/1-II/1998
Verordnung über die Mindestbesatzung von Fahrzeugen
(Schiffsbesatzverordnung); vereinfachtes Begutachtungs-
verfahren

98/075 Bundesministerium für Arbeit, Gesundheit und Soziales
Zl 20.589/1-11/98
Bundesgesetz, mit dem das Bundesgesetz über die So-
zialversicherung freiberuflich selbständig Erwerbstätiger
geändert wird (11. Novelle zum FSVG)
Referent: Dr. Grießer, Stellungnahme abgegeben am
17. 4. 1998

98/076 Bundesministerium für Arbeit, Gesundheit und Soziales
Zl 20.355/4-1/98
Bundesgesetz, mit dem das Allgemeine Sozialversiche-
rungsgesetz geändert wird (55. Novelle zum ASVG)
Referent: Dr. Grießer

98/077 Bundesministerium für Arbeit, Gesundheit und Soziales
Zl 20.800/1-11/98
Bundesgesetz, mit dem das Bauern-Sozialversicherungs-
gesetz geändert wird (22. Novelle zum BSVG); verein-
fachtes Begutachtungsverfahren

98/078 Bundesministerium für Arbeit, Gesundheit und Soziales
Zl 20.626/1-11/98
Bundesgesetz, mit dem das Gewerbliche Sozialversiche-
rungsgesetz geändert wird (23. Novelle zum GSVG)
Referent: Dr. Grießer, Stellungnahme abgegeben am
17. 4. 1998

98/079 Bundesministerium für Arbeit, Gesundheit und Soziales
Zl 21.145/2-11/98
Bundesgesetz, mit dem das Beamten-Kranken- und Unfall-
versicherungsgesetz geändert wird (26. Novelle zum
B-KUVG); vereinfachtes Begutachtungsverfahren

98/080 Bundesministerium für Finanzen
GZ 23.1015/2-V/14/98(3)
Bundesgesetz vom . . . zur Umstellung von Bundesanlei-
hen auf EURO (Euro-Bundesanleihenumstellungsgesetz);
vereinfachtes Begutachtungsverfahren

98/082 Bundesministerium für Finanzen
GZ ZK-2501/3-III/2/98(3)
Verordnung des Bundesministeriums für Finanzen, mit
der die Zollrechts-Durchführungsverordnung geändert
wird (3. ZollR-DV-Novelle); vereinfachtes Begutachtungs-
verfahren

98/083 Bundesministerium für wirtschaftliche Angelegenheiten
GZ 33.440/1-III/A/5/98
Bundesgesetz über die Wirtschaftstreuhandberufe (Wirt-
schaftstreuhandberufsgesetz – WTBG)

98/087 Bundesministerium für Arbeit, Gesundheit und Soziales
Zl 21.471/2-1/98
Entwurf einer Novelle zum Entgeltfortzahlungsgesetz
Referent: Dr. Grießer

98/088 Bundesministerium für Justiz
Entwurf für ein Atomhaftungsgesetz 1999
Referent: Dr. Kucsko

98/089 Bundesministerium für Wirtschaft und Verkehr
GZ 62.070/20-I/D/18/98
Reform des Studienrechts der Universität der Künste, Ent-
wurf eines Bundesgesetzes über die Änderung des Uni-
versitäts-Studiengesetzes (UniStG), Zweitbegutachtung;
vereinfachtes Begutachtungsverfahren
Referent: Dr. Fialka

98/095 Bundeskanzleramt
GZ 31.901/21-VI/B/12/98
Verordnung der Bundesministerin für Frauenangelegen-
heiten und Verbraucherschutz, mit der die Kunststoffver-
ordnung geändert wird; vereinfachtes Begutachtungsver-
fahren
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ÖRAK

Informationsoffensive

Dem Ziel unserer Öffentlichkeitsarbeit, die Vielfalt der anwaltlichen
Tätigkeit aufzuzeigen, Informationsdefizite und Schwellenängste in
der Bevölkerung abzubauen und Sympathiewerbung zu betreiben,
wollen wir mit der breiten Streuung von Informationsfaltern, der
Positionierung von hochwertigen Displays (Prospektständern) im
Design der Anwaltschaft und vor allem auch durch die neue Ser-
viceleistung „Erste Anwaltliche Auskunft – Verbrechensopferbera-
tung“ einen wesentlichen Schritt näher kommen.

Die erste Serie an Themen-Faltern, die einen Teil der Leistungs-
palette der Anwaltschaft in zielgruppengerechter Form darstellt, ist
nun fertig und das Ergebnis kann sich, wie wir glauben, sehen
lassen. – Die Falter wurden in einer Auflage von je 50.000 Stück
produziert und werden im Laufe dJ in ganz Österreich auf eigens
dafür gefertigten Prospektständern im Design der Anwaltschaft
positioniert werden.

Neben öffentlichen Stellen wie Gemeindeämtern, Bezirkshaupt-
mannschaften, Arbeiterkammern uä erhalten wir die Möglichkeit,
unsere Informationsbroschüren und Displays im Zuge der gemein-
sam mit dem BMJ initiierten „Ersten Anwaltlichen Auskunft – Ver-
brechensopferberatung“ der Bevölkerung österreichweit auch bei
Gerichten anzubieten.

Darüber hinaus ist die Falter-Serie bereits jetzt unterwww.oerak.or.at
im Internet einsehbar und direkt zu bestellen; auch mittels Inseraten
und redaktionell gestalteten Berichten sowie auf Messen wird auf
diese Informationsschiene der Anwaltschaft aufmerksam gemacht.

Der Konzeption und Ausarbeitung der Falter und Displays gingen
umfangreiche Beratungen und Detailgespräche des Arbeitskreises
Öffentlichkeitsarbeit unter dem Vorsitz von RA Dr. Heinz H. Löber,
Wien, voraus.

Die Themen der ersten Falter-Serie

Die nachgenannten Falter wurden unter Einbindung des ÖRAK-
Arbeitskreises Öffentlichkeitsarbeit von Kolleginnen und Kollegen
aus dem Anwaltsstand in Kooperation mit Peter Motter (Grafik,
Text) und Konrad Rainer (Fotokonzeption) ausgearbeitet. Den Auto-
rinnen und Autoren aus dem Anwaltsstand gilt unser besonderer
Dank.

Die visuelle Grundgestalt der Falter

Die Fähigkeit des Anwalts, komplexe Zusammenhänge klar zu
gliedern und in großen Argumentationslinien zu denken, sollte so
unmittelbar und konkret wie möglich in eine visuelle Gesamtstruk-
tur umgesetzt werden. Das Format hebt sich markant vom konven-
tionellen Faltblattformat ab und läßt sich problemlos einstecken.
Der blaue Balken, die senkrecht gestellte Schrift und die Verwen-

„Rechtsanwälte beraten im Arbeitsrecht“
(Dr. Georg Grießer, Wien)

„Rechtsanwälte beraten im Erbrecht“
(Dr. Roswitha Ortner, Villach)

„Rechtsanwälte beraten im Familienrecht“
(Dr. Brigitte Birnbaum, Wien)

„Rechtsanwälte beraten beim Hausbau“
(Dr. Gert Folk, Kapfenberg)

„Rechtsanwalt und Honorar“
(Dr. Michael Czinglar, Dr. Heinz H. Löber, Wien)

„Rechtsanwälte beraten im Mietrecht“
(Dr. Michael Auer, Wien)

„Rechtsanwälte beraten im Privatkonkurs“
(Dr. Peter Schulyok, Wien)

„Rechtsanwälte beraten im Verkehrsrecht“
(AK ÖA)

„Rechtsanwälte beraten im Verlassenschaftsverfahren“
(Dr. Michael Enzinger, Wien)

„Rechtsanwälte beraten im Vertragsrecht“
(DDr. Heinz Mück, Linz)

„Rechtsanwälte beraten im Wohnrecht“
(Dr. Michael Auer, Wien)
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dung von großflächigen Schwarz-Weißfotos mit aufgehellten Berei-
chen knüpfen klar an das bestehende Corporate Design an. Es
wurde eine reduzierte, schnörkellose graphische Linie angestrebt.
Die Folder wirken nicht teuer, sondern wertvoll durch sorgfältige
Durcharbeitung. Peter Motter und Konrad Rainer suchten nach

einer Bildsprache, die über die in diesem Bereich gängige unver-
bindliche Platzhalterfunktion hinaus Substanz besitzt und der Text-
ebene eine inhaltliche und atmosphäre Dimension hinzufügt. Im
Vordergrund stand der Gedanke, Motive zu finden, die unver-
braucht oder in ihrem neuen Kontext ungewohnt sind.
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Der inhaltliche Aufbau der Falter

Die inhaltliche Gliederung der Falter ist einfach, rasch erlernbar
und für alle Leporellos einheitlich. Eine komplexere Aussage – im
Gegensatz zu einem „schnellen Sager“ im Werbesloganton – als
Einstieg, bringt wesentliche Überlegungen von Beginn an auf den
Punkt. Die zweiteilige Struktur der Broschüren ermöglicht es, das
Problem beim Namen zu nennen, aber gleichzeitig schon die
Lösung durch den Anwalt in Aussicht zu stellen.
Anhand eines konkreten Fallbeispiels wird der Leser in das Thema
eingeführt. Problembewußtsein wird anschaulich gemacht. Der
Schluß bleibt offen, die Lösung (Anwalt) ergibt sich bei der Weiter-
lektüre von selbst. Der Tonfall des einführenden Szenarios richtet
sich nach der atmosphärischen Grundlinie, in der das jeweilige
Thema behandelt wird. Noch bevor die Anwälte mit ihrem Lei-
stungsangebot in den Vordergrund treten, erhält der Leser Tips zur
Selbsthilfe („Checkliste“).
Unter dem Titel „Gestaltungsmöglichkeiten“ bringen sich die An-
wälte selbst bewußt erst „zu einem relativ späten“ Zeitpunkt ins
Spiel. Je nach dem Charakter des Themas werden andere Aspekte
der anwaltlichen Tätigkeit akzentuiert. So ergibt sich bei Fortführung
der Serie ein immer differenzierteres und plastischeres Gesamtbild.

Die Falter können – bei Interesse und solange der Vorrat reicht – im
ÖRAK gegen Ersatz der reinen Produktions- und Versandkosten
angefordert werden.
Produktionskosten:

1 Falter öS 1,5
1 Honorarheft öS 3,5
Der Prospektständer ist zwar in erster Linie für öffentliche Stellen ge-
dacht, doch könnte auch dieser auf Anfrage über den ÖRAK ange-
kauft werden. Preis pro Display: öS 3000,– zuzügl Transportkosten.

„Erste Anwaltliche Auskunft –
Verbrechensopferberatung“

Nach entsprechenden Vorgesprächen und Verhandlungen mit
dem BMJ für Justiz (vgl AnwBl April 1998, S 209) wurden zur
Bewerbung dieser neuen Serviceleistung

• eine Broschüre zum Thema „Erste Anwaltliche Auskunft – Ver-
brechensopferberatung“ – unter maßgeblicher Mitarbeit von RA
Dr. Manfred Ainedter, Wien,

• ein Plakat (s S 325) zur Ankündigung dieser Aktion bei den
Gerichten (Amtstafel, Beratungsraum) sowie

• ein Prospektständer (Display) mit der Aufschrift „Erste Anwalt-
liche Auskunft – Verbrechensopferberatung“

vom ÖRAK in Auftrag gegeben. Sämtliche Produkte entsprechen
der Kommunikationslinie der österreichischen Anwälte.
Die Displays mit der Aufschrift „Verbrechensopferberatung“ wer-
den gemeinsam mit der gesamten Falterserie sowie dem speziellen
Falter „Verbrechensopferberatung“ und je zwei Plakaten für die
Ankündigung der Aktion an die Bezirksgerichte – je nach getroffe-
ner Absprache zwischen den einzelnen Rechtsanwaltskammern
und den Bezirksgerichten – zugestellt. – Die Gesamtkoordination
liegt beim ÖRAK.

Es ergibt sich durch die skizzierten Maßnahmen eine wohl einma-
lige Chance, die österreichische Bevölkerung nachhaltig, in der
Relation zu anderen „Werbemitteln“ kostengünstig und mit mini-
malen Streuverlusten, mit anwaltlichen „Botschaften“ zu versorgen.

Monika Peschke

Nähere Auskünfte erhalten Sie in Ihrer Rechtsanwaltskammer
oder im ÖRAK-Generalsekretariat unter 01/535 12 75-16. Im
Hinblick auf die Wichtigkeit der Darstellung unseres Standes
nach außen hoffen wir auf eine möglichst starke Resonanz der
Kolleginnen und Kollegen.
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Vertreterversammlung

Am 27. 3. 1998 wählten die Delegierten als Nachfolger von Vize-
präsident Dr. Oskar Welzl, Ehrenpräsident der Oberösterreichi-
schen Rechtsanwaltskammer, den Präsidenten der Kärntner Rechts-
anwaltskammer Dr. Anton Gradischnig einstimmig zum ÖRAK-
Vizepräsidenten. Für den aus seinen Funktionen ausgeschiedenen
Dr. Karl Heinz Klee, Innsbruck, wurde Dr. Georg Santer, Präsident
der Tiroler Rechtsanwaltskammer, zum zweiten Rechnungsprüfer
gewählt. Nach einem ausführlichen Bericht von Präsident Dr. Hoff-
mann über den Stand der Verhandlungen über die RAO-Novelle
und Debatte über verschiedene noch offenen Themen dieser wich-
tigen standesrechtlichen Materie verabschiedeten die Delegierten
den Rechnungsabschluß für 1997 einstimmig. Die Vorsitzenden
der Arbeitskreise berichteten über die Arbeiten in den Arbeitskrei-
sen Wirtschaftsfragen, Berufsnachwuchs und Fortbildung sowie
Öffentlichkeitsarbeit.

PW

In memoriam Dr. Hans Miksch

Die österreichische und insbesondere die burgenländische Anwalt-
schaft hat mit dem Tod von em RA Prof. Dr. Hans Miksch am 20. 3.
1998 einen schweren Verlust zu beklagen. Für Dr. Miksch waren
Mitmenschlichkeit und Verständnis für die Probleme unseres Berufs-
standes die obersten Prinzipien, nach denen er handelte und die
ihn in seinem beruflichen Leben begleiteten. Mit der ihm eigenen
Mischung aus Fachwissen, Kompetenz und vor allem Kontaktfreude
pflegte er alle für sich einzunehmen. Er war ein Mentor für die jün-
geren Kollegen. Durch diese ihn auszeichnenden Charaktereigen-
schaften war er für uns der prädestinierteste Vertreter für die Aus-
übung des Amtes eines Präsidenten des Disziplinarrates. Und so
diente er bis zu seiner Emeritierung im Jahre 1997 als Präsident
des Disziplinarrates der neu gegründeten Rechtsanwaltskammer
Burgenland.

Hans Miksch, geboren 1927, war seit 1960 Rechtsanwalt im Süd-
burgenland. Er stellte sich mit großem Engagement immer wieder
für ehrenamtliche Aufgaben im Interesse der Kollegenschaft und
seiner Heimat zur Verfügung. Er war auch der Vordenker, Weg-
bereiter und Gründungsvater einer grenzüberschreitenden Zusam-
menarbeit und des Erfahrungsaustausches durch Grenzen getrenn-
ter Berufsstände. So war er Initiator und Motor der Pannonischen
Juristengespräche, die ganz wesentlich zur Information und kolle-
gialen Verbindung zwischen den Juristen der Nachbarstaaten
Ungarn, Kroatien, Slowenien und Österreich beitrugen. Die regel-
mäßigen Tagungen, an denen die Justizminister dieser Staaten,
Richter, Rechtsanwälte und Notare, teilnahmen, waren ohne Kolle-
gen Dr. Miksch nicht zu denken. Dr. Miksch wurde 1986 in Wür-

digung dieser Verdienste mit dem Goldenen Ehrenzeichen für Ver-
dienste um die Republik und 1996 vom Bundespräsidenten mit
dem Berufstitel Prof. ausgezeichnet.

Im Jahre 1987 wurde Prof. Dr. Miksch auch von der Republik
Ungarn eine hohe Auszeichnung verliehen und er wurde auch zum
Ehrenmitglied des Ungarischen Juristenverbandes ernannt. Er war
auch einer der ranghöchsten Stabsoffiziere und bekleidete zuletzt
den Rang eines Oberstleutnants der Reserve.

Für seine Einsätze beim UNO-Bataillon in Zypern erhielt er die
UNO-Medaille im „service of peace“. Im Jahre 1980 wurde ihm
das Verdienstkreuz des Landes Burgenland verliehen. Neben sei-
nem Beruf als Rechtsanwalt übte er auch den Lehrberuf aus und
war in den Jahren 1978 bis 1992 als Lehrer für Staatsbürgerkunde
und Rechtslehre an der Höheren Bundeslehranstalt für wirtschaft-
liche Berufe in Güssing und Jennersdorf tätig. Darüber hinaus war
er auch als Literat und Schriftsteller tätig. Seine Werke wie „Ungarn
zwischen Kreuz und Halbmond“, „Graf Starhemberg und die
Schlacht von Mogersdorf“, wurden über die Grenzen hinaus
bekannt. Der ORF gestaltete hierüber eine historische Sendefolge
und ein Hörspiel. Prof. Miksch war auch Gründungsmitglied und
Obmann des Raabtaler Künstlerclubs, der zu einer der wichtigsten
grenzübergreifenden kulturellen Institutionen wurde.

Wir werden dem Verstorbenen ein dankbares und ehrendes
Andenken bewahren und in seinem Sinne die Tradition der Panno-
nischen Juristentreffen fortführen.

Dr. René Hirschenhauser

In memoriam Dr. Harald Beck

Nach schwerem, mit Geduld ertragenen Leiden ist Rechtsanwalt
Dr. Harald Beck am 3. 3. 1998 im 68. Lebensjahr verstorben.
Durch den Tod des hochverehrten Kollegen hat die Burgenlän-
dische Rechtsanwaltschaft einen der herausragendsten Vertreter
unseres Berufsstandes verloren. Für uns wird sein Verlust unersetz-
bar sein. Die Spuren, die Dr. Beck in uns hinterlassen hat, sein Bei-
spiel von Kollegialität, Korrektheit, Geradlinigkeit, sein Bemühen
um unseren Berufsstand und sein Vorbildcharakter, was Anständig-
keit und Ehrlichkeit betrifft, diese Spuren werden in uns länger ver-
haftet bleiben, als unser Erinnerungsvermögen reichen wird.

Durch diese ihn auszeichnenden Charaktereigenschaften war er
für die Burgenländische Rechtsanwaltschaft der prädestinierteste
Vertreter für die Ausübung des nicht leichten Amtes eines Kammer-
anwaltes. Bis zuletzt war er Kammeranwalt der Rechtsanwalts-
kammer Burgenland und prägte mit seinem Fachwissen und seiner
persönlichen Integrität, auch durch seine Teilnahme an Bespre-
chungen der Disziplinarratspräsidenten und Kammeranwälte aller
österreichischen Kammern das Ansehen der österreichischen und
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burgenländischen Rechtsanwälte. Dr. Beck hatte auch die Funktio-
nen eines Prüfungskommissärs für die Rechtsanwalts- und Richter-
amtsprüfungen inne, und er vertrat die RAK Burgenland im Arbeits-
kreis „Standesrecht und Berufsrecht“ des ÖRAK.

Seit 1966 war Dr. Beck Anwalt in Eisenstadt, stellte sich der neu
gegründeten Rechtsanwaltskammer Burgenland 1987 als Mitglied
des Ausschusses, als Kammeranwalt und als Prüfungskommissär
zur Verfügung, wirkte auch aktiv an der Gründung des Lionsclubs
Eisenstadt mit und war auch Vorstandsmitglied der Burgenländi-
schen Juristischen Gesellschaft und Mitglied im Verein für Straf-
fälligenhilfe. Die Burgenländische Landesregierung würdigte sein
Wirken durch Verleihung des großen Ehrenzeichens des Landes
Burgenland im Jahre 1994.

Dr. Beck wird in unserem Gedächtnis weiterleben. Wer im Ge-
dächtnis derjenigen lebt, die ihm nahestehen, der ist nicht tot, der
ist nur fern. Tot ist nur, wer vergessen wird. Für die Burgenländi-
sche Rechtsanwaltschaft, für die er ein Vorbild war, wird er unver-
geßlich, unersetzbar bleiben und in uns weiterleben.

Die österreichische und burgenländische Anwaltschaft wird das
Andenken an Dr. Harald Beck in Dankbarkeit und Hochachtung
bewahren.

Dr. René Hirschenhauser

Kärnten
Bericht über ordentliche Plenarversammlung
der Rechtsanwaltskammer für Kärnten
am 21. 3. 1998
Am 21. 3. 1998 fand im Beisein von 51 Mitgliedern die ordent-
liche Plenarversammlung statt. Nach der Eröffnung und Fest-
stellung der Beschlußfähigkeit berichtete Präsident Dr. Anton Gra-
dischnig über die Geschäftsführung des Ausschusses, die Tätigkeit
des Österreichischen Rechtsanwaltskammertages und des Präsi-
dentenrates. Nach weiteren Berichterstattungen von Vizepräsident
Dr. Wolf-Günter Auer über die Tätigkeit des Disziplinarrates und
von Kammeranwalt Dr. Gerald Herzog erfolgten die Rechnungs-
berichte über den Verwaltungsaufwand 1997 und die Versor-
gungseinrichtung 1997. Danach stellte Rechnungsprüfer Dr. Hanno
Burger-Scheidlin der Plenarversammlung den Antrag auf Entla-
stung des Ausschusses. Dieser wurde einstimmig angenommen.
Die Voranschläge für den Verwaltungsaufwand 1998 und den
Versorgungsaufwand 1998 wurden genehmigt. Hernach wurde
einstimmig der Beschluß über die Leistungsordnung 1998/1999
gefaßt (siehe Amtliche Mitteilungen 318f).
Im Anschluß an die Plenarversammlung fand eine Internet-Präsen-
tation statt.
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Seminarankündigung –
Altmünster 1998
Die rechtswissenschaftlichen Fakultäten der Universitäten Linz und
Wien veranstalten vom 21. bis 25. 9. 1998 im Alpenhotel am
See, Altmünster/Traunsee, ein Seminar für absolvierte Juristen
(Leitung: Univ.-Prof. Dr. Peter Rummel im Zusammenwirken mit
Univ.-Prof. Dr. DDr. h.c. Franz Bydlinski und Univ.-Prof. Dr. Helmut
Koziol).

Die Vorträge werden folgende Themen aus dem Gebiet des Privat-
rechts und des zivilgerichtlichen Verfahrensrechts behandeln:

Univ.-Prof. Dr. Peter Apathy: Ausgewählte Fragen der Ersitzung

Univ.-Prof. Dr. Attila Fenyves: Vorteilsausgleich im Gewährlei-
stungsrecht

a. Univ.-Prof. Dr. Andreas Kletečka: Materielle Höchstpersönlich-
keit letztwilliger Verfügungen

Univ.-Prof. Dr. Helmut Koziol: Zession künftiger Forderungen und
Konkurs des Zedenten

Univ.-Prof. Dr. Eduard Picker: Außervertragliche Gutachterhaftung
als innergesetzliches Rechtsfortdenken

Univ.-Prof. Dr. Robert Rebhahn: Unternehmenssanierung und AVRAG

a. Univ.-Prof. Dr. Andreas Riedler: Gesellschafterkompetenz bei
Forderungen einer Gesellschaft bürgerlichen Rechts (§ 1203
ABGB)

Univ.-Doz. Dr. Hubertus Schumacher: Grenzen der richterlichen
Anleitungspflicht

Zu einigen Vorträgen sind Koreferate geplant.

Die Kosten für die Unterbringung und Verpflegung werden sich auf
ca öS 2440,– belaufen. Der Kursbeitrag wird voraussichtlich
öS 1000,– betragen.

Schriftliche Anmeldungen werden bis 30. 6. 1998 erbeten an
Frau Univ.-Ass. Mag. Aleksandra Stojanovic, Institut für Zivilrecht,
Johannes Kepler Universität Linz, 4040 Linz/Auhof. Da die Teil-
nehmerzahl beschränkt ist, erfolgt bis Ende Juli noch eine geson-
derte Mitteilung an die Angemeldeten über die Möglichkeit der
Teilnahme.
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Disziplinarrecht
7498

§ 10 Abs 2 RAO –
Redlichkeit und Ehrenhaftigkeit des RA

Es ist disziplinär, wenn ein RA einer Behörde
eine (Lenker-)Auskunft bewußt wahrheitswidrig
erteilt.

OBDK 24. 11. 1997, 12 Bkd 8/97

Aus den Gründen:

Es ist unzweifelhaft, daß die bewußt wahrheitswidrige Erteilung
einer Auskunft gegenüber einer Behörde durch einen RA als
standeswidrig zu werten ist, wie dies das Erk des DR der X-RAK in
seiner rechtlichen Beurteilung dartut.
Es ist ebenso unzweifelhaft, daß sich der auf solche Art handelnde
RA mit den Richtlinien für die Berufsausübung in Widerspruch setzt
und durch solches Verhalten Ehre und Ansehen des Standes beein-
trächtigt. Jedoch läßt das Erk, soweit es sich zum Ausspruch über
die Strafe ausspricht, eine Abwägung zwischen Erschwerungs-
und Milderungsumständen vermissen.
Es spricht wohl davon, daß der DB die rechtliche Lage verkannt hat
und sich dadurch zur bewußt wahrheitswidrigen Angabe in der
Lenkerauskunft hat bewegen lassen.
Daß der DB zur maßgeblichen Zeit seinen PKW selbst nicht gelenkt
haben konnte, ist im Beweisverfahren hervorgekommen; für wen
immer er sich selbst und persönlich zum Sündenbock machen
wollte, wird nicht eruierbar sein.
Weit davon entfernt also, die gesetzwidrige Handlungsweise des
DB in einem milden Lichte erscheinen zu lassen, hat doch der Ein-
wand, vom DB in seinem RM vorgebracht, für die Strafbemessung
Bedeutung: Er hat sich während seiner bisherigen Tätigkeit als
Anwalt – bis zum Tatzeitpunkt allerdings knappe zwölfeinhalb
Jahre – nichts Disziplinwidriges zuschulden kommen lassen; mit
anderen Worten, er ist disziplinär unbescholten; dazu kommt, daß
er das DisVergehen nur in Verkennung der rechtlichen Situation
gesetzt hat. Berücksichtigt man diese für die Strafbemessung maß-
geblichen Milderungsumstände, erweist sich die Verhängung der
geringsten DisStrafe des schriftlichen Verweises noch als ausrei-
chend und schuldangemessen.

Anmerkung:
Daß der Besch – als die Behörde bei ihm eine Lenkerauskunft ein-
holte – die Rechtslage (!) verkannt hat, ist – vielleicht zusätzlich –
möglich, aber nicht maßgebend, weil die Auskunft die Tatfrage
„wer war der Lenker?“ (damals und dort) betraf. Daß die OBDK
die – hier als „bewußt wahrheitswidrige Angabe“ qualifizierte Len-
kerauskunft – als Konsequenz (arg „dadurch“) als Verkennung der
Rechtslage beurteilte und die erstinstanzliche Geldbuße in einen

schriftlichen Verweis abänderte, betrifft mehr eine Tatsache als die
Rechtssache.
Bewußt falsches Vorbringen des RA (mit oder ohne Deckung durch
die Partei) ist allemal disziplinär. Das gilt sinngemäß auch in eige-
ner Sache des RA. Bewußt falsche Lenkerauskünfte durch den
Befragten werden oft als Kavaliersdelikt empfunden und dienen
manchmal auch dem verpönten Zweck, das rettende Ufer der
objektiven Verjährung zu erreichen. Für einen RA sind solche
Tricks standesrechtlich unerlaubt; sie verletzen Ehre und Würde
des Standes, weil der RA „überhaupt“, dh grundsätzlich und allge-
mein verpflichtet ist, diese Werte durch „Redlichkeit und Ehrenhaf-
tigkeit“ zu wahren; diese seit vielen Jahrzehnten in § 10 Abs 2
RAO verwendeten schönen alten, aber keineswegs außer Kraft
getretenen Bestandteile des Bildes, das sich die rechtsuchende
Bevölkerung von einem RA machen soll, sind die für das außer-
berufliche „Benehmen“ des RA die Grundpfeiler zur Wahrung von
„Ehre und Würde“ des Standes; diese geschützten Rechtsgüter
heißen in § 1 Abs 1 DSt „Ehre oder Ansehen des Standes“. Das ist
das gleiche. „Im milden Lichte leuchtet“ nicht nur der Lenz (Wal-
küre, 1. Akt, 3. Szene), sondern auch die Güte der OBDK.

Strigl

7499

§ 41 Abs 2 DSt – Pauschalkostenersatz
Wenn für einen früheren Teilschuldspruch (für
eine Verhandlung) bereits anteilsmäßige Kosten
auferlegt wurden, schließt dies keineswegs aus,
daß für einen weiteren Schuldspruch nochmals
anteilsmäßige Kosten auferlegt werden.

Zeugengebühren in einem Faktum, in dem es
zum Freispruch des Besch gekommen war, sind
in zu ersetzenden Pauschalkosten in anderen
(Schuldspruch-)Fakten nicht zu berücksichtigen.

OBDK 24. 11. 1997, 12 Bkd 10/97 in D 35/92

Aus den Gründen:

Soweit sich die Beschwerde des DB gegen die Höhe der Pauschal-
kosten richtet, ist die Beschwerde nicht berechtigt: Die Pauschalko-
sten sind nach den Grundsätzen des Strafverfahrensrechtes festzu-
setzen, demnach in Anwendung des § 381 Abs 5 StPO (Bkd 9/89).
Zutreffend ist, daß der DB teils verurteilt und teils freigesprochen
worden ist; letztendlich ist es aber bei einem Schuldspruch in der
DisSache D 35/92 des DR der Y-RAK verblieben. Bei Teilfreisprü-
chen ist durch entsprechend geringere Bemessung des Pauschalko-
stenbeitrages Rücksicht zu nehmen (Foregger/Kodek, StPO7 569;
Bertel, Grundriß5 Rz 1071). Das Verhältnis des Arbeitsaufwandes
festzustellen, der auf den Schuldspruch entfällt, ist Aufgabe des DR
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(AnwBl 1982, 500). Dies muß keineswegs zu einer nach der Zahl
der Freisprüche und des Schuldspruches verhältnismäßigen Auftei-
lung führen.
Wenn für einen früheren Teilschuldspruch für eine Verhandlung
bereits anteilsmäßige Kosten auferlegt wurden, schließt dies daher
keineswegs aus, daß für einen weiteren Schuldspruch nochmals
anteilsmäßige Kosten auferlegt werden.
Es war daher der Beschwerde, soweit sich dieselbe gegen die
Höhe der Pauschalkosten richtet, keine Folge zu geben.
Demhingegen führt der DB zu Recht ins Treffen, daß ihm unter den
Barauslagen auch S 1410,– an Zeugengebühren Dr. X angelastet
werden; genannter Zeuge war aber zu D 5/93 des DR der Y-RAK
geführt worden, in welcher Sache es zum Freispruch des DB
gekommen war. Die dem DB anzulastenden Barauslagen waren
daher um den Betrag von S 1410,– zu verringern, woraus sich
letztendlich ergibt, daß der Kostenbestimmungsbeschluß von
S 14.343,33 auf S 12.933,33 zu vermindern war.

Anmerkung:
Ein „früherer“ Teilschuldspruch ist sowohl bei einem ausgeschie-
denen Schuldspruchsfaktum wie bei einer späteren Zusatzstrafe iS
§§ 31 und 40 StGB (§ 16 Abs 5 DSt) denkbar. Häufiger ist natür-
lich ein „gleichzeitiger“ Freispruch, dh neben einem gleichzeitig
verhandelten Faktum, das zu einem Schuldspruch mit Strafaus-
spruch führte. In solchen Fällen darf die Summe der zweimal oder
mehrmals auferlegten anteilsmäßigen Kosten natürlich die Höchst-
summe (§ 41 Abs 2 DSt) nicht übersteigen.
Bei Teilfreisprüchen wird, unter Berücksichtigung des anteiligen
Verfahrensaufwandes, der PK-Beitrag, der ansonsten auf den oder
die Teilschuldsprüche entfiele, wenn diese allein verhandelt wor-
den wären, entsprechend reduziert. Besondere Kosten, die im Ver-
fahren über ein späteres Freispruchsfaktum entstanden sind (hier:
eine Zeugengebühr), dürfen logischerweise bei der Berechnung
des anteiligen Kostenersatzes wegen eines Schuldspruchsfaktums
nicht auferlegt werden.

Strigl

Verfahrenshilfe
7500

§§ 72 Abs 3, 29 Abs 1 ZPO
Im Verfahren zur Erlangung der Verfahrenshilfe
besteht auch keine relative Anwaltspflicht.

OLG Wien 24. 2. 1998, 12 R 189/97w

Aus den Entscheidungsgründen:

Zunächst war die Frage zu klären, ob im Verfahren zur Erlangung
der Verfahrenshilfe die relative Anwaltspflicht gilt, dh eine Vertre-
tung durch einen Nicht-Rechtsanwalt unzulässig ist, wofür nach

dem Wortlaut der §§ 72 Abs 3 und 29 Abs 1 ZPO immerhin eini-
ges spräche. Das Rekursgericht ist jedoch der Ansicht, daß nach
dem Regelungszweck des § 29 Abs 1 ZPO iVm § 72 Abs 3 ZPO
die Geltung der relativen Anwaltspflicht im Verfahren nach dem sie-
benten Titel des ersten Teiles, erster Abschnitt, der ZPO zu vernei-
nen ist und die Vorschrift des § 72 Abs 3 ZPO nicht nur eine Aus-
nahme von der absoluten Anwaltspflicht nach § 27 ZPO vorsieht.
Es würde einen untragbaren Wertungswiderspruch bedeuten, ließe
man in Ehesachen und in den Rechtssachen, deren Streitwert an
Geld oder Geldeswert die Grenze des § 29 Abs 1 ZPO übersteigt,
an Orten an denen wenigstens zwei Rechtsanwälte ihren Sitz
haben, nur Rechtsanwälte als Bevollmächtigte in einem Verfahren
zu, in dem es ua (erst) um die Frage geht, ob der Verfahrenspartei,
die sich nach ihrer finanziellen Einschätzung keinen Rechtsanwalt
leisten kann, ein solcher als Verfahrenshelfer beigegeben wird.
Die Anwendung der Normen über die relative Anwaltspflicht im
Bereich der Verfahrenshilfe hätte die nach den Intentionen des Ver-
fahrenshilferechtes unerwünschte Konsequenz, daß ein Verfah-
renshilfewerber, der selbst nicht zu Gericht kommen oder ein
schriftliches Rechtsmittel verfassen kann oder will, sich eines frei
gewählten und selbst bezahlten Rechtsanwalts zur Klärung der
Frage bedienen müßte, ob ihm im Rahmen der Verfahrenshilfe ein
Rechtsanwalt vorläufig unentgeltlich beigegeben wird. Es scheint
daher nur konsequent, das (gesamte) die Verfahrenshilfe betref-
fende Verfahren von jedweder Anwaltspflicht zu befreien und –
streitwertunabhängig – in allen Verfahren die Vertretung durch
eigenberechtigte Personen – wie hier durch den Sohn der Bekl –
zuzulassen. Auch nach Fucik in Rechberger, ZPO, Rz 3 zu § 72 ist
in Verfahrenshilfefragen keinerlei Anwaltspflicht vorgesehen.

Kostenrecht
7501

§§ 40ff ZPO; § 1336 ABGB –
Vereinbarung eines „Verwaltungskostenbeitrags“

Die Vereinbarung eines Verwaltungskostenbei-
trags (hier: 15% der Rechnungssumme) für den
Verzugsfall im Rahmen von AGB ist rechtswirk-
sam.

Es handelt sich dabei nicht um vorprozessuale
Kosten, sodaß die Forderung nach materiellem
Recht im Klagebegehren geltend zu machen ist.

LGZ Graz 9. 10. 1997, 5 R 296/97d

Aus den Entscheidungsgründen:

Die klagende Partei begehrte unter anderem auch Verwaltungs-
kosten von 15% des Rechnungsbetrages.
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Der Bekl bestritt, beantragte Klagsabweisung und wendete im
wesentlichen ein, daß „KSV“-Kosten nicht vereinbart gewesen
seien und Unzulässigkeit des Rechtsweges vorliege, weil es sich
um vorprozessuale Kosten handle.
Mit dem angefochtenen Urteil wies das Erstgericht unter anderem
den Betrag von S 7316,25 ab und führte in der rechtlichen Beur-
teilung aus, daß der Betrag als vorprozessuale Kosten im Kosten-
verzeichnis hätte geltend gemacht werden müssen, nicht aber im
Klagebegehren.
Entgegen der Rechtsansicht des Erstgerichtes handelt es sich im
vorliegenden Fall bei den Verwaltungskosten von S 7316,25 nicht
um vorprozessuale Kosten, weil zwischen den Streitteilen ein Auf-
tragsverhältnis iS des § 1002 ABGB bestand, wobei fixer Ver-
tragsbestandteil auch die AGB und der Tarif war. Gemäß Punkt 12
der AGB ist jedoch die klagende Partei berechtigt, Verzugszinsen
von 1% pro Monat zu berechnen sowie Verwaltungskosten in
Höhe von 15% des Rechnungsbetrages zu begehren. Daher hat
die klagende Partei zu Recht den weiteren Betrag von S 7316,25
als Hauptforderung begehrt und war dieser Betrag zuzusprechen.

7502

§ 44 ZPO
Erhebt der Beklagte den (zutreffenden) Einwand
der fehlenden Passivlegitimation nicht bereits in
der Klagebeantwortung, liegt ein Anwendungs-
fall des § 44 ZPO vor. Er hat dann (nur) jene
Kosten zu ersetzen, die durch das verspätete
Vorbringen verursacht wurden; die Kosten der
Klage hat der Kläger in Anwendung des § 41
ZPO selbst zu tragen.

Dies alles gilt auch, wenn das Klagebegehren
auf Kostenersatz eingeschränkt wurde.

OLG Wien 17. 12. 1997, 12 R 143/97f

Aus den Entscheidungsgründen:

Für Baumeisterarbeiten begehrte die Kl vom Bekl die Zahlung von
S 194.590,96. Die Arbeiten seien zu vereinbarten, angemesse-
nen Preisen erbracht worden, trotz Rechnungslegung hafte dieser
Betrag noch offen aus.
Der Bekl bestritt das Klagebegehren und beantragte die Abwei-
sung der Klage. Als richtig gab er zu, daß die bezeichneten Arbei-
ten durchgeführt worden seien, diese seien jedoch mit wesentli-
chen Mängeln behaftet. Dem Bekl stünden Gegenforderungen aus
dem Titel des Schadenersatzes zu.
Das Erstgericht führte daraufhin ein umfangreiches Verfahren über
die Preisangemessenheit und die eingewendeten Mängel durch.
Erstmals in seiner Parteienaussage deponierte der Bekl, daß er

eigentlich nur Planer und Bauleiter der Errichtungsgesellschaft
gewesen sei, er habe namens der einzelnen Mieter des Hauses
der Kl Bauaufträge erteilt. Erst in einer späteren Tagsatzung nach
Durchführung eines umfangreichen Beweisverfahrens einschließ-
lich der Beiziehung eines Bausachverständigen wendete der Bekl
seine fehlende Passivlegitimation ein. Auf Frage des Gerichtes
erklärte er, er habe es vermeiden wollen, die Mieter und Bauherrn
in diesen Prozeß zu involvieren, weil seiner Ansicht nach ohnedies
bereits alle Forderungen der Kl bezahlt seien.
In derselben Tagsatzung schränkte daraufhin die Kl das Klage-
begehren auf Kosten ein und erklärte gleichzeitig, den Einwand
der mangelnden Passivlegitimation des Bekl zu akzeptieren. Sie
begehrte jedoch Kostenzuspruch, weil bei rechtzeitiger Erhebung
der Einrede der mangelnden Passivlegitimation der bisherige Pro-
zeßaufwand nicht erforderlich gewesen wäre.
Mit dem angefochtenen Urteil erkannte das Erstgericht den Bekl
schuldig, der Kl die [gesamten] Prozeßkosten zu ersetzen.
Der Rekurs des Bekl ist teilweise berechtigt.
Der Bekl argumentiert damit, daß in Wahrheit eine Klagsrückzie-
hung vorliege, die gem § 237 Abs 3 ZPO zur Folge habe, daß die
Kl dem Bekl alle Prozeßkosten zu ersetzen habe. § 48 ZPO stelle
keine Ausnahme von dieser Spezialnorm dar. Tatsächlich habe
nämlich der erhobene Klageanspruch niemals bestanden, sodaß
kein Fall einer zulässigen Einschränkung des Klagebegehrens auf
Kosten vorliege. Im übrigen ermögliche § 48 ZPO aber auch
keineswegs die Auferlegung sämtlicher Verfahrenskosten an die
obsiegende Prozeßpartei. Allenfalls fehlten noch entsprechende
Feststellungen, welche Kosten der Kl durch das angeblich verspä-
tete Vorbringen des Bekl verursacht worden seien.
Diesen Ausführungen kann nur teilweise – im Umfang der vom Bekl
zu ersetzenden Kosten – zugestimmt werden.
Grundsätzlich beruhen die Kostenersatzregeln des Zivilprozeß-
rechtes auf dem Gedanken der Erfolgshaftung. In einigen Fällen
führt jedoch die Anknüpfung an das Prozeßergebnis ohne Berück-
sichtigung anderer Komponenten, etwa der unnötigen oder gar
schuldhaften Verzögerung des Prozesses durch eine Partei, zu
unsachgerechten Ergebnissen.
§ 48 ZPO, überschrieben als „Kostenseparation“, hat dabei nicht
nur eine ausdrücklich vom Gedanken des Prozeßerfolges abwei-
chende Kostenregelung im Auge, sondern dient überdies als Mög-
lichkeit der Verfahrenskonzentration während des Gangs des Zivil-
prozesses.
§ 44 ZPO hingegen ist erst anläßlich der endgültigen Kosten-
entscheidung anzuwenden. Diese Bestimmung durchbricht die
auf Erfolgshaftung beruhende Kostenersatzpflicht nach § 41 ZPO
jedoch nur insoweit, als der Prozeß schuldhaft verzögert wurde
(vgl AnwBl 1981, 82). Werden Tatsachen- oder Prozeßbehauptun-
gen oder Beweismittel verspätet geltend gemacht und wird
dadurch eine Erledigung eines Rechtsstreits verzögert, kann das
Gericht auf Antrag oder von Amts wegen der Partei, die das Vor-



332 AnwBl 1998/5

Rechtsprechung

bringen erstattet hat, auch wenn sie obsiegt, den Ersatz der Pro-
zeßkosten ganz oder teilweise auferlegen.
Die Anwendung des § 44 ZPO ist zunächst davon unabhängig,
ob es zur Abweisung des Klagebegehrens kam oder aber die kla-
gende Partei ihr Klagebegehren auf Kosten einschränkte. In beiden
Fällen wäre sie nach dem Grundsatz der Erfolgshaftung als unter-
legen anzusehen und hätte, ohne Regelung des § 44 ZPO, die
Kosten des Verfahrens dem Gegner zu ersetzen. Die Rechtspre-
chung geht daher davon aus, daß die grundsätzliche Anwendbar-
keit des § 44 ZPO auch in den Fällen zu bejahen ist, in denen die
Klage auf Kosten eingeschränkt wurde (vgl AnwBl 1981, 82).
Im vorliegenden Fall kann es keinem Zweifel unterliegen, daß der
Prozeßeinwand des Bekl, er habe den Auftrag nicht im eigenen
Namen erteilt und sei somit für die gegenständliche Klage auf Zah-
lung des Werklohns nicht passiv legitimiert, verspätet erfolgte, und
daß dieser am nächsten liegende Einwand vom Bekl bereits in sei-
ner Klagebeantwortung zu erstatten gewesen wäre. Ebensowenig
kann zweifelhaft sein, daß ein erheblicher unnötiger Verfahrens-
aufwand verursacht wurde. Insgesamt fanden vier Verhandlungs-
tagsatzungen, ein Lokalaugenschein und eine kostenaufwendige
Begutachtung durch einen Sachverständigen statt, bevor der Bekl
den Einwand der mangelnden Passivlegitimation erhob.
Diese feststehende schuldhafte Verzögerung der Erledigung des
Rechtsstreits durch den Bekl rechtfertigt also die Anwendung des
§ 44 ZPO.
Nicht von der Hand zu weisen ist allerdings der Einwand des Rekurs-
werbers, seine Kostenersatzpflicht habe sich nicht auf den Ersatz der
gesamten Prozeßkosten zu erstrecken, sondern lediglich auf jene
Kosten, die durch das verspätete Vorbringen verursacht wurden.
§ 44 ZPO durchbricht nämlich die grundsätzlich auf der Erfolgshaf-
tung beruhende Kostenersatzpflicht des § 41 ZPO nur insoweit, als
der Prozeß schuldhaft verzögert wird. Es ist daher auf jenen Zeitpunkt
abzustellen, mit dem die Verzögerung des Rechtsstreits als bewirkt
gilt, nach § 44 Abs 2 ZPO somit auf die Unterlassung des Einwan-
des der mangelnden Passivlegitimation in der Klagebeantwortung.
Für die bis zu diesem Zeitpunkt aufgelaufenen Kosten bleibt es bei
der Erfolgshaftung des § 41 ZPO. Der Kl stehen daher die Kosten
ihrer Klage (und auch die Kosten ihrer Pauschalgebühr) nicht zu.
Ohne daß damit über die Zweckmäßigkeit der konkreten Rechts-
handlung positiv abgesprochen werden sollte, hat es in konsequen-
ter Anwendung des § 41 ZPO bis zum Eintritt der tatsächlich vorwerf-
baren Verzögerung aber auch für den Bekl bei der Erfolgshaftung
des § 41 ZPO zu verbleiben, ihm sind daher die Kosten der Klage-
beantwortung zuzuerkennen, weil die Verzögerung erst nach Erstat-
tung der (den Einwand der mangelnden Passivlegitimation nicht ent-
haltenden) Klagebeantwortung wirksam wurde. Ab dem bewirkten
Zeitpunkt der Verzögerung aber sind in konsequenter Anwendung
des § 44 ZPO der Kl die ihr danach entstandenen gesamten Verfah-
renskosten einschließlich der von ihr aufgewendeten Barauslagen
(Sachverständigengebühren) nach § 44 Abs 1 ZPO zuzuerkennen.

Auch im übrigen liegen entgegen der Ansicht des Erstgerichtes die
Voraussetzungen für eine Auferlegung des Ersatzes der gesamten
Prozeßkosten an den Bekl nicht vor. Das wäre, folgend M. Bydlin-
ski (Kostenersatzrecht 355f) dann geboten, wenn dem Obsiegen-
den nicht nur schuldhafte Prozeßverzögerung vorzuwerfen ist, son-
dern darüber hinaus anzulasten wäre, daß er durch ein bestimm-
tes außergerichtliches Vorgehen die gesamte Prozeßführung hätte
vermeiden können. Aus den Bestimmungen der §§ 45, 48 und 44
ZPO, also aller allgemeinen kostenrechtlichen Veranlassungsrege-
lungen, kommt die Auferlegung der gesamten Verfahrenskosten
nur in derart krassen Situationen in Betracht, wo die gesamte Pro-
zeßführung des Kl insgesamt durch Zurückhalten von Sachverhalts-
mitteilungen oder Beweismitteln durch den Bekl provoziert wurde,
der Kl also mit größter Wahrscheinlichkeit von einer Klage
Abstand genommen hätte (vgl M. Bydlinski aaO). Die vom Erst-
gericht gewonnenen Sachverhaltsgrundlagen reichen aus, solche
Voraussetzungen zugunsten des Bekl zu verneinen. In der Auftrags-
erteilung an die klagende Partei wurde nämlich ausdrücklich zum
Ausdruck gebracht, daß Bauherr nicht der Bekl, sondern die
„Errichtungsgemeinschaft B-Straße“ sei, der Auftrag überdies vom
Bekl lediglich unter Beifügung seines Auftragsverhältnisses zur
genannten Errichtungsgemeinschaft erteilt worden sei. Daß dann
in der Folge alle vertraglichen Kontakte mit dem Bekl stattfanden
und Rechnungslegung – mit einer Ausnahme – ebenfalls wiederum
an den Bekl erfolgte, durfte die Kl jedoch letztlich nicht zu der irri-
gen Meinung veranlassen, der Bekl sei Auftraggeber und damit
zahlungspflichtig für den Werklohn geworden. Daß der Bekl
irgendwelche Aufklärungen in diesem Zusammenhang unterlassen
hätte oder zum Irrtum der Kl vor Klageeinbringung beigetragen
hätte, ist nicht hervorgekommen. Die Kl hat daher für die ihr unter-
laufene mangelnde Sorgfalt der Feststellung des wahren Vertrags-
partners vor Erhebung der Klage selbst einzustehen.
Nach diesen Grundsätzen erhält der Bekl die Kosten seiner Klage-
beantwortung, die Kl mit Ausnahme der Kosten der Klageerhe-
bung und der Pauschalgebühren den übrigen Prozeßaufwand.

Handelsrecht
7503

AÖSp – Nichtigkeit sämtlicher Haftungsbeschrän-
kungen im Bereich zwingenden Frachtrechtes

1. Bei Vereinbarung fixer Kosten gem § 413
Abs 1 HGB haftet der Spediteur nach Frachtrecht.

2. Haftet der Spediteur nach zwingenden Nor-
men des Frachtrechtes, kann er sich auf keine
der Haftungsbeschränkungen der AÖSp berufen,
die mit diesen zwingenden Normen in Wider-
spruch stehen.
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3. Das von den §§ 39ff AÖSp iVm SVS/RVS
normierte System der Haftungsfreizeichnung
(„Versicherung statt Haftung“) wird dort gegen-
standslos, wo ihm zwingende frachtrechtliche
Haftungsbestimmungen (zB der CMR) entgegen-
stehen.

OGH 17. 3. 1998, 4 Ob 56/98h

Aus den Entscheidungsgründen:

Hat sich der Spediteur mit dem Versender über einen bestimmten
Satz der Beförderungskosten geeinigt, so hat er ausschließlich die
Rechte und Pflichten eines Frachtführers (§ 413 Abs 1 HGB). In
Fragen der Haftung des Frachtführers bei entgeltlicher Beförderung
von Gütern auf der Straße sind gem § 439a Abs 1 HGB die ent-
sprechenden Bestimmungen des Übereinkommens über den Beför-
derungsvertrag im internationalen Straßengüterverkehr (CMR) auch
dann anzuwenden, wenn der vertragliche Ort der Übernahme und
der vertragliche Ort der Ablieferung des Gutes im Inland liegen.
Mit Ausnahme der Art 37 und 38 CMR enthält die CMR aus-
schließlich zweiseitig zwingendes und damit unabdingbares
Recht; jede Vereinbarung, die unmittelbar oder mittelbar von den
Bestimmungen der CMR abweicht, ist nach Art 41 Abs 1 CMR
nichtig und ohne Rechtswirkung (SZ 46/95; RZ 1978/99; JBl
1984, 92; SZ 55/73). Ziel des Art 41 CMR ist die Vereinheitli-
chung der Beförderungsbedingungen, der Haftung und des hiefür
geltenden Verfahrens (7 Ob 617/92 in ZfRV 1993, 151).
Art 17 ff CMR behandeln das Kernstück der frachtrechtlichen Haf-
tung, die „Obhutshaftung“ (Heuer, Die Haftung des Frachtführers
nach der CMR 49). Der Frachtführer haftet danach dem Absender
unter anderem für Verlust und Beschädigung des Gutes im Zeit-
raum zwischen seiner Übernahme und der Ablieferung an den
Empfänger; allfällige Haftungsausschlußgründe sind erschöpfend
aufgezählt. Nach den Feststellungen der Vorinstanzen ist es nun
nicht zweifelhaft, daß der den Gegenstand dieses Rechtsstreites
bildende Schaden am Transportgut während des von der Kl zu
verantwortenden Obhutszeitraumes eingetreten ist und daß das
zwischen den Streitteilen bestehende Vertragsverhältnis unter die
Bestimmungen des CMR fällt. Damit ist es aber der Kl nach Art 41
Abs 1 CMR verwehrt, sich zur Begründung einer Haftungsbefrei-
ung auf eine behauptete Verletzung vertraglicher Pflichten durch
die Beklagte (hier: angeblich vertragswidrige Schadenersatzzah-
lung an die Absenderin statt Inanspruchnahme der deckungspflich-
tigen Speditionsversicherung) zu berufen, kann doch eine vertrag-
liche Verpflichtung der Bekl nach AÖSp iVm SVS/RVS, deren Ver-
letzung zur Haftungsbefreiung gegenüber dem Versender führte,
im Hinblick auf Art 41 Abs 1 CMR keinen Bestand haben; ein der-
artiger Haftungsausschlußgrund ist der CMR unbekannt.
Die in der Revision breit ausgeführte Frage, ob die Bekl berechtigt
gewesen sei, anstatt den Schadensfall über ihren Speditionsver-

sicherer zu liquidieren, der Absenderin ihren Vermögensschaden
direkt zu zahlen, die getätigten Auslagen im Regreßweg nunmehr
von der Kl ersetzt zu verlangen und damit im Ergebnis zu vereiteln,
daß die Kl in den Vorteil des Regreßverzichtes des Speditionsver-
sicherers nach § 12 Abs 1 SVS gelange, läßt unberücksichtigt,
daß das von den §§ 39ff AÖSp iVm SVS/RVS normierte System
der Haftungsfreizeichnung („Versicherung statt Haftung“, vgl
§ 41a AÖSp) dort gegenstandslos wird, wo ihm zwingende Haf-
tungsbestimmungen des CMR entgegenstehen. Wenn der Spedi-
teur nämlich nach zwingenden Normen (zB des Frachtrechts) haf-
tet, kann er sich auf keine der Haftungsbeschränkungen der AÖSp
berufen, die mit den zwingenden Normen in Widerspruch stehen
(Schütz in Straube, HGB2 AÖSp Anh I § 415 Rz 10). Das gilt auch
für Vereinbarungen, die mittelbar gegen die CMR verstoßen, also
die Funktion der CMR aushebeln (Koller, Transportrecht3 Art 41
CMR Rz 1).

Der Befürchtung der Kl, daß damit der Speditionsversicherung
keinerlei Bedeutung mehr zukäme und das von den Spediteuren
beabsichtigte Haftungssystem mit durchlaufender Deckung und
Regreßverzicht wegfiele, ist entgegenzuhalten, daß der Spediti-
onsversicherung ja auch außerhalb von Frachtverträgen nach der
CMR ein Anwendungsbereich verbleibt (vgl § 2 SVS). In Deutsch-
land, wo gem Nr 5.2 dSVS 1989 alle Ansprüche nach der CMR
vom Versicherungsschutz ausgenommen sind, hat dieser Risikoaus-
schluß die Speditionsversicherung nicht gegenstandslos gemacht;
der dort übliche Abschluß einer CMR-Haftpflichtversicherung
(Heuer aaO 198) empfiehlt sich vorsichtigen Spediteuren daher
auch in Österreich.

Ob die Kl allenfalls deshalb nicht als durch den Regreßverzicht des
§ 12 Abs 1 SVS Begünstigte anzusehen gewesen wäre, da sie nur
als bloße Hilfsperson bei der Auslieferung des Gutes in Erfüllung
des der Bekl obliegenden Versendungsgeschäftes auf deren Rech-
nung tätig geworden ist und damit im Zweifel nicht als Zwischen-,
sondern nur als Unterspediteur zu qualifizieren wäre (zur Abgren-
zung vgl Schlegelberger/Schröder, HGB5 § 408 Rz 12; Helm,
HGB4 §§ 407–409 Rz 30; SZ 45/59; SZ 69/134 mwN), kann
damit auf sich beruhen.

Auf die von der Revisionswerberin unter dem Rechtsmittelgrund
des Verfahrensmangels und der Aktenwidrigkeit aufgeworfene
Frage, ob unter den Speditionsversicherern eine Regulierungs-
praxis in dem von ihr behaupteten Sinne bestehe, kommt es bei
der dargestellten Rechtslage nicht an. Der Revision war deshalb
auch unter diesem Aspekt ein Erfolg zu versagen.

Anmerkung:

Mit wünschenswerter Klarheit hat der OGH ausgesprochen, daß
jene Bestimmungen der AÖSp, die die Haftung des Spediteurs
beschränken oder ausschließen, dort gegenstandslos werden, wo
der Spediteur nach zwingenden sonderfrachtrechtlichen Normen
(zB nach CMR) haftet. Explizit hat der OGH diesen Grundsatz auf
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das Haftungsfreizeichnungssystem gem §§ 39ff AÖSp angewen-
det; dogmatisch kann es aber keinen Unterschied bedeuten, ob
der Auftraggeber des Spediteurs nun eine Speditionsversicherung
(§ 39d AÖSp) oder eine Transportversicherung (§ 37d AÖSp)
eindeckt.

Daraus ergibt sich aber klar, daß die Bestimmung des § 37d
AÖSp als Haftungsbeschränkung zugunsten des Spediteurs dort
keinen Bestand haben kann, wo zwingendes Sonderfrachtrecht
(wie zB CMR) den Haftungsbereich umfassend und abschließend
regelt. Der OGH folgt damit der bisherigen Judikatur der mit dieser
Frage bisher befaßten Berufungsgerichte zur Unanwendbarkeit
der Bestimmung des § 37d AÖSp (zB Handelsgericht Wien 1 R
260/96y, 1 R 599/96a uva; LG Wels 23 R 7/97m und OLG
Graz 4 R 24/97z).

Mit dieser Entscheidung ist daher – nunmehr auch vom OGH –
endgültig klargestellt, daß dem Regreß des Transportversicherers
gegenüber dem nach zwingendem Frachtrecht haftenden Spedi-
teur die Bestimmung des § 37d AÖSp nicht entgegensteht!

Dr. Gerhard Horak

Gebühren- und Steuerrecht
7504

§ 14, § 16 Z 1 lit c, § 18 Abs 2 GGG; § 58 JN

Haben die Vergleichsparteien eines ursprünglich
auf Unterlassung gerichteten Begehrens einen
Mietzins auf unbestimmte Zeit in bestimmter
Höhe vereinbart und sich der Beklagte zu dessen
Bezahlung verpflichtet, so hat die Bewertung
nach § 14 GGG bzw § 58 JN zu erfolgen.

VwGH 18. 12. 1997, 97/16/0151

Gem § 18 Abs 1 GGG bleibt die Bemessungsgrundlage für das
ganze Verf gleich.

Dazu bestimmt Abs 2 Z 2 leg cit folgende Ausnahme:

„Wird der Wert des Streitgegenstandes infolge einer Erweiterung
des Klagebegehrens geändert oder ist Gegenstand des Verglei-
ches eine Leistung, deren Wert das Klagebegehren übersteigt, so
ist die Pauschalgebühr unter Zugrundelegung des höheren Streit-
wertes zu berechnen; die bereits entrichtete Pauschalgebühr ist ein-
zurechnen.“

In erster Linie strebt die Beschw die Anwendung Bewertungsbestim-
mung des § 16 Z 1 lit c GGG an und vermeint, es liege in Gestalt
des abgeschlossenen Vergleichspunktes eine Bestandstreitigkeit
vor, die mit S 7950,– zu bewerten sei.

§ 16 Z 1 lit c GGG lautet:

„Die Bemessungsgrundlage beträgt:

1. 7.950,– S bei . . .

c) Bestandstreitigkeiten soweit nicht ein Geldbetrag verlangt wird,
sowie Streitigkeiten über Räumung- und Besitzstörungsklagen; . . .“

Dazu ist der Beschw entgegenzuhalten, daß es im vorliegenden
Fall ausschließlich um die rechtliche Qualifikation des Vergleichs-
punktes III geht, womit die Vergleichsparteien auf unbestimmte Zeit
einen Mietzins in Höhe von S 10.965,– vereinbart haben, zu des-
sen Bezahlung sich der Beklagte verpflichtete. Somit liegt in der ge-
troffenen Vereinbarung aber die Verpflichtung zur Leistung eines
Geldbetrages und daher gerade der in § 16 Z 1 lit c GGG aus-
drücklich normierte Ausnahmstatbestand vor, dessen Bewertung
nach den allgemeinen Regeln der §§ 14 GGG bzw 58 Abs 1 JN
zu erfolgen hat. Darauf, ob mit dem in Rede stehenden Vergleichs-
text ein vollstreckbarer Titel geschaffen wurde oder nicht, kommt es
hinsichtlich der Erfüllung des Erweiterungstatbestandes des § 18
Abs 2 Z 2 GGG nicht an (vgl dazu zB das von Tschugguel/
Pötscher, Gerichtsgebühren5 unter E 18 Abs 3 zu § 18 GGG refe-
rierte VwGH-Erk vom 17. 5. 1990, Zl 89/16/0226 ua).

Des weiteren meint die Beschw, der streitgegenständliche Ver-
gleich habe eine Abstandnahme der beiden Bf (als Kläger) von
ihrem ursprünglichen Unterlassungsbegehren dargestellt und sei
dadurch gar keine Änderung in der mit S 75.000,– bindend vor-
genommenen Bewertung des Streitgegenstandes eingetreten.

Dazu ist darauf zu verweisen, daß gegenüber einem gem § 56
Abs 2 JN vom Kläger bewerteten Unterlassungsbegehren eine ver-
gleichsweise vereinbarte Verpflichtung zur Bezahlung eines be-
stimmten Mietzinses ein aliud darstellt, welches hinsichtlich seiner
Bedeutung als Bemessungsgrundlage für die Gerichtsgebühr nach
der im Vergleich übernommenen Verpflichtung zu bewerten ist (vgl
dazu die bei Tschugguel/Pötscher aaO unter E 25 zu § 18 GGG
referierte VwGH-Rechtsprechung). Diese Bewertung führt aber zur
Errechnung einer Summe (nämlich S 10.965,– x 12 x 10), die den
ursprünglichen Wert des Streitgegenstandes erweitert hat. Es kann
somit keine Rede davon sein, daß der strittige Vergleichspunkt hin-
sichtlich seiner Bewertung bereits von jenem Betrag, mit dem die Bf
ihr ursprüngliches Unterlassungsbegehren bewertet hatten, erfaßt
war.

Schließlich meint die Beschw, daß allenfalls nur diejenige Diffe-
renz als Bemessungsgrundlage herangezogen werden dürfte, um
die der Mietzins laut dem in Rede stehenden Vergleichspunkt
gegenüber dem früher vereinbarten Zins erhöht worden sei. Auch
darin irren die Bf, weil sie übersehen, daß die Frage einer Erwei-
terung des Klagebegehrens ausgehend vom ursprünglichen Streit-
wert (das war im vorliegenden Fall das mit S 75.000,– bewertete
Unterlassungsbegehren) zu beurteilen ist und nicht unter Berück-
sichtigung irgendwelcher anderer Größen, die (wie hier allfällige
frühere Mietzinshöhen) für den ursprünglichen Wert des Streit-
gegenstandes nicht (mit)bestimmend waren.
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Anmerkung:
Die Klage war ursprünglich auf Unterlassung gerichtet, das im
Mietobjekt betriebene Unternehmen außerhalb der zulässigen Öff-
nungszeiten zu betreiben. Die Streitteile schlossen sodann einen
Vergleich, mit dem ein Zusatz zum Mietvertrag (Anhebung des
Mietzinses) geschlossen wurde. Darin wurde vom Kostenbeamten
eine Erweiterung des ursprünglichen Streitgegenstandes erblickt
(stRsp s AnwBl 1991/3666).

M. J. Müller

7505

§ 2 Z 1 lit b, § 18 Abs 2 Z 2 GGG; § 58 JN
Ist Gegenstand des Vergleiches eine Leistung,
deren Wert das Klagebegehren übersteigt, so ist
die Pauschalgebühr unter Zugrundelegung des
höheren Streitwertes zu berechnen; die bereits
entrichtete Pauschalgebühr ist einzurechnen.

Unbeachtlich ist es, wenn in einem gerichtlichen
Vergleich Kompensation mit anderen Forderun-
gen vereinbart wird, weil die Art der Tilgung kei-
nen Einfluß auf die Bemessungsgrundlage hat.

VwGH 12. 11. 1997, 96/16/0144

Gem § 18 Abs 1 GGG bleibt die Bemessungsgrundlage für das
ganze Verf gleich.

Wird allerdings der Wert des Streitgegenstandes infolge einer
Erweiterung des Klagebegehrens geändert oder ist Gegenstand
des Vergleiches eine Leistung, deren Wert das Klagebegehren
übersteigt, so ist die Pauschalgebühr gem § 18 Abs 2 Z 2 leg cit
unter Zugrundelegung des höheren Streitwertes zu berechnen; die
bereits entrichtete Pauschalgebühr ist einzurechnen.

Nach ständiger VwGH-Judikatur richtet sich in Anwendung des
§ 58 Abs 1 JN die zu bezahlende Ergänzungsgebühr im Falle von
gerichtlichen Räumungsvergleichen dann, wenn eine zeitlich nicht
exakt begrenzte Verpflichtung zur Zahlung eines Betrages über-
nommen wird, nach dem Zehnfachen des Jahreswertes (vgl insbe-
sondere die bei Tschugguel/Pötscher, Gerichtsgebühren5 unter E 5
zu § 18 GGG referierte VwGH-Judikatur, sowie das Erk vom
14. 11. 1996, Zl 96/16/0232).

Die Bf(in) wendet gegen die Gebührenvorschreibung zunächst ein,
der Vergleich sei „bedingt abgeschlossen“ worden, „wobei ein
Endtermin nicht ausdrücklich vereinbart“ worden sei. Dieses Vor-
bringen ist einerseits insoferne nicht verständlich, weil weder das
Protokoll über die Tagsatzung vom 6. 10. 1994 noch die schrift-
lich vorliegende Ausfertigung des Vergleiches erkennen lassen,
daß der Vergleich bedingt abgeschlossen worden ist. Andererseits
ist ja gerade deswegen, weil für das Benützungsentgelt über den

grundsätzlich für eine Räumung vorgesehenen Termin hinaus
kein Endtermin vereinbart worden ist, von einer Leistung auf unbe-
stimmte Dauer auszugehen.

Soweit die Bf(in) einwendet, die tatsächliche Räumung sei bereits
am 12. 10. 1994, also vor Zustellung der Vergleichsausfertigung
am 8. 11. 1994, erfolgt, übersieht sie, daß der Anspruch des Bun-
des auf die zusätzliche Pauschalgebühr nach § 2 Z 1 lit b GGG im
Falle der Klageerweiterung mit dem Beginn der Protokollierung ent-
steht. Daraus folgt aber, daß im Beschwerdefall die Gebühren-
schuld bereits zum Zeitpunkt der Tagsatzung am 6. 10. 1994 ent-
standen ist. Auf die Zustellung der Vergleichsausfertigung kam es
demgegenüber aus dem Gesichtspunkt der Entstehung der Ge-
richtsgebührenschuld nicht an. Mangels eines ausdrücklichen, die
Gebührenschuld aufhebenden Tatbestandes im Gerichtsgebühren-
gesetz kann der Umstand, daß tatsächlich die Räumung bereits am
12. 10. 1994 (auch das war nach dem Zeitpunkt der Entstehung
der Gebührenschuld) erfolgte, an der Rechtmäßigkeit der Gebüh-
renvorschreibung nichts ändern.

Wenn die Bf(in) weiters die Auffassung vertritt, beim Wert der ver-
glichenen Leistung seien die vereinbarten „Kompensationen“ zu
berücksichtigen gewesen, so übersieht sie, daß nach ständiger
Rechtsprechung des VwGH als Bemessungsgrundlage der Gebühr
der Wert der Leistungen und nicht die Art der Tilgung der im Ver-
gleich begründeten Verbindlichkeiten zu verstehen ist, zu denen
sich die Parteien im Vergleich verpflichtet haben (vgl zuletzt das
Erk des VwGH vom 25. 9. 1997, Zl 96/16/0279, mwH). Daraus
folgt, daß die wechselseitigen Leistungen der Streitparteien in die
Bemessungsgrundlage der Gerichtsgebühr einzubeziehen waren,
wobei dem Umstand, daß die Parteien im Punkt VI des Vergleichs
die Kompensation der zu zahlenden Beträge vereinbarten, keine
Bedeutung zukommt.

Entgegen dem Vorbringen der Bf(in) bestehen auch keine verfas-
sungsrechtlichen Bedenken gegen die Regelung des § 14 GGG.
Wie bereits im oa Ablehnungsbeschluß vom VwGH ausgeführt
wurde – was von der Bf(in) offensichtlich übersehen wird –, liegt
der Inhalt des Vergleiches in der Dispositionsfreiheit der Streitpar-
teien. Daß der vorliegende Vergleich zu einer Erhöhung der Ge-
richtsgebühren geführt hat, hat seine Ursache also keineswegs in
einer undifferenzierten Verweisung des § 14 GGG auf Bestimmun-
gen der Jurisdiktionsnorm, sondern vielmehr in der Abfassung des
Vergleiches und der darin vereinbarten wechselseitigen Leistun-
gen.

Anmerkung:

1. Anläßlich einer Räumungs- und Mietzinsklage haben die Streit-
parteien nach Klagsausdehnung einen gerichtlichen Vergleich ge-
schlossen. Gegen den Zahlungsauftrag wurde eingewendet, die
Räumung sei vor Zustellung der Vergleichsausfertigung vorgenom-
men worden, überdies im Vergleich eine Kompensation der wech-
selseitigen Ansprüche vorgenommen worden, und es dürften für
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die Gebührenbemessung nur tatsächlich erfolgte Zahlungen be-
rücksichtigt werden. Der die Einwendungen (Berichtigungsantrag)
abweisende Bescheid hielt fest, der Zeitpunkt der Räumung und
der Endtermin für die tatsächliche Bezahlung des Benützungs-
entgeltes seien im Vergleich unbestimmt gewesen. Leistungen des
Klägers, die den Wert des Klagebegehrens übersteigen, seien bei
der Festsetzung der Pauschalgebühren zu berücksichtigen.
2. Die Begründung entspricht stRsp; zur Heranziehung des zehn-
fachen Jahreswertes s bereits AnwBl 1989/3263; 1994/4803
uvm zum unbestimmten Endtermin, insbesondere AnwBl 1988/
2946.

M. J. Müller

7506

§ 14ff, § 17, § 18 Abs 2 GGG; § 58 JN
Die in einem gerichtlichen Vergleich vereinbarte
Anwendung des richterlichen Mäßigungsrechtes
hinsichtlich einer Pönaleregelung – wobei die Pö-
naleleistung nicht für eine konkrete Dauer fixiert
ist – steht einer Anwendung des § 58 JN nicht
entgegen. Eine solche Pönalevereinbarung ist
auch keine Nebenforderung nach § 54 Abs 2 JN.

Dabei ist es auch unbeachtlich, daß die primär
vereinbarten Mängelbehebungen in längstens
einem Jahr exekutiv durchgesetzt werden kön-
nen.

VwGH 18. 12. 1997, 97/16/0344

Gem § 18 Abs 1 GGG bleibt die Bemessungsgrundlage für das
ganze Verf gleich.
Nach Abs 2 Z 2 dieser Gesetzesstelle tritt hievon eine Ausnahme
ein, wenn der Wert des Streitgegenstandes infolge einer Erweite-
rung des Klagebegehrens geändert wird oder Gegenstand des
Vergleiches eine Leistung ist, deren Wert das Klagebegehren über-
steigt. Die Pauschalgebühr ist dann unter Zugrundelegung des
höheren Streitwertes zu berechnen; die bereits entrichtete Pau-
schalgebühr ist einzurechnen.
In erster Linie wendet sich die Beschw gegen die Anwendung der
Bemessungsgrundlage für den Vergleichspunkt II, wobei sie ver-
meint, die bel Beh hätte der Tatsache, daß die vereinbarte Konven-
tionalstrafe dem richterlichen Mäßigungsrecht unterliege, nicht die
entsprechende Bedeutung beigemessen. In Anwendung der gebo-
tenen Vertragsauslegung gem § 914 ABGB sei die Pönaleleistung
von S 1000,– täglich nur als Obergrenze und damit als „vage
Orientierungsgrundlage“ vereinbart worden; es liege daher keine
Leistung iS des § 58 JN vor, sondern sei die Zweifelsregel des
§ 17 GGG zur Anwendung zu bringen.

Gem § 14 GGG ist Bemessungsgrundlage, soweit nicht im folgen-
den etwas anderes bestimmt wird, der Wert des Streitgegenstan-
des nach den Bestimmungen der §§ 54 bis 60 JN.
Nur dann, wenn sich die Bemessungsgrundlage nach den Bestim-
mungen der §§ 14 bis 16 GGG nicht ermitteln läßt, ist gem § 17
lit b leg cit betreffend Streitigkeiten, die vor die Gerichtshöfe gehö-
ren, ein Betrag von S 66.290,– anzunehmen.
Nach § 58 Abs 1 JN ist als Wert des Rechtes auf den Bezug von
Zinsen, Renten, Früchten und anderen wiederkehrenden Nutzun-
gen und Leistungen bei unbestimmter Dauer das Zehnfache der
Jahresleistung anzunehmen.
Zur Entscheidung steht daher zunächst die Frage, ob im vorliegen-
den Fall eine Pönalevereinbarung mit einer bestimmten Leistungs-
höhe vereinbart wurde oder nicht.
Der Beschw, die vermeint, zufolge der vereinbarten Anwendung
des richterlichen Mäßigungsrechtes liege keine Vereinbarung einer
bestimmten Leistungshöhe vor, ist entgegenzuhalten, daß es nach
ständiger VwGH-Judikatur betreffend die Gerichtsgebührenpflicht
von Pönaleleistungen auf die Frage, ob (überhaupt) und (wenn ja)
in welcher Höhe ein Pönale tatsächlich bezahlt wird, nicht
ankommt (vgl die VwGH-Erk vom 7. 5. 1987, Zl 87/16/0020,
und vom 25. 6. 1992, Zl 92/16/0018); dies deshalb, weil es
betreffend die Beurteilung der Bemessungsgrundlage bei einem
Vergleich immer auf den Wert derjenigen Leistung ankommt, zu
der sich eine Vergleichspartei verpflichtet (vgl das VwGH-Erk vom
7. 5. 1987, Zl 87/16/0020, und die dort angeführte Vorjudika-
tur), nicht aber darauf, was schlußendlich tatsächlich geleistet
wird.
Betreffend das im Streitfall vereinbarte Pönale liegt eine präzise
formulierte Verpflichtung von „S 1000,– je Tag des Verzuges“ vor,
deren Heranziehung als „andere“ wiederkehrende Leistung iS des
§ 58 Abs 1 JN nichts im Wege steht. Dagegen ist eine allfällige
richterliche Mäßigung dieser Vertragsstrafe, die ua davon ab-
hängt, ob der Vertragsstrafschuldner sich im gegebenen Fall über-
haupt darauf beruft (vgl dazu die bei Reischauer in Rummel, ABGB
II2 Rz 18 vorletzter und letzter Absatz zu § 1336 ABGB angeführte
Rechtsprechung) und ob nicht der dem anderen Teil entstandene
Schaden ohnehin in Höhe des vereinbarten pauschalierten Scha-
denersatzes liegt (weil der wirkliche Schaden immer die Unter-
grenze einer allfälligen Mäßigung darstellt, vgl Reischauer aaO
Rz 13), ein Umstand, der erst dafür von Bedeutung ist, in welcher
Höhe ein Pönale schlußendlich tatsächlich schlagend werden kann.
Diesem Umstand kommt daher bei der Beurteilung der Höhe der
Bemessungsgrundlage für die durch die Vereinbarung eines Pöna-
les ausgelöste Gerichtsgebührenschuld ebensowenig Bedeutung
zu, wie der bei jeder Pönalevereinbarung bestehenden Frage, ob
derjenige Verzugsfall, zu dessen Sanktionierung die Vereinbarung
getroffen wurde, überhaupt eintritt. Die vereinbarte Anwendung
des richterlichen Mäßigungsrechtes stand daher einer Heranzie-
hung des § 58 Abs 1 JN im vorliegenden Fall nicht entgegen.
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Die Beschw wendet sich in weiterer Folge gegen die Annahme
einer Leistung von unbestimmter Dauer und vermeint, unter Zugrun-
delegung der Auslegungsregel des § 914 ABGB könne nicht ange-
nommen werden, daß die Parteien eine solche Leistung vereinbart
hätten, wobei darauf hingewiesen wird, daß die im Vergleichs-
punkt I vereinbarten Mängelbehebungen in längstens einem Jahr
exekutiv durchgeführt werden könnten.

Dazu ist die Beschw darauf zu verweisen, daß nach der VwGH-
Judikatur Leistungen wie zB die Vereinbarung eines Benützungsent-
geltes „für den Fall einer nicht rechtzeitigen Räumung“ bzw für den
Fall „der Überschreitung eines Räumungstermins“ als Leistungen
auf „unbestimmte Dauer“ iS des § 58 Abs 1 JN angesehen werden
und daß Gleiches für eine dazu vereinbarte Vertragsstrafe gilt
(vgl das VwGH-Erk vom 9. 9. 1993, Zl 92/16/0127, und die
dort angeführte Vorjudikatur). Der Umstand, daß bei Überschrei-
tung eines Räumungstermines regelmäßig in doch absehbarer Zeit
der Gläubiger des Räumungsanspruches im Exekutionsweg die
Durchsetzung der Räumung bewerkstelligen kann, ändert am Cha-
rakter der unbestimmten Dauer der Verpflichtung zur Bezahlung
des Benützungsentgeltes ebensowenig wie im vorliegenden Fall
der Hinweis darauf, daß die Erfüllung der im Vergleichspunkt I fest-
gelegten Maßnahmen in längstens einem Jahr exekutiv erzwingbar
wäre. Zum Zeitpunkt des Abschlusses der Pönalevereinbarung war
jedenfalls nicht abzusehen, für welche konkrete Dauer die Pönale-
leistung fixiert wurde. Wie lang es im Einzelfall dauert, eine durch
ein Pönale sanktionierte, terminmäßig fixierte Leistungspflicht im
Verzugsfall zwangsweise durchzusetzen, spielt betreffend den
Charakter der Pönaleleistung als solche von unbestimmter Dauer
keine Rolle. Für die von der Beschw angestrebte Anwendung einer
Bemessungsgrundlage in Höhe einer Jahresleistung bestand daher
kein Anlaß.

Insofern die Beschw vermeint, die in Rede stehende Pönaleverein-
barung sei als Nebenforderung iS des § 54 Abs 2 JN anzusehen
und habe daher bei der Berechnung des Streitwertes unberücksich-
tigt zu bleiben, ist sie darauf zu verweisen, daß dem nach der stän-
digen VwGH-Judikatur nicht so ist (vgl zB die VwGH-Erk vom
26. 5. 1983, Zl 81/15/0092; 7. 5. 1987, Zl 87/16/0020;
30. 3. 1989, Zl 88/16/0196 und 88/16/0206; 25. 6. 1992,
Zl 92/16/0018, und 9. 9. 1993, Zl 93/16/0061), wobei zur
Vermeidung weitwendiger Wiederholungen gem § 43 Abs 2
VwGG auf die Entscheidungsgründe dieser Erk verwiesen wird.

Schließlich wendet sich die Beschw auch gegen die Vorschreibung
einer zusätzlichen Pauschalgebühr für den Vergleichspunkt I, der
ihrer Ansicht nach keine Erweiterung des ursprünglichen Klage-

begehrens dargestellt habe. Dabei übersieht der Bf grundlegend,
daß sein ursprüngliches Klagebegehren ein Anspruch auf Bezah-
lung von Schadenersatz wegen schuldhaften Verzugs des Werk-
unternehmers mit der Verbesserung des mangelhaften Werkes war
(also Schadenersatz wegen positiver Vertragsverletzung; vgl dazu
zB Koziol/Welser, Bürgerliches Recht I10, 267ff, insb 270), wohin-
gegen mit dem Vergleichspunkt I ein davon zu unterscheidendes
aliud, nämlich ein Verbesserungsanspruch gem §§ 1167 bzw 932
ABGB vereinbart wurde (siehe dazu Koziol/Welser aaO 408). Da
somit auch die im Wege des Vergleichspunktes I getroffene Verein-
barung den ursprünglichen Streitgegenstand geändert hat, war die
entsprechende Leistung (gem § 17 lit b GGG mit S 66.290,–) zu
bewerten, zusammen mit der für den Vergleichspunkt II errechneten
Bemessungsgrundlage dem ursprünglichen Streitwert gegenüber-
zustellen und davon ausgehend die Gerichtsgebühr unter Berück-
sichtigung des für den ursprünglichen Streitwert schon entrichteten
Betrages neu zu bemessen.

Anmerkung:
1. In einem Verfahren wegen Mängelbehebungskosten und Scha-
denersatz aus dem Werkvertrag über die Errichtung eines Block-
hauses schlossen die Streitteile einen Vergleich:
„I. Die beklagte Partei verpflichtet sich, nachstehend angeführte
Mängel an dem von ihr gelieferten, dem Kläger gehörigen Haus in
Oberrabnitz, Marienfeldgasse 21, fachgerecht wie folgt bei Exe-
kution zu beheben (:::::)
II. Die beklagte Partei verpflichtet sich für den Fall des Verzuges
mit den zu Punkt I. angeführten Sanierungsmaßnahmen zur Zah-
lung einer dem richterlichen Mäßigungsrecht unterliegenden Kon-
ventionalstrafe von S 1.000,– je Tag des Verzuges . . .“
Mit Zahlungsauftrag vom 26. 5. 1997 forderte der Kostenbeamte
des LG Krems ad Donau restliche Pauschalgebühr ein, und zwar
für Punkt I. des Vergleiches ausgehend von einer Bemessungs-
grundlage von S 66.290,– und für den Punkt II. unter Anwendung
einer Bemessungsgrundlage in Höhe der zehnfachen Jahreslei-
stung. Dem dagegen erhobenen Berichtigungsantrag gab die bel
Beh keine Folge und vertrat die Auffassung, für die im Vergleichs-
punkt I übernommenen Leistungen sei gem § 17 lit b GGG der
Betrag von S 66.290,– als Bemessungsgrundlage heranzuziehen,
für die im Vergleichspunkt II getroffene Pönalevereinbarung gem
§ 58 Abs 1 JN der zehnfache Jahresbetrag.
2. Die Begründung des Erk liegt hinsichtlich des Pönales auf der
Linie bisheriger stRsp, s etwa AnwBl 1987/2699; 1989/3263;
1992/4301; 1994/4660.

M. J. Müller
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Volksblatt

vom 21. März 1998

OÖ Anwaltskammer-Präsident kritisiert Flut

von schlampigen Gesetzen

„Neues Scheidungsrecht gefährdet

Institution Ehe“

WELS – Heftige Kritik an der Gesetzesflut
und an der Schlampigkeit der Produktion
übte gestern der Präsident der oö Rechts-
anwaltskammer, der Welser Anwalt Peter
Posch, im VOLKSBLATT-Interview. Kein
gutes Haar ließ Posch am Entwurf des Ju-
stizministeriums für ein neues Scheidungs-
recht. „Eine Gefahr für die Institution Ehe!“

VOLKSBLATT – Nach Ihrer Wahl zum
Kammerpräsidenten vor einem halben
Jahr haben Sie die Gesetzesflut und die
Qualität der Gesetze kritisiert. Was hat
sich seither geändert?

POSCH – Leider nichts. Alles läuft im alten
Trott weiter, vor allem die Anlaßgesetz-
gebung.

Was stört Sie daran, wenn der Gesetz-
geber auf aktuelle Ereignisse reagiert?

Mich stört nicht die Reaktion an sich, son-
dern die Art der Reaktion. Es zählt nur
noch die Geschwindigkeit, für Grundsatz-
arbeit bleibt keine Zeit. So wird die Rechts-
ordnung zum Flickwerk.

Es ist doch so, daß alle gegen die Geset-
zesflut wettern, aber wenn’s einmal darauf
ankommt, sollte alles haarklein geregelt
sein. Wie kommt man aus dieser Zwick-
mühle?

Der Prozeß muß in der Schule beginnen:
Die Menschen müssen zu mehr Eigenver-
antwortung herangeführt werden; sie müs-
sen lernen, daß gewisse Räume nicht gere-
gelt sind. Das ABGB besteht aus 1502 Pa-
ragraphen, damit war das gesamte bür-

gerliche Leben von der Wiege bis zur
Bahre geregelt. Heute haben wird zigtau-
send Paragraphen, um soviel ist das Leben
auch nicht komplizierter geworden.

Was können Sie, was kann Ihr Stand unter-
nehmen?

Wir können nur Mißstände aufzeigen und
warnen, zum Beispiel vor dem geplanten
neuen Scheidungsrecht.

Der Entwurf macht das Scheidungsrecht
angeblich EU-reif. Was gefällt Ihnen daran
nicht?

Das hat nichts mit EU-Reife zu tun, der Ent-
wurf gefährdet die Institution Ehe.

Wodurch?

Wenn der Seitensprung kein Scheidungs-
grund mehr ist, dann ist das der Abschied
vom Grundsatz der ehelichen Treue. Man
kann durchaus über die Institution Ehe
diskutieren, aber nicht so! Man kann nicht
einen Pfeiler ersatzlos niederreißen und
hoffen, daß das Haus stehen bleibt.

Im Entwurf des Ministeriums ist vorgese-
hen, daß auch schuldig Geschiedene Un-
terhalt beanspruchen können. Was sagen
Sie dazu?

Die Ehe ist auch ein Vertrag. Wenn die
Vertragsbedingungen nicht mehr über-
schaubar sind, werden es sich viele über-
legen, den Vertrag abzuschließen. Wie
gesagt: ein Schaden für die Institution Ehe.

Die Presse

vom 29. März 1998

Anwälte warnen Gesetzgeber

Familienbesteuerung. Die Wiener Rechts-
anwaltskammer rechnet mit einer neuer-
lichen Aufhebung durch den Verfassungs-
gerichtshof.

WIEN (red.). Die nun im Parlament lie-
gende Vorlage über die Reform der Fami-
lienbesteuerung wird von der Wiener
Rechtsanwaltskammer heftig kritisiert. Bei
einem Pressegespräch am Donnerstag
abend meinte die Anwältin Brigitte Birn-
baum, daß die geplante Regelung erneut
den Vorgaben des Verfassungsgerichts-
hofs nicht entspreche.

So werde die vom Höchstgericht verlangte
Steuerfreiheit zumindest der Hälfte der Un-
terhaltsleistungen an Kinder bei mehreren
Gruppen weiterhin nicht erreicht: bei bes-
serverdienenden Familienerhaltern, beson-
ders aber bei Geschiedenen und solchen,
die für uneheliche Kinder, die nicht in
ihrem Haushalt leben, Unterhalt leisten.
Denn die Erhöhung von Familienbeihilfe
und Kinderabsetzbetrag um 6000 Schil-
ling (429 Euro) pro Kind und Jahr ab
2000 komme den geschiedenen Unter-
haltsleistenden nicht zugute.

Die Wiener Rechtsanwaltskammer fordert
daher den Gesetzgeber „dringend auf,
nicht neuerlich eine Regelung zu beschlie-
ßen, die flagrant den Erkenntnissen des
VfGH widerspricht.“ Und weiter: „Damit
wird sehenden Auges eine neuerliche –
eine dritte – Aufhebung der entsprechen-
den Bestimmungen angesteuert. Damit
würde auch dem Vertrauen in den Rechts-
staat ein schwerer Schaden zugefügt.“

„Das was hier geschieht, ist ein Angriff auf
unser Gemeinwesen“, warnte der Präsi-
dent der Rechtsanwaltskammer, Klaus
Hoffmann.

Der Standard

vom 28. März 1998

Anwälte-Kritik an Reform der Familiensteuer

Wien – Die Wiener Rechtsanwaltskammer
übt Kritik an der von SPÖ und ÖVP pak-
tierten Neuregelung der Familienbesteue-
rung: Diese trage in zwei wesentlichen
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Punkten dem Erkenntnis des Verfassungs-
gerichtshofes nicht Rechnung: Es fehle der
horizontale Steuerausgleich bei besser-
verdienenden Familienerhaltern sowie die
Entlastung bei Geschiedenen, die Unter-
halt zahlen müssen, sagt Kammer-Expertin
Brigitte Birnbaum: „Ich finde das eigentlich
peinlich, wenn man damit rechnen muß,
daß das wieder aufgehoben wird.“

Anwälte-Präsident Klaus Hoffmann nimmt
den Verfassungsgerichtshof vor dem Vor-
wurf einer Einmischung in die Politik in
Schutz: „Es ist korrekt, daß es ein politi-
sches Vorschlagsrecht bei der Besetzung
gibt – das hat einen guten Grund. Aber
dann darf ich keine politische Schelte
üben, sonst bekomme ich politische Duck-
mäuser als Verfassungsrichter. Das ist
infam.“ [cs]

Salzburger Nachrichten

vom 28. März 1998

Die Rechtsanwälte warnen den Gesetz-
geber davor, die Familiensteuerreform in
Kraft zu setzen. Mit dieser Reform werde
dem Erkenntnis des Verfassungsgerichts-
hofs erneut nicht Genüge getan, da besser-
verdienende Familienerhalter und unter-
haltspflichtige Geschiedene nach wie vor
gegenüber Kinderlosen benachteiligt wür-
den. Werde diese Reform beschlossen, sei
eine neuerliche – die dritte – Aufhebung
der Familienbesteuerung gewiß.

Wiener Zeitung

vom 28. März 1998

Rechtsanwälte erwarten wieder

VfGH-Aufhebung

Die Wiener Rechtsanwaltskammer übte
am Freitag heftige Kritik an der geplanten
Neuregelung der Familienbesteuerung.
Diese trage in zwei wesentlichen Punkten
dem Erkenntnis des Verfassungsgerichts-
hofes (VfGH) nicht Rechnung: Es fehle der

horizontale Steuerausgleich bei besser-
verdienenden Familienerhaltern sowie die
Entlastung bei Geschiedenen, die Unter-
halt zahlen müssen.

Kurier

vom 28. März 1998

WIDERSTAND

Familienbeihilfe vor Gericht?

Die Reform der Familienbesteuerung wer-
de neuerlich auf den Widerstand des
Verfassungsgerichtshofs stoßen, ist die
Wiener Rechtsanwaltskammer überzeugt.
Der horizontale Ausgleich zwischen Fami-
lien und Kinderlosen sei bei Besserverdie-
nern nicht sichergestellt.

APA
vom 27. März 1998

Familienbesteuerung: Rechtsanwälte erwarten

wieder VfGH-Aufhebung

Neuregelung entspricht nicht Erkenntnis der

Höchstrichter

Wien (APA) – Die Wiener Rechtsanwalts-
kammer übte am Freitag heftige Kritik an
der geplanten Neuregelung der Familien-
besteuerung. Diese trage in zwei wesent-
lichen Punkten dem Erkenntnis des Verfas-
sungsgerichtshofes (VfGH) nicht Rechnung:
Es fehle der horizontale Steuerausgleich
bei besserverdienenden Familienerhaltern
sowie die Entlastung bei Geschiedenen,
die Unterhalt zahlen müssen.

Die Rechtsanwälte forderten in einer Stel-
lungnahme den Gesetzgeber auf, „nicht
neuerlich eine Regelung zu beschließen,
die flagrant den Erkenntnissen des VfGH
widerspricht. Damit wird sehenden Auges
eine neuerliche – eine dritte – Aufhebung
der entsprechenden Bestimmungen ange-
steuert. Damit würde auch dem Vertrauen
in den Rechtsstaat ein schwerer Schaden
zugefügt.“

Die Presse

vom 29. März 1998

Bald strengere Haftung?

Gentechnik: Verschuldensunabhängig
sollte die Haftung für jene Unternehmer
sein, die sich mit gentechnisch veränderten
Organismen befassen. Dies fordert nun
die Wiener Rechtsanwaltskammer.

WIEN (m.s.). Während die Regierungsver-
handlungen über das neue Gentechnik-
Gesetz auf Eis liegen, meldete sich nun die
Rechtsanwaltskammer Wien zu Wort: Das
neue Gesetz solle eine verschuldensunab-
hängige Haftung für Schäden, welche
gentechnisch veränderte Organismen mit
sich bringen, enthalten. Außerdem, so die
Kammer, sollten die zu erwartenden volks-
wirtschaftlichen Auswirkungen einer sol-
chen Novelle vorher im Rahmen eines For-
schungsauftrages untersucht werden.

Im allgemeinen Produkthaftungsgesetz
wird die Haftung der Produzenten ausge-
schlossen, wenn die „Eigenschaft des Pro-
duktes nach dem Stand der Wissenschaft
und Technik nicht als Fehler erkannt wer-
den“ konnte, als es in Verkehr gebracht
wurde. Diese Regel solle für gentechnisch
veränderte Organismen aber nicht gelten.
So hat das Justizministerium bereits einen
Änderungsvorschlag erarbeitet, der sich
mit der Forderung der Anwälte deckt: Es ist
nämlich vorgesehen, daß die Unternehmer
die Risken der Gentechnik voll tragen müs-
sen. Sie sollen auch für Fehler haften, „die
erst nach dem Inverkehrbringen des Pro-
duktes erkannt werden können“.

Schließlich wiederholte Rechtsanwalt Ha-
rald Bisanz im Namen der Kammer die
Forderung nach einer vorangehenden Er-
forschung der möglichen Auswirkungen
dieser Neuerungen. Dafür müsse Zeit und
Geld da sein – bei aller gebotenen Eile.
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Wiener Zeitung

vom 28. März 1998

VerschuldensunabhängigesGenhaftungsgesetz

Die Österreichische Rechtsanwaltskammer
spricht sich für ein verschuldensunabhängi-
ges Gentechnikhaftungsgesetz aus. Harald
Bisanz erklärte zum vom Justizministerium
vorgeschlagenen Gentechnikhaftungsge-
setz, daß die Bestimmungen weitgehend
auf Zustimmung in der Kammer stoßen
würden. Auch die Beweiserleichterung im
Schadensfall begrüße man.

APA
Journal Umwelt

vom 31. März 1998

Das Genhaftungsgesetz bewegt

Cool: Die Gentechnik bewegt nicht nur die
Gemüter der Umweltschützer, Experten
und Parlamentarier, die derzeit versuchen,
einen Abschlußbericht zum Gentechnik-
ausschuß zu verfassen.

Nun meldete sich auch die Österreichische
Rechtsanwaltskammer zu Wort, deren Mit-
glied Harald Bisanz ein grundsätzliches Ja
der Interessenvertretung zu einem verschul-
densunabhängigen Gentechnikhaftungs-
gesetz aussprach. Für seinen Berufsstand
wären vor allem fünf bereits gesetzlich fest-
gelegte Grundsätze interessant, so Bisanz:
Das ethische Prinzip, das eine „strenge
Bedachtnahme auf die Wahrung der Men-
schenwürde und die Verantwortung des
Menschen für Tier, Pflanze und Ökosy-
stem“ vorsieht, das demokratische Prinzip,
das die Einbindung der Öffentlichkeit
regelt, das Vorsorgeprinzip, welches die
Sicherheit bei Arbeiten mit gentechnisch
veränderten Organismen (GVO) gewähr-
leisten soll und das Stufenprinzip, wonach
die Freisetzung von GVO nur stufenweise
gelockert werden darf. Weiters wichtig sei
natürlich auch das Zukunftsprinzip, das si-
cherstellen soll, daß der Forschung auf dem
Gebiet der Gentechnik keine unangemes-
senen Beschränkungen auferlegt werden.

Zum Gentechnikhaftungsgesetz sagte Bi-
sanz, daß die – noch nicht offiziell vorge-
stellten – Bestimmungen weitgehend auf
Zustimmung in der Kammer stoßen wür-
den. So begrüße man etwa die vorge-
sehene verschuldensunabhängige Haftung
oder die Beweiserleichterungen im Scha-
densfall. Kritik übte der Anwalt an der
„wahrscheinlichen“ Vorgangsweise des
Gesetzgebers. Unter dem Argument der
Eile werde die Möglichkeit verschlossen,
die Auswirkungen des Gesetzes auf die
Volkswirtschaft zu beurteilen.

Die Presse

vom 18. April 1998

Die Justiz will der Kriminalpolizei künftig

stärker auf die Finger schauen

Justizminister Michalek möchte eine große
Lücke in der rechtlichen Regelung des
strafprozessualen Vorverfahrensschließen.
Die Polizei hat damit keine Freude.

Wien (kom). Die Justiz will der Kriminal-
polizei in Zukunft stärker auf die Finger
schauen. Nach jahrelangen Vorarbeiten hat
Justizminister Nikolaus Michalek am Freitag
einen „Diskussionsentwurf“ vorgestellt, der
erstmals detaillierte Regelungen über die
Tätigkeit der Polizei im Dienste der Straf-
gerichte enthält. Michalek will der Staats-
anwaltschaft Kontrollmöglichkeiten über
die Arbeit der Sicherheitsbehörden einräu-
men und zugleich die Stellung des Beschul-
digten, aber auch des Opfers verbessern.

Während heute die Sicherheitsbehörden
im nahezu rechtsfreien Raum vielfach völ-
lig selbständig ermitteln und am Ende eine
möglichst pfannenfertigte Anzeige ablie-
fern, soll nach Michaleks Konzept nun die
Staatsanwaltschaft „als potentieller Leiter
des Ermittlungsverfahrens in die Ermittlun-
gen eingreifen können“. Dazu müssen die
Sicherheitsbehörden relativ früh den staat-
lichen Ankläger von ihren Erhebungen ver-
ständigen.

Zwar soll der jetzigen Praxis entsprechend
die Polizei weiter selbst entscheiden, was
sie zur Aufklärung von Straftaten unter-
nimmt. Ihre faktische Dominanz bei den Er-
mittlungen soll aber „durch eine rechtliche
Dominanz des Staatsanwalts ausgeglichen
werden“, so Michalek. 300 Bezirks- und
Staatsanwälte in ganz Österreich werden
sich bemühen müssen, der Exekutive mit
ihren 30.000 Mann in Zweifelsfällen das
nötige rechtliche Know-how zu vermitteln.

Die einzelnen Ermittlungsschritte sollen
erstmals umfassend – also über Spezial-
bereiche wie den Lauschangriff hinaus –
geregelt werden: von der Identitätsfeststel-
lung über die „Persons- und Hausdurch-
suchung“ bis zu verdeckter Ermittlung,
Scheingeschäften (etwa Ankauf von Dro-
gen durch einen Sicherheitsbeamten) oder
DNA-Analyse. Mit zunehmender Intensität
des Eingriffs in die Sphäre des Verdächti-
gen muß die Polizei entweder die Zustim-
mung nur des Staatsanwalts oder auch des
Gerichts einholen.

Der Richter, der dann nicht mehr Unter-
suchungsrichter heißen soll, hat nicht nur
über Grundrechtseingriffe zu entscheiden,
sondern dient auch als Rechtsschutzin-
stanz, bei dem sich Beschuldigte gegen
Maßnahmen der Polizei oder des Staats-
anwalts beschweren können. Wenn nötig,
soll der Richter auch an der Sicherung von
Beweisen teilnehmen (etwa an einem Ver-
hör eines jungen Opfers, das möglichst
nur einmal vernommen werden soll).

Der Beschuldigte kann schon vor der
ersten Vernehmung durch die Polizei einen
Anwalt kontaktieren und verlangen, daß
bei der Einvernahme eine Vertrauensper-
son dabei ist. Das soll nach den Vorstellun-
gen Michaleks nicht nur dem mutmaßlichen
Täter helfen, sondern auch den Behörden:
Denn wenn Zeugen beim Verhör dabei
sind, ist dem Vorwurf herausgeprügelter
Geständnisse von vornherein der Boden
entzogen.

Insgesamt kann sich die Polizei dennoch
nicht mit Michaleks Vorschlag anfreunden:
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„Ich halte den Entwurf für nicht sehr praxis-
gerecht“, sagte der Generaldirektor für die
öffentliche Sicherheit Michael Sika zur
„Presse“. Sika befürchtet, daß die Tätigkeit
der Polizei durch die vielfältigen Pflichten
zur Verständigung des Staatsanwalts un-
nötig erschwert werde. „In Wahrheit wird
ein praxisfremdes Untersuchungsrichter-
Modell durch ein praxisfremdes Staatsan-
walts-Modell ersetzt“, so Sika. Und: „Wir
bekommen einen Chef des Vorverfahrens,
der bei kriminaltaktischen Dingen nicht
mitreden kann.“ Rechtsanwalt Manfred
Ainedter, Sprecher der Strafverteidiger,
lobt den Entwurf hingegen als einen lange
erwarteten Schritt zur Verrechtlichung des
Vorverfahrens, und auch die Staatsanwälte
begrüßten das Diskussionspapier.

Michalek ist sich dessen bewußt, daß sein
Entwurf noch Gegenstand heftiger Kontro-
versen sein werde. Er versteht den Text
deshalb als einen „Reiberaum“ und will
erst im Lauf des nächsten Jahres einen
formvollendeten Entwurf präsentieren.

Auf keinen Widerstand dürften wohl jene
Passagen stoßen, mit denen Michalek die
Stellung des Opfers im Prozeß verbessern
will. Wer eine „Verletzung der sexuellen
Integrität“ oder sonst schwere Gewalt
erleidet, soll – wenn ihm die Mittel dazu
fehlen – einen kostenlosen Rechtsbeistand
erhalten. Ferner sollen diese Opfer sich
unabhängig von möglichen Schadener-
satzansprüchen am Verfahren beteiligen
und Beweise beantragen sowie Freisprü-
che bekämpfen können.

Kleine Zeitung

vom 13. 3. 1998

Kostenlose Rechtshilfe für

minderjährige Gewaltopfer

Sozialinitiative der Rechtsanwaltskammer:
Juristen werden für Opfer von Mißhand-

lung oder Mißbrauch im Strafprozeß
gratis tätig.

Katja ist zwölf. Über Jahre hinweg wurde
das Mädchen von einem Bekannten der
Familie sexuell mißbraucht. Jetzt vertraut
es sich einer Lehrerin an, es kommt zur An-
zeige und zum Strafprozeß. An der Seite
des Staatsanwaltes nimmt bei allen Ver-
handlungen ein Privatbeteiligtenvertreter
Platz. Es ist Katjas Anwalt. Er vertritt die
rechtlichen Interessen der Minderjährigen,
hat Akteneinsicht, kann Anträge stellen,
nützt das Fragerecht, fordert Schmerzens-
geld. Und: Seine Leistungen sind für Katja
gratis.

Ein fiktives Beispiel, aber keine Zukunfts-
musik, von der man nur träumen kann.
Denn einer bemerkenswerten Initiative von
Land Kärnten, der Kinder- und Jugend-
anwaltschaft sowie der Kärntner Rechts-
anwaltskammer ist es zu verdanken, daß
minderjährige Opfer von Mißhandlungen
oder Mißbrauch im Strafprozeß kostenlos
von einem Anwalt vertreten werden kön-
nen.

Die Aktion, von Landesrätin Karin Achatz
gestern vorgestellt, läuft ab sofort und ist
vorerst einmal für ein Jahr vorgesehen.
„Der Angeklagte hat Anspruch auf einen
Verfahrenshelfer, das Opfer nicht. Des-
halb haben wir uns entschieden, hier im
Sinne des Opferschutzes tätig zu werden“,
erklärte Dr. Wilfried Aichinger (Rechts-
anwaltskammer).

Kärnten ist das zweite Bundesland, das
diese kostenlose juristische Vertretung
anbietet. Man hofft, damit einen ersten
Schritt in Richtung einer Gesetzesänderung
getan zu haben. Wer einen kostenlosen
Privatbeteiligtenvertreter in Anspruch neh-
men möchte, kann dies beim Referat für
Jugend und Familie in den jeweiligen
Bezirken oder bei der Kinder- und Jugend-
anwaltschaft – Telefon (0 46 3) 17 08 –
anmelden.

Ulrike Greiner

Die Presse

vom 21. April 1998

Anwalt gegen erklärten Willen in Verzeichnis

Der Oberste Gerichtshof sieht das Persön-
lichkeitsrecht nicht verletzt, wenn ein
Anwalt wider Willen ins „Tiroler Rechts-
anwälteverzeichnis“ aufgenommen wird.

WIEN (kom). Gewöhnlich, so stellt der
Oberste Gerichtshof fest, bringt die Auf-
nahme eines Anwalts in ein Verzeichnis
aller Anwälte eines Bundeslandes für den
Betroffenen nur Vorteile, nicht aber auch
Nachteile. Bei Helmut R, einem Innsbruk-
ker Advokaten, war es nach dessen eige-
nen Aussagen anders: Er hatte gegen die
Nennung in einem von der Anwaltskam-
mer in Kooperation mit einer Tageszeitung
publizierten „Tiroler Anwälteverzeichnis“
protestiert.

Nach zwei angeblich unkorrekten Diszipli-
nar-Verurteilungen wollte R mit der Kammer
in keinen Zusammenhang mehr gebracht
werden. Weil er trotzdem im Verzeichnis
aufschien, verlangte er Schadenersatz.
Denn er, R, habe etliche Klienten verloren,
weil sie bei ihm im Verzeichnis keine Spe-
zialgebiete angeführt gesehen hätten (wer
wollte, konnte welche angeben).

Der OGH sah aber weder das von R
angesprochene Namensrecht verletzt – es
schützt nicht gegen die Nennung, sondern
gegen den unbefugten Gebrauch eines
Namens durch Dritte – noch das Persön-
lichkeitsrecht: „Niemand hat ein uneinge-
schränktes Recht zu entscheiden, ob sein
Name in der Öffentlichkeit genannt wer-
den darf“ (OGH 7 Ob 329/97a, Fax auf
Abruf Nr 0459/299 111-482, 3 Seiten).
Die Interessenabwägung fiel wegen des
öffentlichen Interesses an vollständiger
Information durch das Verzeichnis gegen
den Anwalt aus.
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Für Sie gelesen
■ Allgemeines bürgerliches Gesetzbuch.

Kodex des österreichischen Rechtes.
Bearbeitet von Franz Mohr. ORAC
Taschen Kodex, 3. Auflage, Stand 1. 4.
1997. Verlag Orac, Wien 1997.
432 Seiten, br, S 160,–.

Wirklich wohlfeil – die zwei vorherigen
Auflagen waren der Rezensentin leider
bisher unbekannt –, was man da um
S 160,– alles bekommt! Nicht nur, daß
schon das Register auf der Außenseite ein
schnelles Finden der maßgeblichen Teile
des ABGB ermöglicht, verfügt diese Aus-
gabe, bei welcher es sich um den reinen
Gesetzestext handelt, auch über einen
reichhaltigen Index. Novellierungen wie
das Bundesgesetz zum Schutz vor Gewalt
in der Familie und die Grundbuchsnovelle
1997 sind berücksichtigt. Im Vorwort findet
man die Erklärung, wie bei den einzelnen
Paragraphen gekennzeichnet ist, inwieweit
sie wann durch welche Novelle geändert
wurden. Da der Hinweis auf die Novelle
jeweils unter dem Paragraphen oder dem
novellierten Absatz separat in Kursiv auf-
scheint, springt einem der erschreckende
Umstand ins Auge, daß seit Jahren im
ABGB kein Stein am anderen bleibt.

Ruth Hütthaler-Brandauer

■ Bürgerliches Recht. Kodex des österrei-
chischen Rechtes. Bearbeitet von Franz
Mohr. 18. Auflage. Verlag Orac, Wien
1997. 600 Seiten, br, S 295,–.

Die 18. Auflage berücksichtigt Novellie-
rungen im ABGB, das Teilnutzungsgesetz,
die Haftungsbestimmungen im Luftfahrtge-
setz und die Wohnrechtsreform, die in der
Vorauflage nur im Anhang berücksichtigt
werden konnte. Mit insgesamt 35 Geset-
zen (reiner Gesetzestext) ist der handliche
Kodex wie seine der Rezensentin bekann-
ten “Geschwister“ Kodex Arbeitsrecht und
Kodex Sozialrecht ein äußerst praktisches,
kompaktes Nachschlagewerk. Vom ABGB
über das IPR-Gesetz, das Ehegesetz, das
Wohnungseigentumsgesetz und das Miet-
rechtsgesetz bis zu den Haftpflichtgesetzen
(Eisenbahn, Atom, Amt, Organ, Dienstneh-

mer, Produkt) und selbst noch dem Ange-
stelltengesetz, um nur die wichtigsten zu
nennen, ist hier alles schnell zur Hand.
Naturgemäß geht das handliche Format
bei der inhaltlichen Fülle auf Kosten der
Lesbarkeit, ein Prüfstein für Brillenträger,
ob nicht auch eine Brillenneuauflage not-
wendig ist.

Ruth Hütthaler-Brandauer

■ Österreich im Spannungsfeld von Neu-
tralität und kollektiver Sicherheit. Von
Helmut Türk. Verlag Österreich, Wien
1997. 132 Seiten, br, S 298,–.

Botschafter Türk, Mitglied österreichischer
Delegationen bei ungezählten internatio-
nalen Konferenzen, leistet mit seiner Arbeit
einen nützlichen Beitrag zu der bisher
unterschiedlich beurteilten Frage, was ein
NATO-Beitritt Österreichs für dessen Neu-
tralität bedeuten würde. Köck, Dekan der
rechtswissenschaftlichen Fakultät der Lin-
zer Universität, äußert dazu in seinem Vor-
wort recht dezidiert, daß es die auch für
Österreich notwendige Teilnahme an den
sicherheitspolitischen Strukturen schlecht-
hin gebiete, den Sonderstatus dauernder
Neutralität so rasch wie möglich abzu-
legen und seinen Beitrag zur regionalen
kollektiven Sicherheit durch den Beitritt zur
NATO zu leisten. Köck ist sich dabei
bewußt, mit dieser Feststellung nicht das
letzte Wort gesprochen zu haben.

Walter Schuppich

■ Österreichisches Lebensmittelrecht.
Von Barfuß/Smolka/Onder, MGA 542,
4. ErgLfg. Verlag Manz, Wien 1997.
222 Seiten, S 440,–.

Etwas mehr als ein Jahr nach der letzten
legen die Autoren nun eine weitere (seit
Erscheinen 1992: die vierte) Lieferung zur
Neuauflage vor, welche im wesentlichen
die Austauschseiten zum Kommentar, drei
weitere Entscheidungen (30a, 44, 45),
Süßungsmittel- und AlkoholangabenV,
Aromen-, Loskennzeichnungs- und Zusatz-
etikettierungsRL, sowie Nährwert-, Zusatz-
stoff- und Qualitätskennzeichnungsrecht
enthält; die bisher nicht verwendeten Leit-
karten II B-D (ZusatzstoffVen, Durchfüh-
rungsVen, EG-Ven und -RLen) werden

durch neue (Herkunfts- und Qualitätskenn-
zeichnung/Zusatzstoffrecht/Aromenrecht)
ersetzt – denen aber nach wie vor keine
Texte zugeordnet sind.
Für den Anwender wichtig sind vor allem
der Kommentar zur NWKV und die Gegen-
überstellungen (Paragraphenspiegel) von
LMKV/NWKV mit den EG-Vorschriften.
Für die Qualität des Gebotenen bürgen
die „Namen“ der Herausgeber (und ihrer
Mitarbeiter), wobei die Aufnahme von
Hauer (unter letztere) hoffen läßt, daß
künftig auch die – zwar schon deutlich ver-
besserte, aber noch immer nicht ganz zu-
friedenstellende – Aktualität nichts mehr zu
wünschen übrig läßt: vielleicht „beschert“
uns der nächste „Christkind“ endlich auch
einmal ein Sachregister . . .
Ceterum censeo: Daß die (unzähligen)
DurchführungsVen seit Einstellung der Erst-
auflage (1990!) noch immer nicht nach-
getragen wurde, ist für ein Werk dieses
Qualitätsanspruches nach wie vor unver-
ständlich.

Harald Schmidt

■ Beglaubigungsverträge – die Geltung
ausländischer Urkunden, Dokumente
und Vollmachten in Österreich. 4. Aufl.
Stand 1. 4. 1997. Von Martin Meyer.
Verlag Juridica, Wien 1997, 314 Sei-
ten, Loseblatt, S 990,–.

Die fortschreitende internationale Ausrich-
tung macht vor dem Urkundenwesen nicht
halt. Einen Teilbereich stellt die gegen-
seitige Anerkennung von Urkunden dar.
Diesem Problem nimmt sich Meyer mit dem
Ziel an, ein Zurechtfinden im Durcheinan-
der der unzähligen internationalen Abkom-
men und Regelungen zu erleichtern.
Im ersten Teil des in drei Teile gegliederten
Nachschlagewerkes erläutert er die grund-
sätzlichen Bestimmungen über den Begriff
und die Beglaubigung von Urkunden bzw
über die Echtheit und Beweiskraft von aus-
ländischen Urkunden.
Daran anschließend sind das Haager Be-
glaubigungsübereinkommen (BGBl 1968/
27), betreffend die Befreiung ausländi-
scher öffentlicher Urkunden von der Be-
glaubigung, sowie das europäische Be-
glaubigungsübereinkommen (BGBl 1973/
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274), betreffend die Befreiung der von
diplomatischen oder konsularischen Vertre-
tern errichteten Urkunden von der Beglau-
bigung, und (auszugsweise) das Wiener
Übereinkommen über konsularische Bezie-
hungen (BGBl 1969/318) enthalten.
Den Hauptteil des Buches bildet aber der
dritte Teil, der eine Länderübersicht von
Afghanistan bis Zypern (195 Staaten!!)
beinhaltet und die jeweils zwischen Öster-
reich und dem betreffenden Staat in Gel-
tung stehenden Regelungen über die Echt-
heit und Beweiskraft von Urkunden (ein-
schließlich Vollmachten) darstellt.
Dieses Werk verdient zu Recht den Titel
der Serie, in der es erschienen ist („Praxis-
kommentare“), da die Rechtsgültigkeit von
ausländischen Urkunden, aus praktisch
jedem Staat, mit einem Handgriff festge-
stellt werden kann. Daß die 4. Aufl nun
erstmalig in Loseblattform vorliegt ist sehr
zu begrüßen, da die rasche Aktualisierung
einen wesentlichen Faktor bei der Benüt-
zung darstellt.
Manche Verwender werden vielleicht bei
einer Neuauflage eine detailliertere Aus-
arbeitung des Anhanges B („Übersetzung
von Titeln wichtiger ausländischer Perso-
nenstandsurkunden“) fordern, da wichtige
Sprachen wie Russisch nicht berücksichtigt
sind. Alles in allem bleibt zu sagen, daß
dieses Nachschlagewerk jedem, der sich
schnell und sicher über die Geltung auslän-
discher Urkunden in Österreich informie-
ren will, gute Dienste erweisen wird.

Michael Enzinger

■ Angestelltengesetz. Von Robert Dittrich
und Helmuth Tades. Manz Kurzkom-
mentar, 21. Auflage. Verlag Manz,
Wien 1997. 408 Seiten, S 360,–.

Zu bescheiden, wie sich der Manz Verlag
mit diesem Taschenbuch nur an die unmit-
telbar betroffene Dienstnehmergruppe der
Privatangestellten und ihre Dienstgeber so-
wie die Funktionäre dieser beiden Interes-
senskreise wendet. Auch für den Anwalt
ein erfreuliches Buch – fettgedruckter Ge-
setzestext, danach zu den Fußnoten im
Gesetzestext der Kommentar, ausführliche
Angabe des Schrifttums, danach Entschei-
dungen nach systematischer Übersicht mit

jeweiligem Zitat der Fundstelle – genau
wie man es gerne hat.
Der Anhang bietet das AVRAG, das
Dienstnehmerhaftpflichtgesetz, auszugs-
weise das Elternkarenzurlaubsgesetz und
das Mutterschutzgesetz sowie das Urlaubs-
gesetz.

Ruth Hütthaler-Brandauer

■ Finanzstrafgesetz. 5. Auflage. Hrsg von
Heribert Harbich. MTA, Verlag Manz,
Wien 1997. 363 Seiten, S 320,–.

Auch die 5. Auflage des FinStrG in der be-
währten Manz-Taschenausgaben-Serie ist
von Harbich, dem anerkanntesten Kenner
des österreichischen Finanzstrafrechtes,
herausgegeben und betreut worden; sie
gibt den Gesetzesstand vom November
1997 wieder und ist hochaktuell. Harbich,
zuletzt Vizepräsident des OGH, war nicht
nur jahrelang Mitglied und dann Vorsit-
zender eines mit Finanzstrafsachen befaß-

ten OGH-Senates, er war und ist Fach-
autor von höchstem Rang, der durch zahl-
reiche Fachartikel und die Herausgabe
und Kommentierung des Finanzstrafrech-
tes auch in der MGA bekannt ist. Seine
scharfe Formulierung, blendende Diktion
und seine akribische Verläßlichkeit in allen
Details seiner Anmerkungen heben die
Taschenausgabe über den Rang einer blo-
ßen Textausgabe mit gelegentlichen Ver-
weisungs-Bemerkungen weit hinaus.

Alle FinStrG-Novellen seit 1994 sind be-
rücksichtigt. Zu § 5 ist nicht nur angemerkt,
daß Zollvergehen, die in einem anderen
EU-Mitgliedstaat begangen und im Inland

entdeckt wurden, von den inländischen
Zollämtern als Finanzstrafbehörden 1. In-
stanz zu verfolgen sind, sondern ist auch,
jeweils mit Rechtsquelle, die Liste jener
Staaten angefügt, bei denen wechselseiti-
ge Rechtshilfe und Auslieferung (letztere in
gerichtlichen Finanzstrafsachen) in Frage

Indexzahlen Februar 1998

Berechnet vom Österreichischen Statistischen Zentralamt

Index der Verbraucherpreise 96 (∅ 1996 = 100) 102,1

Großhandelsindex (∅ 1996 = 100) 100,8

Verkettete Vergleichsziffern

Index der Verbraucherpreise 86 (∅ 1986 = 100) 133,5

Index der Verbraucherpreise 76 (∅ 1976 = 100) 207,6

Index der Verbraucherpreise 66 (∅ 1966 = 100) 364,2

Verbraucherpreisindex I (∅ 1958 = 100) 464,0

Verbraucherpreisindex II (∅ 1958 = 100) 465,5

Lebenshaltungskostenindex (April 1945 = 100) 4077,5

Lebenshaltungskostenindex (März 1938 = 100) 3463,2

Kleinhandelsindex (März 1938 = 100) 3514,2

Großhandelsindex (∅ 1986 = 100) 105,1

Großhandelsindex (∅ 1976 = 100) 139,9

Großhandelsindex (∅ 1964 = 100) 232,9

Großhandelsindex (März 1938 = 100) ohne MWSt 2272,9
Zahlenangaben ohne Gewähr
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kommt. Mit Recht ist allerdings auch der
24 Seiten lange Erlaß des BMF vom
16. 12. 1995 betreffend Haus- und Perso-
nendurchsuchung im verwaltungsbehördli-
chen Finanzstrafverfahren wieder abge-
druckt, wobei der Herausgeber zu § 93
FinStrG anmerkt, daß der Gesetzgeber
wiederum verabsäumt hat, den Inhalt des
Erl auf Gesetzesstufe zu heben; obwohl
der Erl eine ganze Reihe detaillierter Vor-
schriften enthält – so zB über die Zuzie-
hung von Rechtsbeiständen und sonstigen
Vertrauenspersonen bei einer HD (man-
gels anderer gesetzlicher Grundlage zäh-
len auch die RA-Kammervertreter zu sol-
chen Vertrauenspersonen) –, heißt es in
der Einführung, daß die Erl-Richtlinien
lediglich einen Behelf (!) für die Anord-
nung und Durchführung von HDs und
Personendurchsuchungen darstellen. Sie
geben im Interesse einer einheitlichen Vor-
gangsweise die Ansicht (!) des BMF wie-
der; aber „eine Zitierung dieser Richtlinien
in mündlichen oder schriftlichen Erledigun-
gen hat zu unterbleiben“. Das ist nicht
recht verständlich, weil der Erlaß auf dem
Gesetz fußt und die Rechtsprechung der
Höchstgerichte berücksichtigt.
Bei wichtigen Bestimmungen – so zB bei
der Abgrenzung der gerichtlichen von der
finanzstrafbehördlichen Zuständigkeit in
§ 53 – gibt es drei Seiten Anmerkungen,
an denen man den vorzüglichen Straf-
rechtler Harbich erkennt.
Schade, daß das XV. Hauptstück über das
seit 1996 eingeführte Finanzstrafregister,
welches in einzelnen Bestimmungen über
ein landläufiges Strafregister weit hinaus-
geht, anmerkungslos blieb, obwohl dieses

der Behördenpraxis dienende Instrument
zur umfassenden Datenspeicherung in
mehreren Punkten an den Grundrechten
rüttelt.
Ein Autor wie Harbich hätte hier gewiß
einiges zu sagen, wofür in einer Taschen-
ausgabe offenbar der Platz fehlt. Wenn es
der Verlag über sich brächte, dem Autor
auch die Herausgabe eines Kurzkommen-
tars zum FinStrG – als „Sonderausgabe“
oder als „MKK“ – anzuvertrauen (für
Harbich ein, wenngleich zeitaufwendiges,
Kinderspiel), könnten Behörden, Rechtsbei-
stände, Rechtslehrer und Studenten enorm
profitieren. Also, wie wäre es damit?

Walter Strigl

■ Handbuch des Wettbewerbsrechts.
2. Aufl. Herausgegeben von Wolfgang
Gloy. C.H. Beck Verlag, München
1997. LIX, 1517 Seiten mit Loseblatt-
Ordner, S 2095,–.

Der „Gloy“ ist bei der Arbeit auch des
österreichischen Wettbewerbsjuristen nicht
mehr wegzudenken: In den elf Jahren seit

dem Erscheinen der Erstauflage (vgl deren
Rezension von Straberger in AnwBl 1988,
367) hat sich dieses Handbuch zu einem
Standardwerk des Wettbewerbsrechts ent-
wickelt. Seit geraumer Zeit ist es vergrif-
fen.
Die Neuauflage berücksichtigt die umfang-
reichen Änderungen des deutschen Rechts
insb durch die UWG-Nov 1994 und das
MarkenG 1994. Am bewährten Aufbau
hat sich nichts geändert: In drei Haupt-
teilen behandeln führende deutsche Wett-
bewerbsjuristen – Richter und Rechtsan-
wälte – allgemeine wettbewerbsrechtliche
Grundbegriffe, unzulässige Wettbewerbs-
handlungen und das Verfahrensrecht.
Ein Loseblatt-Ordner ist dem Werk ange-
schlossen. Er dient der Aufnahme von
Nachträgen, mit denen das Handbuch bis
zum Erscheinen der nächsten Auflage
aktuell gehalten werden soll.
Auch in der Neuauflage ist das Handbuch
des Wettbewerbsrechts von Gloy für jeden
Wettbewerbsjuristen unentbehrlich.

Lothar Wiltschek
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Übernehme Substitutionen, auch in Strafsachen (Jugendgerichtshof-
nähe). Dr. Christa Scheimpflug, Rechtsanwalt, Erdberger Lände 6,
1030 Wien.

Telefon (01) 713 78 33, 713 78 34 und 712 32 28, auch außer-
halb der Bürozeiten, Telefax 713 78 33-74 oder 713 78 34-74
oder Mobiltelefon (0663) 02 86 36.

■

RA Dr. Klaus Estl, Schanzlgasse 4a, 5020 Salzburg (100 Meter
vom Landesgerichtsgebäude Salzburg entfernt), übernimmt Substi-
tutionen in Zivil- und Strafsachen.

Telefon (0662) 84 31 64, 84 31 65, Telefax 84 44 43.

■

RA Dr. Michael Drexler, 1090 Wien, Hörlgasse 4/5, übernimmt
Substitutionen in Zivil- und Strafsachen.

Telefon (01) 317 42 88, Telefax 317 42 88-20.

■

RA Dr. Elisabeth Nowak, 1190 Wien, Gymnasiumstraße 68/6,
Telefon (01) 317 68 14, Telefax (01) 317 68 14-4, übernimmt
Substitutionen in Zivil- und Strafsachen in Wien und Umgebung,
insbesondere vor den Bezirksgerichten Döbling und Hernals.

■

Substitutionen in Salzburg und Umgebung, vor Gerichten, Ämtern
und Behörden, macht für Sie Dr. Christian Greinz, RA, 5020 Salz-
burg, Fürstenallee 50, Telefon (0662) 82 57 53, Telefax (0662)
82 57 05, Mobiltelefon (0663) 06 89 83, Privatanschluß (06212)
71 60, durchgehend erreichbar.

■

RA Dr. Helmut Denck, 1010 Wien, Fütterergasse 1, übernimmt
Substitutionen in Zivil- und Strafsachen.

Telefon (01) 535 60 92, Telefax 535 53 88.

■

Substitutionen in Zivil- und Strafsachen übernimmt Dr. Ruth Mirecki,
RA in Wien 3, Reisnerstraße 25/2, Telefon (01) 712 35 70,
713 16 41, jetzt ganztägig erreichbar.

■

RA Dr. Christian Leskoschek, 1010 Wien, Schwertgasse 2/XIII,
Telefon (01) 533 85 90, Telefax (01) 533 85 90-11, übernimmt
Substitutionen in Zivil- und Strafsachen in Wien und Umgebung.

■

RA Dr. Christian Adam, 5020 Salzburg, Sigmund Haffner-Gasse 3,
übernimmt Substitutionen aller Art in Salzburg und Umgebung.

Telefon (0662) 84 12 22-0, Telefax (0662) 84 12 22-6.

RA Dr. Stefan Joachimsthaler, 1070 Wien, Kandlgasse 32/10,
übernimmt Substitutionen in Zivil- und Strafsachen in Wien.

Telefon (01) 523 54 10, Telefax (01) 523 54 10-10.

■

Substitutionen in Wien und Umgebung in Zivil- und Strafsachen
übernimmt RA Mag. Erich Hochauer, 1010 Wien, Fütterergasse 1.

Telefon (01) 532 19 99, Telefax (01) 535 53 88.

■

RA Dr. Wolf-Georg Schärf, 1010 Wien, Kramergasse 1/12, über-
nimmt Substitutionen in Zivil- und Strafsachen in Wien sowie vor
den Bezirksgerichten Mödling und Purkersdorf sowie Interventio-
nen bei Exekutionen ab einem Streitwert von S 100.000,–.

Telefon (01) 533 39 51, Telefax (01) 533 39 52.

■

Substitutionen in Wien und Umgebung in Zivil- und Strafsachen
übernimmt RA Dr. Thomas Ruža, 1010 Wien, Wiesingerstraße 8/
19.

Telefon (01) 512 20 02, Telefax (01) 512 20 03.

■

Substitutionen aller Art in Wien und Umgebung, insbesondere vor
den BG Liesing und Hietzing, übernimmt auch kurzfristig RA
Mag. Irene Haase, An der Au 9, 1230 Wien.

Telefon/Telefax (01) 888 24 71, (0664) 337 94 16, durchgehend
erreichbar.

■

Übernehme Substitutionen aller Art, auch kurzfristig in Wien
und Umgebung: Dr. Wolfgang Langeder, Harkortstraße 9/19,
1020 Wien.

Telefon und Fax (01) 726 71 44 sowie 0676/326 86 18.

■

Linz – RA Mag. Rudolf Schweighofer, 4020 Linz, Bürgerstraße 41,
übernimmt Substitutionen aller Art in Linz und Umgebung.

Telefon (0732) 77 72 07-14, Telefax (0732) 78 25 70,
Mobil 0664/420 12 80.

■

Substitutionen aller Art (auch in Straf- und Exekutionssachen) in
Wien und Umgebung (in Wien auch kurzfristig), übernehmen die
Rechtsanwälte Mag. Wolfgang Reiffenstuhl & Mag. Günther Reif-
fenstuhl, Hofenedergasse 3/2, 1020 Wien.

Telefon (01) 218 25 70, Telefax (01) 218 84 60.
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Substitutionen im Raum Wr. Neustadt und Umgebung in Zivil-
und Strafsachen übernimmt RA Mag. Edwin Stangl, Neunkirchner-
straße 34, 2700 Wr. Neustadt.

Telefon (02622) 847 14, Telefax (02622) 847 14-22.

■

Substitutionen in Wien und Umgebung in Zivil- und Strafsachen
übernimmt RA Mag. Georg E. Thalhammer, 1010 Wien, Woll-
zeile 15/15.

Telefon (01) 512 62 20, Telefax (01) 512 62 21.

■

Substitutionen in Strafsachen aller Art (englischsprachige Klienten-
information möglich) übernimmt Dr. Hejsek, RA, Linzer Straße 73,
1140 Wien.

Telefon (01) 985 12 06, Mobiltelefon 0663/910 34 15, Telefax
(01) 985 12 06.

■

RA Dr. Harald Sitta, 1080 Wien, Josefstädter Straße 43/2, über-
nimmt Substitutionen in Wien und Umgebung.

Telefon (01) 408 85 24, Telefax (01) 408 85 24 11.

■

Substitutionen aller Art in der Obersteiermark (BG und LG’s Le-
oben, BG’s Bruck/Mur, Frohnleiten, Kindberg, Mürzzuschlag und
Mariazell) übernimmt Mag. Leopold Zechner, RA in 8600 Bruck/
Mur, Koloman Wallisch-Platz 8, Telefon und Telefax (03862)
51 2 24.

■

Substitutionen in Wien und Umgebung in Zivil- und Strafsachen
übernimmt RA Mag. Michael Ludwig Lang, 1070 Wien, Sieben-
sterngasse 42.

Telefon (01) 523 47 91-0, Mobil 0664/253 39 04, Telefax (01)
523 47 91-33, e-mail: ml.lang@magnet.at.

■

Substitutionen aller Art vor den Gerichten in Wr. Neustadt, Neun-
kirchen, Gloggnitz, Aspang, Mürzzuschlag, Pottenstein, Ebreichs-
dorf, Baden übernimmt RA Dr. Rudolf Rammel, 2700 Wr. Neu-
stadt, Pöckgasse 18.

Telefon (02622) 834 94, Telefax (02622) 834 94-4.

■

Substitutionen in Steyr, Grünburg, Kremsmünster, Neuhofen, Linz
und Umgebung übernimmt Mag. Alexander Wolkerstorfer, RA in
4522 Sierning, Neustraße 9.

Telefon (07259) 31 31, 0664/445 00 75, Telefax (07259) 43 43.

RA Mag. Gerlinde Goach, 8101 Gratkorn, Andreas-Leykam-
Platz 2, übernimmt Substitutionen in Zivil-, Straf- und Verwaltungssa-
chen vor den Gerichten und Verwaltungsbehörden in Graz, Frohn-
leiten, Bruck an der Mur, Leoben, Weiz, Gleisdorf und Leibnitz.

Telefon (03124) 231 77, Telefax (03124) 232 88.

■

Substitutionen vor sämtlichen Gerichten Wiens, Mödling, Baden
und Wiener Neustadt in Zivil- und Strafsachen übernimmt RA
Dr. Peter Wagner, Wollzeile 34/3, 1010 Wien.

Telefon (01) 513 98 78, Telefax (01) 512 12 25.

■

Substitutionen aller Art in Wien und Umgebung übernimmt Rechts-
anwalt Mag. Nikolaus Vasak, 1030 Wien, Weyrgasse 5.

Telefon (01) 713 45 78, Telefax (01) 713 94 80.

■

Substitutionen in Feldkirch, Bludenz, Dornbirn und Montafon über-
nimmt gerne für Sie Dr. Jürgen Amann, Brisera 12a, 6830 Rank-
weil; Telefon (05522) 484 80; Telefax (05522) 484 80-4.

■

Substitutionen aller Art in Wien und Umgebung, auch kurzfristig,
übernimmt RA Mag. Martin Nemec, 1210 Wien, Brünnerstra-
ße 37/5.

Telefon (01) 270 56 66, Telefax (01) 278 38 04.

■

Substitutionen in Kärnten in Zivil- und Strafsachen übernimmt RA
Mag. Petra Herbst-Pacher, L.L.M., 9500 Villach, Lederergasse 12.

Telefon (04242) 26 40 48, Telefax (04242) 26 40 48, e-mail:
HP@net4you.co.at

■

Substitutionen vor dem BG Schwechat, sowie Wien und Umge-
bung in allen Zivil- und Strafsachen übernimmt Dr. Rosemarie
Rismondo, 2320 Schwechat, Sendnergasse 38.

Telefon und Telefax (01) 707 84 79.

■

London – Österreicher, englischer Rechtsanwalt/Advokat, Europa-
recht, Kollisionsrecht und englisches Recht, Beratung und Vertre-
tung vor Gericht.

Philip Moser, MA (Cantab), Barrister, Warwick House Chambers.
8 Warwick Court, Gray’s Inn, London WC1R 5DJ, Telefon
(0044171) 430 23 23, Telefax (0044171) 430 91 71.



Übernehme Verkehrsstrafsachen/Führerscheinsachen in Bayern,
Raum Traunstein/München. Konditionen wie üblich.

Rechtsanwältin Ruth Neumann, Dorfplatz 3, 83620 Feldkirchen-
Westerham, Telefon (00498063) 86 80, Telefax (00498063)
86 82.

Junger Rechtsanwalt bietet ebenfalls jungem Kollegen Regie-
gemeinschaft in Kanzlei mit Schwerpunkt Wirtschaftsrecht. Sehr
schöne Kanzleiräumlichkeiten mit kompletter Büroinfrastruktur, um-
fangreicher Bibliothek sowie Anschluß an RDB und andere Daten-
banken stehen in ausgezeichneter verkehrsgünstiger Lage in Wien
zur Verfügung.

Interessierte Kollegen oder Kolleginnen wenden sich unter „Koope-
rativ“, Chiffre A-100448 an den Verlag.

■

Kanzleigemeinschaft: Wien, 8. Bezirk, Zentrumnähe, große helle
Räume, attraktiver Konferenzraum und Nebenräume: ab sofort.
Telefon (01) 409 04 15.

■

Rechtsanwalt mit Kanzlei in Wien 1, bietet Kollegin/Kollegen Regie-
gemeinschaft, Tel. (01) 533 80 25 oder schriftlich an Dr. Hanno
Preissecker, 1010 Wien, Habsburgergasse 5.

■

Verkaufe Doppelbestände aus juristischer Bibliothek (ua SZ, SSt,
ÖJZ, ZVR, RZ, VwGHSlg F-Teil, Index Hohenecker, EWr), bitte
Liste anfordern unter Tel (0732) 65 52 98, Dr. Puchmayr.

■

Vollständiger „Hohenecker Index“ (1952–1996) in bestem Erhal-
tungszustand günstig abzugeben. Interessenten wenden sich bitte
unter (02236) 223 90 an Mag. Kroat.

■

„Österreichisches Recht“, komplett eingeordnet bis Februar 1998
wegen Betriebsumstrukturierung günstig abzugeben.

Telefon: (01) 408 37 80.

Magister mit Gerichtspraxis sucht mittelfristig Konzipientenstelle
in Wien. Dissertant, belastbar, einsatzfreudig und kompetent,
solides juristisches Wissen, Berufspraxis sowie Sprach- und
EDV-Kenntnisse.
Zuschriften an den Verlag unter Chiffre A-100457.

Qualifizierter Konzipient mit großer LU und Schwerpunkt im Pro-
zeß- und Zivilrecht nach Bregenz gesucht.
Zuschriften an den Verlag unter Chiffre A-100458.
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Kanzlei – im Wohnungseigentum – unmittelbar neben Bezirks-
gericht in Wiener Außenrandbezirk – zu verkaufen.

Zuschriften an den Verlag unter Chiffre A-100429.

■

Kärntnerstraße – Nobellage! Große helle Büroräumlichkeiten in
Mezzaninetage (140 m2), 4 Zimmer, alle Nebenräume, Parkett-
boden, Gasetagenheizung, Erstbezug nach Renovierung, im still-
vollen Altbauhaus mit wunderschöner Fassade, ideal als Anwalts-
kanzlei vergibt günstig Immobilienkanzlei Dr. Semelmayer, Tel.
(01) 368 74 19, (0663) 89 63 44.

■

Kanzleiräumlichkeiten in repräsentativer, neu-renovierter Villa in
Innsbruck/Saggen – zentral gelegen – an RA oder WT/STB zu ver-
mieten. Ausstattung: 5 Zimmer + ca 60 m2 Sitzungszimmer, Küche,
WC, 2 kleine Nebenräume. Gesamt 235 m2. Bezugsfertig ab
1. August 1998.

Mag. Johannes Brand, Gänsbacherstraße 6, 6020 Innsbruck. Tele-
fon: Privat (0512) 57 26 15, Büro (0512) 53 00-921.

■

Kanzlei- und Wohnräume in 3 Etagen in Wien VII, Westbahn-
straße, langfristig zu vermieten.

Anfragen Tel und Fax (01) 523 96 60.

■

1020, Praterstraße 14, 2. Stock, 190 m2, unbefristete Hauptmiete,
4 Zimmer, getrennt begehbar, Küche, Bad, Abstellraum, 2 WC,
Lifthaus, Parkettboden, erstklassige Ausstattung, geeignet für Woh-
nung oder Kanzlei, HM S 23.000,– pro Monat zuzügl BK und
MwSt, direkt vom Eigentümer, Tel. (0664) 162 36 96.

■

Übersetzungen, insbesondere Deutsch–Englisch, Englisch–Deutsch,
beglaubigt und unbeglaubigt, Expreßservice, mother tongue stand-
ard English, anwaltlich qualifizierte Übersetzer aus England und
Österreich.

BLTS – Business and Legal Translation Services
Telefon (01) 512 86 04, Telefax (01) 512 86 05.

■

Büro für juridische Fachübersetzungen: gerichtlich beeidete Dol-
metscher und Übersetzer für die englische Sprache; ausgebildet im
österreichischen und anglo-amerikanischen Recht; Muttersprachen
Deutsch und Englisch; Verträge, Gutachten, Gesetze, allgemeine
Texte; rasche und zuverlässige Erledigung.

Telefon (01) 585 40 80-0, Fax Dw 20; e-mail: mfg-law@aon.at.
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